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Tarifautonomie und das Streik- 
recht sind ein hohes Gut. Aber 
ausgerechnet am internatio- 
nalen Frauentag den Frauen 
das Leben noch schwerer zu 
machen und für Gehaltswün-
sche mit Leuten gemeinsa-
me Sache zu machen, die das 
Weltklima vorschützen, wäh-
rend man selbst die kleinen 
Leute in die Pfanne haut, die 
auf den ÖPNV angewiesen 
sind, hält der Rathauskater für 
bedenklich. Seite 11

Ministerpräsident Söder und Staatsministerin Scharf: 
Starkes Ganztagsangebot dient allen Familien

Gemeinsam mit Ministerpräsident Dr. Markus Söder besuchte Bay-
erns Familienministerin Ulrike Scharf in Germering eine Grund-
schule. „Mit den verschiedenen Angeboten in der Kinderbetreu-
ung wird Bayern den unterschiedlichen Lebensentwürfen der Fa-
milien im Freistaat gerecht. Markenkern der bayerischen Familien-
politik ist dabei die Ganztagesbetreuung von Grundschulkindern. 
Die Grundschule in Germering ist ein Vorzeigeprojekt. Hier werden 
Kinder in der gebundenen Ganztagesschule, dem integrativen Hort 
und der Mittagsbetreuung ganztags betreut“, so Scharf.
Der Ministerpräsident betonte: „Jugend und Bildung haben für uns 
Top-Priorität. Wir wollen eine moderne und digitale Schule mit Em-
pathie und Zeit für die Kinder. Bereits heute werden im Freistaat 
260.000 Kinder im Grundschulalter auch nachmittags betreut. Für 
unser Ganztagsversprechen schaffen wir bis 2028 gemeinsam mit 
den Kommunen 130.000 neue Plätze. Großen Respekt und Dank  
allen engagierten Fachkräften.“
Ab dem Schuljahr 2026/2027 wird stufenweise ein Rechtsanspruch 
auf Ganztagesbetreuung für Kinder im Grundschulalter eingeführt. 
Bei der Umsetzung des Rechtsanspruchs unterstützt der Freistaat 
die Kommunen. Bereits seit August 2022 haben die Kommunen in 
Bayern Planungssicherheit: Sie können schon jetzt Unbedenklich-
keitsbescheinigungen für die Sonderförderung aus dem künftigen 
Landesförderprogramm „Ganztagsausbau“ erhalten, um ihre Pro-
jekte voranzutreiben   Bild: stmas.bayern.de

Positionspapier des Bayerischen Gemeindetags:

Stellschrauben  
der Energiewende

Der ländliche Raum rückt immer mehr in den Fokus der 
Energiewende. Mindestens 130.000 Hektar sollen bis 
2032 für Windvorranggebiete ausgewiesen sein. Bis 2030 
soll sich die Erzeugungsleistung der Photovoltaikanlagen 
von derzeit 16,2 GW auf ca. 50 GW erhöhen, was mehr 
als 35.000 Hektar zusätzlich überbaute Fläche im Fall von 
Freiflächenanlagen bedeuten würde. Hinzu kommt der 
Netzausbau, der auf Verteil- wie auf Übertragungsnetze-
bene erheblich gesteigert werden muss. Aufgrund dieser 
Herausforderungen hat der Bayerische Gemeindetag ein 
Positions- und Forderungspapier verabschiedet, das die 
Stellschrauben der Energiewende aus der Perspektive des 
ländlichen Raums beleuchtet. Verbandspräsident Dr. Uwe 
Brandl und Direktor Stefan Graf stellten die Maßnahmen 
bei einer Pressekonferenz in Markt Schwaben vor.

„Eine gelungene Transforma-
tion der Energieversorgung ist 
ein wesentlicher Baustein einer 
nachhaltigen Entwicklung auch 
der ländlichen Räume und da-
mit Basis für Wohlstand und Zu-
kunftschancen“, betonte Ge-
meindetagschef Brandl. Die Tak-
tung der damit verbundenen 
Anstrengungen sei enorm. 

Treibhausneutral bis 2035

Bis 2035 soll der komplet-
te Stromsektor in Deutschland 
treibhausneutral gestellt wer-
den. Aufgrund des prognosti-
zierten steigenden Strombe-
darfs bedeute dies eine Ver-
dreifachung der durch erneuer-
bare Energien zu erzeugenden 
Strommenge. Nach Berechnun-
gen der Energiebranche müsse 
dafür wöchentlich bis 2040 in 
Bayern Folgendes passieren:
• Installation von PV-Anlagen 
auf 160 Fußballfeldern Freiflä-
che und auf ca. 1.000 Wohnge-
bäuden.
• 2 neue 5 MW Windkraftanla-
gen werden in Betrieb genom-
men 
• 2.300 fossile Heizanlagen 
werden durch regenerative An-
lagen ersetzt (plus notwendiger 
Wärmenetzausbau).
• 1.250 Wohngebäude werden 
energetisch saniert.
• 3 Großbatteriespeicher (je-
weils ca. 2 Schiffscontainer) mit 
einer Kapazität von insgesamt 
15 MWh werden installiert.

• 8.600 PKW mit fossilen An-
trieben werden durch alternati-
ve Antriebe ersetzt.
• 3 neue Elektrolyseure mit ei-
ner Leistung von insgesamt 5 
MW werden installiert (ca. 5 
Container).
• 1 Umspannwerk wird errichtet.

Problematische Ausbauziele

„Realistisch gesehen sind die 
ehrgeizigen Ausbauziele, insbe-
sondere das Verdreifachungs-
ziel bei der Photovoltaik, bis 
zum Jahr 2030 kaum erreich- 
bar“, stellte Brandl fest. „Das 

V.l.: Bürgermeister Michael Stolze, Kreisverbandsvorsitzender 
Christian Bauer, Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl, Direktor 
Stefan Graf.  Bild: DK

Forderung des Bayerischen Städtetags:

Schutzschirm  
für kommunale 
Daseinsvorsorge

Ob steigende Energiepreise, teure Lebensmittel oder hö-
here Mieten: Die Inflation trifft Deutschland mit Wucht. 
„Die enorm gestiegenen Kosten machen es den Städten 
schwer, ihre Aufgaben weiterhin zu erbringen“, unterstrich 
der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Straubings 
Oberbürgermeister Markus Pannermayr, in München. 
Städte und Gemeinden seien mehrfach von Kostensteige-
rungen betroffen: als Versorger mit Strom, Gas, Wärme, 
Wasser sowie als Bezieher von Energie in Verwaltungsge-
bäuden und kommunalen Einrichtungen.

Zwar könnten sich die Kom-
munen beim Betrieb von Ver-
waltungen und kommunalen 
Einrichtungen gerade noch über 

Wasser halten, allerdings fielen 
letztere bei weitem nicht zur 
Gänze unter die Unterstützungs-
maßnahmen von Bund und Frei-
staat, bemerkte Pannermayr: 
„Strom- und Gaspreisbremse 
helfen. Sie schützen aber nicht 
vor der Inflation. 

Härtefallregelungen

Deshalb hat der Freistaat die 
Freien Träger in die Härtefallre-
gelungen miteinbezogen, ob- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Positionspapier zur Migrationspolitik:

Ruf nach Masterplan
Zahlreiche Städte und Gemeinden sind an ihrer Belastungs-
grenze. Die bewussten russischen Angriffe auf die Ener-
gie-Infrastruktur führen zu dramatischen Verhältnissen. 
Laut Deutschem Städte- und Gemeindebund muss eine 
EU-weite Verteilung der Flüchtlinge sichergestellt werden. 

Zudem sind Bund und Länder 
aufgefordert, Unterbringungs-
möglichkeiten zu schaffen so-

wie die Finanzausstattung und 
Integration zu verbessern. Ins-
gesamt fordert der Kommunal-
verband eine Neuausrichtung 
mit einem Masterplan Migrati-
onspolitik.

Deutlicher Anstieg  
der Bewerberzahler

Nach Angaben des DStGB 
sind derzeit rund eine Million 
ukrainische Flüchtlinge regist-
riert. Nach der Aufhebung der 
durch Corona bedingten Reise-
beschränkungen steigt auch die 
Zahl der Asylbewerber aus Dritt-
staaten wieder deutlich an. 2022 
wurden rund 220.000 Asylerst-
anträge in Deutschland gestellt, 
rund 45 Prozent mehr als im 
Vorjahreszeitraum. Damit wer-
den wieder die Zahlen von 2014 
und 2017 erreicht. Deutschland 
ist weiter innerhalb der EU das 
Hauptzielland von irregulärer 
Sekundärmigration aus Grie-
chenland, aber auch aus Italien 
und Spanien. Hier kommen vor 
allem anerkannte, aber noch 
nicht integrierte Geflüchtete 
nach Deutschland. Darüber hin- 
aus ist ein verstärkter Zustrom 
aus der und über die Türkei zu 
beobachten, zudem ein signifi-
kanter Aufwuchs von Migranten 
aus Ländern aus dem Balkan, die 
nicht zuletzt aufgrund der neu-
en Visumsfreiheit in Serbien den 
Weg nach Deutschland suchen.

Professionelle 
Unterbringungsstrukturen

Die Folgen dieses Ankunftsge- 
schehens zeigen sich laut DStGB 
in den Städten und Gemein-
den mittlerweile sehr deutlich. 
Trotz professionell entwickel-
ter Unterbringungsstrukturen 
sei die Mehrzahl der staatlichen 
und kommunalen Unterkünfte 
mit Asylbewerbern, Flüchtlin-

gen, Migranten aus dem Resett-
lement-Programm und afghani-
schen Ortskräften belegt. Hinzu 
kämen die aus der Ukraine ge-
flohenen Menschen.

Personal an der  
Belastungsgrenze

Im Vergleich zu den Jahren 
2015/2016 seien in der aktuel-
len Situation die Rahmenbedin-
gungen deutlich angespannter. 
Die Beschäftigten in den Kom-
munen seien nach mehr als zwei 
Jahren Corona-Pandemie er-
schöpft und teilweise an der Be-
lastungsgrenze. Außerdem füh-
re die Energie- und Wirtschafts-
krise dazu, dass die finanziellen 
Mittel der Kommunen ohne-
hin eingeschränkt sind und für 
die Unterbringung geflüchteter 
Menschen weniger Mittel be-
reitstehen. „Insofern werden 
wir auch die Asylstandards in 
Deutschland hinterfragen müs-
sen“, heißt es in dem Papier.

3,3 Millionen Schutzsuchende

Ende 2022 lebten einschließ-
lich der Kriegsvertriebenen aus 
der Ukraine rund 3,3 Millionen 
Schutzsuchende in Deutsch-
land, darunter über 300.000 ab-
gelehnte Asylbewerber. Auch 
um die Solidarität zu erhalten, 
würden schnelle Entscheidun- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

neue Deutschlandtempo müss-
te dafür auch für den Verteilnet-
zausbau und die Errichtung von 
PV-Freiflächenanlagen und Spei-
chern greifen.“ Jedenfalls sind 
die Gemeinden grundsätzlich 
bereit, den immensen Flächen-
bedarf bereitzustellen, um ge-
nügend Strom zu produzieren. 
„Allerdings brauchen wir gra-

vierende Verbesserungen bei 
der Wertschöpfung vor Ort“, 
unterstrich der Präsident. „Bis 
heute haben die Gemeinden 
keinen Anspruch darauf, dass 
sie oder ihre Bürger an den Er-
trägen beteiligt werden.“

Als Garant für die Akzeptanz 
der erforderlichen Veränderun- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Kugler 

85244 Röhrmoos  
am 17 3 

Bürgermeister Alexander Fritz 
90614 Ammerndorf  

am 19 3 

Bürgermeister Walter Bleimaier 
82266 Inning a. Ammersee  

am 21 3 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Rosalinde Schraud  
97230 Estenfeld  

am 15 3 

Bürgermeister Axel Herrmann 
95485 Warmensteinach  

am 16 3 

Bürgermeister  
Willibald Galleitner  
94166 Stubenberg  

am 17 3 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Ettl  

94350 Falkenfels  
am 11 3 

Bürgermeister Jens Frankhänel 
91233 Neunkirchen am Sand  

am 19 3 

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Moser 

94526 Metten  
am 13 3 

Bürgermeister Thomas Schuster 
94366 Perasdorf  

am 17 3 

Bürgermeister Ralph Edelhäuser 
91154 Roth  

am 22 3 

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Christian von Dobschütz  
91456 Diespeck  

am 18 3 

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Bauer 

94571 Schaufling  
am 22 3 

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Simon Haas  

94354 Haselbach  
am 11 3 

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Rechtssicheres Gemeinde- oder Stadtblatt
14. März 2023, 14:00 - 16:00 Uhr

Gemeindeblätter sind nach dem Urteil zum Stadtblatt in Crails-
heim inhaltlich und im Layout eingeschränkt. Vieles darf nicht 
mehr mitgeteilt werden - vieles, was gerade das Zwischenmensch-
liche in einer Kommune ausmacht. Das hat seine Berechtigung. 
Aber was bleibt dann noch für die Gemeindeblätter übrig? Wie re-
alisiert man ein attraktives Blatt mit eingeschränkten Inhalten? Der 
Vortrag zeigt Wege für ein qualitätvolles Blatt, das nicht in Konkur-
renz zur freien Presse tritt.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r
Rentabler Umbau von Kläranlagen – Ein Best-Practise-Beispiel
15. März 2023, 10:00 - 11:30 Uhr

Kläranlagen sind die großen Energiefresser in den Kommunen. Das 
kostet zunehmend mehr Geld und verursacht beachtlichen Co2-Aus-
stoß. Sowohl die finanzielle Seite als auch der Umweltschutzgedan-
ke sind gute Gründe, sich mit einem möglichen Umbau der Kläranla-
gen zu beschäftigen. Die Stadt Bad Kissingen hat eine Lösung gefun-
den, die zwar zunächst einige Investitionen nötig macht, dafür aber 
auf lange Zeit gesehen Planungssicherheit, Kostensicherheit und eine 
vollständige Dekarbonisierung ermöglicht. 
Referent: Thomas Hornung ist der Leiter des Tiefbaureferats der 
Stadt und hat diese raffinierte Lösung gefunden. Er stellt in seinem 
Vortrag vor, wie sein rentables Energiewende-Projekt realisiert wer-
den kann. Gerne beantwortet er im Anschluss Fragen aus dem Zu-
hörerkreis.  
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: kostenlos r
Große Projekte kommunizieren
Neuer Termin: 28. März 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Es gibt Projekte, die eine Menge Geld kosten, die der Bürger aber 
gar nicht wirklich wahrnimmt. Der Tiefbau kann ein Lied davon sin-
gen. Wenn hier gearbeitet wird, dann erkennt der Bürger das am 
besten daran, dass seine Mobilität in irgendeiner Form gehemmt 
wird. Außerdem kostet das Ganze hohe Summen, die aus Sicht der 
Bürger „versickern“. Die wenigsten wissen, was eine funktionieren-
de Infrastruktur wert ist. Also sollte man solche Projekte beson-
ders gut kommunizieren. Der Vortrag gibt Hinweise, wie das gelingt 
und zeigt auch ein paar Beispiele zu diesem Thema.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.
Social Media für Kommunen
9. Mai 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeister*innen sinnvoll zu nutzen? Wovon hängt 
es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit getragen werden? 
Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agieren? Der Vortrag 
öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nutzung und der 
sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r
Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 13. Juni 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt. r

Klimaschutz im Gebäudebereich:

Umstrittener Gesetzentwurf
Ab dem 1. Januar 2024 sollen neue Heizungen mit einem Anteil 
von 65 Prozent erneuerbare Energien betrieben werden. Das geht 
aus einem aktuellen Referentenentwurf der Bundesregierung zum 
Gebäudeenergiegesetz hervor. Der Einbau von Heizungsanlagen, 
die ausschließlich mit Erdgas- und Öl betrieben werden, soll dem-
nach nicht mehr erlaubt sein. Die bayerische Staatsregierung kriti-
sierte ein geplantes Verbot neuer Öl- und Gasheizungen durch die 
Bundesregierung als „Energiepolitik mit der Brechstange“.

Die Pläne von Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck benach-
teiligten und überforderten vie-
le Menschen, vor allem im länd-
lichen Raum, erklärte Bayerns 
Staatskanzleichef Florian Herr-
mann und bezeichnete die Plä-
ne als „ideologische Kopfgeburt. 
„Egal womit sich ein Grüner be-
schäftigt, es kommt am Ende 
immer ein Verbot heraus“, stell-
te Herrmann fest.

Erhebliche Belastungen

Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger kritisiert insbe-
sondere, dass die Betriebsdauer 
von bestehenden Öl- und Gas-
heizungen auf 30 Jahre begrenzt 
werden soll. „Einmal mehr will 
die Bundesregierung die Bürger 
in diesem Land vor vollendete 
Tatsachen stellen. Ein erzwunge-
ner Heizungsaustausch bedeu-
tet für tausende Immobilienbe-
sitzer erhebliche finanzielle Be-
lastungen. Es bleibt dabei voll-
kommen unklar, wie das Ganze 
auch für einkommensschwäche-
re Bevölkerungsschichten be-
zahlbar bleiben soll. Zuerst wer-
den die Ersparnisse vieler Haus-
halte aufgrund der hohen In-
flationsrate aufgefressen. Und 
danach sollen dieselben Bürger 
sich neue Heizungen anschaffen. 
Diese Rechnung wird nicht auf-
gehen. Anstatt auf Anreize setzt 
der Bund wieder auf Zwangs-
maßnahmen und Regulierung.“

Ungewollte Vollbremsung

Eine ungewollte Vollbrem-
sung beim Klimaschutz für Be-
standsgebäude befürchtet der 
Verband kommunaler Unter-
nehmen (VKU) und sieht dem-
entsprechend erheblichen Ver-
besserungsbedarf im Gesetz-
entwurf. Laut VKU-Hauptge-
schäftsführer Ingbert Liebing 
„spielt der Gebäudesektor beim 
Klimaschutz eine entscheiden-
de Rolle. Um die ambitionier-
ten Klimaschutzziele im Gebäu-
desektor sozialverträglich zu er-
reichen, müssen aus Sicht von 
Stadtwerken und kommunalen 
Energieversorgern machbare 
Wege gesucht und deshalb die 

gesamte Breite der verfügbaren 
Technologien genutzt und loka-
le Gegebenheiten berücksich-
tigt werden.“

Die geplanten Regelungen für 
neue Heizungen glichen indes 
einer ungewollten Vollbrem-
sung, fuhr Liebing fort. Sie führ-
ten sowohl bei Gebäudeeigen-
tümern als auch bei Energiever-
sorgungsunternehmen zu enor-
men Unsicherheiten. „Denn die 
erlaubten Heizungstechnologi-
en werden sich so, gerade im 
Bestand, nicht 1:1 und schon gar 
nicht sofort realisieren lassen.“

Steigende Kosten  
für Gebäudeeigentümer

Dagegen werde die effiziente 
Nutzung kommunaler Gasnet-
ze, ein wichtiges Asset der Ener-
gie- und Wärmewende mit Milli-
onen angeschlossenen Kunden, 
de facto von vornherein aus-
geschlossen. „Die Konsequenz: 
Steigende Kosten für Gebäude-
eigentümer und Zurückhaltung 
von klimapolitisch dringend er-
forderlichen Investitionen“.

Pläne, dass ab 2024 gasbasier-
te Heizungen nur noch einge-
baut werden dürfen, wenn die-
se sofort mit Biomethan oder 
grünen Wasserstoff betrieben 
werden, ignoriert Liebing zufol-
ge die Möglichkeit einer schritt-

weisen und bedarfsgerechten 
Transformationsplanung kom-
munaler Gasnetze. Der aktuel-
le Gesetzentwurf laufe somit 
de facto auf ein Einbauverbot 
von gasbetriebenen Heizungen 
ab 2024 hinaus, da in Deutsch-
land zu diesem Zeitpunkt nir-
gendwo grüner Wasserstoff 
oder Biomethan in ausreichen-
den Mengen aus dem Gasver-
teilnetz beim Endkunden an-
kommen werden. „Wenn die 
Option ‚grüne Gasheizung‘ ernst 
gemeint ist, dann muss es hier 
zwingend ausreichende Über-
gangsfristen für die Versorgung 
mit Wasserstoff und Biomethan 
geben“, machte der VKU-Haupt-
geschäftsführer deutlich.

Additive Erfüllungsoptionen 
bleiben unberücksichtigt

Auch die im Gesetzentwurf 
angelegte Variante hybrider Hei-
zungen aus Wärmepumpen und 
Wasserstoffthermen eröffnet 
aus seiner Sicht Lösungsräume 
und könnte bei flexiblerer Nut-
zung auch den immer wieder be-
fürchteten fossilen Lock-In ver-
meiden. Leider sei der Gesetz-
entwurf auch hier viel zu eng und 
sehe zum Beispiel vor, dass Hyb-
ridheizungen nur in Kombination 
mit einem Wärmepumpenanteil 
betrieben werden dürfen.

Alternative Technologiekom-
binationen wie etwa Solarther-
mie und H2-ready-Gaskessel so-
wie additive Erfüllungsoptionen 
blieben unberücksichtigt, tech-
nologische Spielräume und je 
auf das Gebäude passgenaue  
Wärmeversorgungskonzepte 

würden eingeschränkt. Dies 
führe bei Gebäudeeigentümern 
zu steigenden Kosten.

Sollte der §71 des GEG-Ent-
wurfs an diesen Stellen nicht 
nochmals in Richtung einer tat-
sächlichen Technologieoffen-
heit angepasst werden, „wird 
es in diesem Jahr zu massiven 
Lock-In-Effekten beim Einbau 
von Erdgasthermen kommen“, 
um diesen Verpflichtungen noch 
kurzfristig zu entgehen, mahnte 
Liebing. „Damit hätte der Ge-
setzgeber genau das Gegen-
teil dessen erreicht und für die 
nächsten 20 Jahre festgeschrie-
ben, was er ursprünglich beab-
sichtigt hatte.“

Transformationsplan 
angemahnt

Die Vorgabe, dass Transforma-
tionspläne der Wärmenetzbetrei-
ber bereits 2030 einen Anteil von 
mindestens 50 Prozent aus er-
neuerbaren Energien und Abwär-
me aufweisen, gehe über die An-
forderungen der Bundesförde-
rung für effiziente Wärmenetze 
(BEW) geförderten Transformati-
onspläne hinaus und sei vor allem 
in großen Fernwärmenetzen nur 
schwer zu erreichen. Entschei-
dend sollte sein, dass ein Trans-
formationsplan vorliegt, welcher 
die Klimaneutralität im Netz bis 
spätestens 2045 aufzeigt.

Der Hauptgeschäftsführer er-
innerte daran, dass 2022 60 Pro-
zent der abgesetzten Heizun-
gen Gaskessel gewesen seien. 
Die nunmehr geplanten Rege-
lungen seien aktuell weder im 
Markt umsetzbar noch sozial-
verträglich. „Aus VKU-Sicht wä-
re es besser, auf Basis der kom-
munalen Wärmeplanung örtlich 
optimale Transformationsstra-
tegien zu entwickeln.“  DK

Pflege- und Wohnqualitätsgesetz:

Heimaufsicht-Regeln  
werden reformiert

Um das Gesundheitssystem zu verbessern, will die Bayerische 
Staatsregierung bis zur Sommerpause die gesetzliche Grundla-
ge für Pflege- und Behindertenheime im Freistaat modernisieren. 
Wie der Vorsitzende des Gesundheits- und Pflegeausschusses 
im Landtag, Bernhard Seidenath, im Anschluss an eine Sachver-
ständigenanhörung zur geplanten Reform des bayerischen Pfle-
ge- und Wohnqualitätsgesetzes mitteilte, solle innerhalb weniger 
Wochen ein Gesetzentwurf vorgelegt werden.

Aktuell sind die Fachstellen 
für Pflege- und Behindertenein-
richtungen- Qualitätsentwick-
lung und Aufsicht (FQA) bei den 
Landratsämtern und kreisfrei-
en Städten für die Aufsicht über 
die Einrichtungen zuständig. 

Vor dem Hintergrund 96 beste-
hender Heimaufsichtsbehörden 
in Bayern, betonte Alexander 
Schraml vom Verband Kommu-
nale Altenpflege Bayern, dass 
einheitliche Kontrollmaßstäbe 
so nicht möglich seien und die 
Kontrolle deshalb auf die sieben 
Bezirksregierungen verlagert 
werden sollten.

Zusammenarbeit der FQA

Aus Sicht von Jürgen Auer 
vom Lebenshilfe-Landesverband 
Bayern müssten die FQA zumin-
dest bei Behinderteneinrich-
tungen landkreis- und städte-
übergreifend zusammenarbei-
ten, weil den Prüfern oftmals 
die Kompetenz hierfür feh-
le. Es sei nach wie vor richtig, 
dass die Kontrolle auf Landkreis- 
ebene stattfinde, da man näher 
am Geschehen sei, entgegnete 
Klaus Schulenburg vom Bayeri-
schen Landkreistag, wies gleich-
zeitig aber auch auf den drama-
tischen Personalmangel hin. Für 
die FQA habe der Freistaat den 
Kommunen 71 Vollzeitstellen 
versprochen, jedoch verzeichne 
man bislang nur 31.

Misstrauenskultur

Nach Auffassung von Wilfried 
Mück vom Caritas-Landesver-
band und Siegfried Benker von 
der Münchenstift GmbH, die in 
der Landeshauptstadt 13 Heime 
betreibt, sei es unmöglich, Qua-
lität in die Einrichtungen hinein-
zuprüfen. Die Misstrauenskul-
tur gegenüber der stationären 

Langzeitpflege ist Benker zufol-
ge enorm, weshalb man darauf 
achten müsse, auf diese Wei-
se nicht noch mehr Pflegekräf-
te aus dem Beruf zu vertreiben.

„Die derzeitigen Regeln für 
die Heimaufsicht bringen nur 
mehr Papierkram, aber zu we-
nig Schutz der Menschen in der 
Pflege“, kritisierte Ruth Wald-
mann, gesundheitspolitische 
Sprecherin der SPD-Landtags-
fraktion und stellvertretende 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Gesundheit und Pflege. Durch 
die Sachverständigenanhörung 
im Landtag sieht sich die SPD in 
ihrer Kritik bestätigt und erneu-
ert daher ihre Forderungen für 
eine Reform: mehr Unabhän-
gigkeit, bessere Kontrollen, ein 
konsequenteres Durchgreifen 
bei Missständen und eine ver-
besserte Kooperation aller zu-
ständigen Stellen.

Praxisferne Qualitätskontrolle

„Auch wenn in den meisten 
Einrichtungen gute Pflege enga-
giert geleistet wird, zeigt sich, 
dass die Qualitätskontrolle durch 
die Heimaufsicht vielfach nicht 
geeignet funktioniert. Die bishe-
rigen Regelungen sind oft praxis-
fern und haben teils schlimme 
Mängel nicht erkennen und ab-
stellen können. Im Interesse der 
Bewohnerinnen und Bewohner 
von Pflegeeinrichtungen muss 
der Schutz jedoch jederzeit zu-
verlässig funktionieren“, unter-
strich Waldmann. Die erschre-
ckenden Missstände in Schlier-
see und in Augsburg hätten nicht 
nur die Gesundheit von Men-
schen gefährdet, sondern sogar 
Leben gekostet. Solche Skanda-
le dürfe es in Zukunft nicht noch 
einmal geben. Die Staatsregie-
rung habe monatelang nur zu-
gesehen und keine wirksamen 
Maßnahmen ergriffen. Die Heim- 
aufsicht müsse im Falle gravie-
render Missstände schnell und 
konsequent durchgreifen und 
auch bereit sein, Pflegeheime zu 
schließen, wenn das Leben von 
Menschen in Gefahr ist.

„Wichtig ist es auch, sehr ge-

nau hinzuschauen und zu un-
terscheiden, ob es um Pflege 
im Bereich Altenhilfe oder um 
Eingliederungshilfe vom Men-
schen mit einer Behinderung 
geht. Denn Menschen mit Be-
hinderung und ältere Menschen 
mit Pflegebedarf haben sehr un-
terschiedliche Bedürfnisse und 
müssen demgemäß auch recht-
lich unterschiedlich betrachtet 
werden. Das gilt vor allem auch 
im Hinblick auf das Thema Woh-
nen“, stellte Doris Rauscher, 
Vorsitzende des Sozialausschus-
ses, fest. 

Lebensqualität und  
Selbstbestimmung

Die Expertinnen und Exper-
ten hätten sehr deutlich ge-
macht, dass in Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderun-
gen der Schwerpunkt der Über-
prüfung auf die Lebensquali-
tät, die Teilhabemöglichkeiten 
und die Selbstbestimmung der 
dort lebenden Menschen ge-
legt werden muss. Pflege spie-
le in diesen Wohnformen zwar 
auch eine wichtige Rolle, im Vor-
dergrund stünden jedoch die 
Teilhabeziele von Menschen mit 
Behinderungen. Diese müssten 
handlungsleitend sein.  DK

Fast 3,5 Mrd. Euro  
für unsere Familien
Scharf: „Bayerisches Familien-

geld ist einmaliges Erfolgsmodell
Seit Einführung des Famili-

engeldes 2018 wurden fast 3,5 
Milliarden Euro an Bayerns Fa-
milien ausbezahlt. Familienmi-
nisterin Ulrike Scharf freut sich 
über diesen Erfolg: „Damit un-
terstützen wir Bayerns Familien 
ganz einfach und unkompliziert. 
Über 800.000 Kinder und Fami-
lien haben mittlerweile unbüro-
kratisch und direkt auf ihr Konto 
bis zu 7.200 Euro erhalten. Bay-
ern bekennt sich kraftvoll zu sei-
nen Familien! Wir sind Familien-
land und gemeinsam stark!“

Das Familiengeld wird für al-
le ein- und zweijährigen Kinder 
in Bayern gezahlt. Die Eltern er-
halten 250 Euro pro Monat und 
Kind, ab dem dritten Kind 300 
Euro monatlich. Das Familien-
geld ist unabhängig von Einkom-
men, Erwerbstätigkeit und Art 
der Kinderbetreuung und er-
möglicht Eltern größtmögliche 
Wahlfreiheit. Wer in Bayern be-
reits Elterngeld beantragt und 
erhalten hat, muss keinen ge-
sonderten Antrag stellen. Der El-
terngeldantrag gilt zugleich auch 
als Antrag auf Familiengeld.   r
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haben Sie in letzter Zeit schon 
einmal versucht, kurzfristig ei-
nen Handwerker zu engagie-
ren? Sehr oft ist das ein aus-
sichtsloses Verlangen, verfüg-
bare Zeitfenster erst in weiter 
Zukunft möglich. Wenn man 
fragt, an was es liegt, lautet die 
Antwort in der Regel: Fachkräf-
temangel.

Als Chefin einer großen Kom-
munalverwaltung muss ich 
aber gar nicht bei anderen über 
den Gartenzaun schauen. Ein 
Blick in unseren Stellenbesetzungsplan reicht 
aus um zu sehen, dass rund 12 Prozent unse-
rer Stellen unbesetzt sind. Klar, in einer Verwal-
tung mit 6.800 Köpfen wird es immer eine ge-
wisse Fluktuation und damit einhergehend freie 
Stellen geben. Aber viele Positionen bekommen 

wir seit vielen Monaten nicht besetzt. Das fängt 
in der Bauverwaltung an und hört bei unseren 
Kindertagesstätten auf. So manche Kindergar-
tengruppe harrt der Eröffnung, weil das Perso-
nal zur Betreuung fehlt.

Insbesondere der Fachkräftemangel im Sozial- 
bereich steht seit einiger Zeit im Fokus: Ganz-
tagsbetreuung, Ukraine-Krieg, Corona-Pande-
mie. Der Bedarf an guter Bildung und an be-
darfsorientierter Betreuung und Unterstützung 
von Kindern und Jugendlichen ist in den ver-
gangenen Jahren enorm gestiegen. Damit ste-
hen wir als Kommune nicht alleine da. Viele freie 
Träger sehen diesen Bedarf genauso, leiden un-
ter dem gleichen Mangel und sehen sich immer 
weniger in der Lage, ihre Aufgaben ordnungsge-
mäß zu erfüllen. Dabei können wir beim Lehre-
rinnen- und Lehrermangel starten, gehen über 
das fehlende Personal bei Kinderbetreuungs-
einrichtungen und enden bei den Häusern der 

Jugendhilfe. Überall fehlt das 
Fachpersonal.

In Augsburg haben wir des-
wegen ein Bündnis zwischen 
der Stadt und den freien Trä-
gern geschlossen. Auf meine Ini- 
tiative hin haben wir gemein-
sam eine Resolution verab-
schiedet, die ein umfassendes 
Maßnahmenpaket formuliert 
und von über 50 Einrichtungen 
mit getragen wird (www.augs-
burg.de/resolution). Klar ist, 
dass wir als Stadt Augsburg uns 
nie aus der Verantwortung ver-
abschieden werden, weswe-
gen wir diverse Anstrengungen 

unternehmen, um Personal zu finden, auszubil-
den und zu halten. Aber so manche notwendige 
Handlung kann nur im engen Schulterschluss mit 
Freistaat und Bund erfolgen, wie beispielsweise 
die unkompliziertere Anerkennung von auslän-
dischen Berufsabschlüssen oder die Ausweitung 
von Studienplätzen für soziale Arbeit.

Und noch ein Punkt spielt eine wichtige Rol-
le: Die Festlegung von Standards. Deutschland 
ist Weltmeister im höher, weiter, besser. Doch 
mit dem bereits vorliegenden Fachkräftemangel 
in allen sozialen Bereichen – über die Pflege ha-
ben wir an dieser Stelle noch gar nicht gespro-
chen –ist es schon heute nicht mehr leistbar, die-
se Standards auch zu erfüllen. Wenn der bayeri-
sche Gesundheitsminister Klaus Holetschek also 
darüber nachdenkt, im Pflegebereich eine Ent-
bürokratisierungsoffensive zu starten, dann rufe 
ich dringend dazu auf, auch in den übrigen sozia-
len Bereichen genau solche Überlegungen anzu-
stellen und so manche vermeintliche Errungen-
schaft auf den Prüfstand zu stellen. Spannend 
ist in diesem Zusammenhang nämlich, dass bei 
Anhörungen die großen Verbände sich mit wei-
teren Standarderhöhungen durchsetzen, wäh-
rend die, die die Arbeit vor Ort machen, die Hän-
de über dem Kopf zusammenschlagen. Vielleicht 
ist es ja möglich, regelmäßig die Praktikerinnen 
und Praktiker vor Ort anzuhören. Zu den Prakti-
kerinnen und Praktikern vor Ort gehört übrigens 
auch die kommunale Ebene.
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Bayerische Tourismusbilanz 2022:

Gelungener Neustart
Positives Fazit für Bayerns Tourismus im Jahr 2022: Wie das Baye-
rische Landesamt für Statistik für die zum Jahresende rund 10.900 
geöffneten Beherbergungsbetriebe Bayerns mitteilt, liegen die 
34,2 Millionen Gästeankünfte mit 75,0 Prozent deutlich über den 
Werten des Vorjahres. Auch die knapp 92,3 Millionen Übernach-
tungen übertreffen den Vorjahreswert um 51,3 Prozent merklich. 
Für eine Steigerung gegenüber dem Jahr 2019, dem letzten Jahr 
vor Beginn der Corona-Pandemie, reicht es – mit Ausnahme der 
Campingplätze sowie der Ferienzentren, -häuser und -wohnun-
gen – dennoch nicht.

Als „gelungen“ bezeichnete 
Bayerns Wirtschafts- und Tou-
rismusminister Hubert Aiwan-
ger den Neustart im Tourismus 
2022. Hoteliers, Wirte, Liftbe-
treiber, Campingplatzbetrei-
ber und Vermieter hätten sich 
trotz hoher Energiepreise und 
Inflation nicht unterkriegen las-
sen. „Bayern ist und bleibt ei-
ne international starke Ganzjah-
res-Destination mit hervorra-
genden Betrieben. Damit das so 
bleibt, brauchen wir mehr Res-
pekt für die Menschen, die je-
den Tag für das Wohl von ein-
heimischen und ausländischen 
Gästen sorgen. Ideologische 
Verbotsdebatten wie zum Ski-
tourismus schaden uns hinge-
gen nur selbst.“

Mehr als 92 Millionen 
Übernachtungen

Das Jahr 2022 verzeichne-
te über 92 Millionen Übernach-
tungen, 2021 waren es knapp 61 
Millionen. Insgesamt wurde das 
Vor-Krisen-Niveau noch nicht voll-
ständig erreicht. Trotz der starken 
Sommersaison lag das vergange-
ne Jahr noch rund 9 Prozent unter 
dem Niveau von 2019. Ein besseres 
Abschneiden haben die corona- 
bedingten Einschränkungen zu 
Jahresanfang verhindert.

Eine Ausnahme bilden hier-
bei die Campingplätze sowie 
die Ferienzentren, -häuser und 
-wohnungen: Diese konnten ih-
re bereits während der Coro-
na-Pandemie gewonnene grö-
ßere Beliebtheit auch im Jahr
2022 weiter ausbauen. Gegen-
über dem Vor-Corona-Jahr 2019

verzeichnen die Campingplätze 
ein zweistelliges Plus von 15,8 
Prozent bei den Gästeankünf-
ten und von 19,2 Prozent bei den 
Übernachtungen. Bei den Ferien-
zentren, -häusern und -wohnun-
gen werden die Gästeankünfte 
von 2019 um 3,1 Prozent und die 
Übernachtungen von 2019 um 
5,6 Prozent übertroffen.

Im Vorjahresvergleich kön-
nen sich 2022 alle Betriebsarten 
über höhere Gäste- und Über-
nachtungszahlen freuen, bei 
den Jugendherbergen und Hüt-
ten und bei den Erholungs-, Fe-
rien- und Schulungsheimen fällt 
die Steigerung gegenüber dem 
Jahr 2021 am stärksten aus. 
Auch die Hotels haben sich 2022 
spürbar erholt und gehören mit 
einem Zuwachs bei den Ankünf-
ten von rund 86 Prozent zu den 
größten Gewinnern der Bran-
che. Aiwanger zufolge liegen 13 
von 36 bayerischen Tourismus-
regionen schon wieder auf 95 
Prozent des Vor-Krisen-Niveaus, 
das Fränkische Seenland und 
der Pfaffenwinkel haben es be-
reits überschritten.

Plus bei ausländischen Gästen

Ebenfalls wieder deutlich an-
gezogen hat 2022 die Zahl der 
ausländischen Gäste. Während 
in diesem so genannten Inco-
ming-Tourismus der asiatische 
Markt weiter schwächelt, haben 
sich andere Regionen signifi-
kant erholt. Aiwanger: „Das Ge-
schäft mit ausländischen Gästen 
wächst rund drei Mal so schnell 
wie beim Inlandstourismus. Die 
Übernachtungen haben schon 

wieder rund 80 Prozent des Le-
vels von 2019 erreicht. Einige 
europäische Quellmärkte lie-
gen wieder über dem Stand von 
2019, etwa Polen, Portugal oder 
Kroatien. Die Zahl der Über-
nachtungen von Gästen aus den 
USA hat sich gegenüber 2021 
mehr als vervierfacht. Ich gehe 
davon aus, dass wir 2024 auch 
im Incoming-Tourismus wieder 
auf Vor-Corona-Niveau liegen.“

Jenseits der Millionenmarke

Während in den vergangenen 
zwei Jahren lediglich für vier Ge-
meinden Übernachtungszah-
len jenseits der Millionenmar-
ke veröffentlicht werden konn-
ten (2020 und 2021 waren dies 
München, Nürnberg, Bad Füs-
sing und Oberstdorf), verdop-
pelte sich deren Anzahl im Jahr 
2022. Neben den erneut an der 
Spitze liegenden Städten Mün-
chen (16,0 Millionen), Nürnberg 
(3,1 Millionen), Bad Füssing (1,8 
Millionen) und Oberstdorf (1,8 
Millionen), waren dies nun zu-
dem Füssen (1,2 Millionen), Bad 
Kissingen (1,2 Millionen), Gar-
misch-Partenkirchen (1,2 Milli-
onen) und Regensburg (1,1 Mil-
lionen).

Größte Steigerung 
in Oberbayern

Im Jahr 2022 liegen alle sieben 
Regierungsbezirke über den im 
Vorjahr veröffentlichten Wer-
ten für die Gästeankünfte und 
Übernachtungen. Die größte Zu-
nahme bei den Gästeankünf-
ten erreicht dabei Oberbayern 
(+90,6 Prozent; 15,8 Millionen 
Gästeankünfte). Die vergleichs-
weise geringste Steigerung ent-
fällt auf Unterfranken (+54,9 
Prozent; 2,6 Millionen Gästean-
künfte). Bei den Übernachtun-
gen erzielt Mittelfranken mit 
+67,6 Prozent die größte Stei-
gerung auf gut 8,3 Millionen.
Schlusslicht ist auch hier wieder
Unterfranken mit rund 6,6 Mil-
lionen Übernachtungen im Jahr
2022 und somit einer Zunahme
gegenüber dem Vorjahr von le-
diglich 37,2 Prozent.  DK

Hate-Speech-Bilanz 2022:

Zunahme an Hass und Hetze
„Hass und Hetze halten sich im Internet auf erschreckend hohem 
Niveau und sind gegenüber dem Vorjahr leicht angestiegen“, teilte 
Justizminister Georg Eisenreich mit. Gemeinsam mit dem Münch-
ner Generalstaatsanwalt Reinhard Röttle und der Hate-Speech-Be-
auftragten der bayerischen Justiz, Staatsanwältin Teresa Ott, stell-
te der Minister die Hate-Speech-Bilanz für das Jahr 2022 vor.

„Unsere Hate-Speech-Spezia-
listen haben im Jahr 2022 insge-
samt 2.435 Verfahren neu ein-
geleitet. Im Jahr 2021 waren es 
2.317, vor drei Jahren 1.648 Ver-
fahren“, führte Eisenreich aus. 
Anklage erhoben wurde in 488 
Verfahren, im Vorjahr waren es 
450 Verfahren. In 324 Verfahren 
erging eine Verurteilung oder 
Strafbefehl, davon sind 260 Ver-
fahren bereits rechtskräftig ab-
geschlossen.

Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus an der Spitze

Von den 2.435 Verfahren wa-
ren 401 fremdenfeindlich (im 
Vorjahr 347), 387 antisemitisch 
(218), 64 behindertenfeindlich 
(25) und 44 christen- oder is-
lamfeindlich (52) motiviert. In 
38 Verfahren wurden die Op-
fer wegen ihrer sexuellen Ori-
entierung oder sexuellen Iden-
tität angegriffen, im Vorjahr 86. 
In 214 Verfahren waren die Ge-
schädigten weiblich, im Vorjahr 
waren es 280. In vielen Verfah-
ren kann die Motivation aber 
nicht eindeutig festgestellt wer-
den. Eisenreich zufolge ist die 
Zahl der Verfahren mit antise-
mitisch motivierter Hate Speech 
um 78 % von 218 im Jahr 2021 
auf 387 im Jahr 2022 gestie-
gen und hat ein erschreckendes  
Ausmaß erreicht. Corona sei 

hier die Triebfeder gewesen.
Die bisherige Höchststrafe 

in Bayern bekam ein Ersttäter, 
der im Netz unter falschem Na-
men gegen Politiker und Flücht-
linge hetzte. Er wurde zu einer 
Strafe von einem Jahr und acht 
Monaten auf Bewährung verur-
teilt. Laut Eisenreich „endet die 
Meinungsfreiheit dort, wo das 
Strafrecht beginnt. Selbst bei 
Ersttätern ist eine Freiheitsstra-
fe möglich. Außerdem drohen 
empfindliche Geldstrafen – bei 
Volksverhetzung beispielswei-
se mindestens drei Monatsge-
hälter plus Eintrag ins Führungs-
zeugnis.“

Online-Meldeverfahren

Um Hate Speech effektiv zu 
bekämpfen, hat das bayerische 
Justizministerium spezielle On-
line-Meldeverfahren für On-
line-Straftaten mit verschiede-
nen Kooperationspartnern ein-
gerichtet. So können Kommu-
nalpolitiker sowie Abgeordnete 
des Landtags, des Bundestags 
und des Europaparlaments seit 
September 2020 in einem On-
line-Meldeverfahren schnell und 
einfach Anzeigen und Prüfbit-
ten an die Generalstaatsanwalt-
schaft München übermitteln.

Insgesamt haben bislang 171 
Amts- und Mandatsträger ei-
nen Zugang zum Verfahren er-

halten. Nach Angaben des Mi-
nisters gingen bis zum 7. Febru-
ar dieses Jahres 181 Prüfbitten 
ein. In 152 Fällen wurde ein Er-
mittlungsverfahren eingeleitet 
und in 39 Fällen das Verfahren 
mit einer Anklage oder einem 
Strafbefehlsantrag abgeschlos-
sen. In 27 Fällen gab es Verurtei-
lungen zu Geldstrafen von bis zu 
150 Tagessätzen und in einem 
Fall zu einer Freiheitsstrafe von 
drei Monaten auf Bewährung.

Kooperation  
mit Baden-Württemberg

Darüber hinaus hat die Re-
cherche- und Informationsstel-
le Antisemitismus Bayern zum 
Schutz der Juden in Bayern 
2021 ein Online-Meldeverfah-
ren für Opfer judenfeindlicher 
Straftaten eingerichtet. Mit der 
Münchner Fachstelle „Strong!“ 
kooperiert die Justiz seit Okto-
ber vergangenen Jahres. Auch 
hat das Justizministerium im Juli 
2022 gemeinsam mit dem baye- 
rischen Innen- und Sozialminis-
terium sowie dem Sozialminis-
terium Baden-Württemberg in 
einer Kooperation mit der ba-
den-württembergischen Mel-
destelle „REspect!“ eine Anlauf-
stelle für alle Bürgerinnen und 
Bürger geschaffen. Last but not 
least wurde mit der Bayerischen 
Landeszentrale für neue Medi-
en das Projekt „Justiz und Me-
dien – konsequent gegen Hass“ 
ins Leben gerufen. Das Motto: 
„Erst anzeigen, dann löschen.“ 
Bereits 116 Medienunterneh-
men unterstützen die Initiative 
aktuell, 81 nehmen aktiv teil. DK

DKG-Gutachten zur Krankenhaus-Reform: 

Holetschek fordert Konsequenzen
Bayerns Gesundheitsminister: Dieses Alarmsignal muss  

zu deutlichen Korrekturen am Konzept der Bundesregierung führen
Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek fordert von der 
Bundesregierung Konsequenzen aus dem von der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) in Auftrag gegebenen Gutachten 
zu den Folgen der geplanten Krankenhaus-Reform. Holetschek 
betonte in München: „Das DKG-Gutachten übertrifft meine Be-
fürchtungen noch. Die Bundesregierung darf dieses Alarmsignal 
nicht ignorieren, sondern muss jetzt rasch die Länder und Klinik-
vertreter zu einem Krankenhaus-Gipfel einladen! Bayern ist wei-
ter bereit, gemeinsam ein geeignetes Konzept zu erarbeiten.“

Holetschek fügte hinzu: „Bun-
desgesundheitsminister Lau-
terbach hat bei der Ankündi-
gung der Krankenhaus-Reform 
im Dezember wörtlich verspro-
chen: ‚Patientinnen und Patien-
ten sollen sich darauf verlassen 
können, dass sie überall, auch 
in ländlichen Regionen, schnell 
und gut versorgt werden sowie 
medizinische und nicht ökono-
mische Gründe ihre Behandlung 
bestimmen.‘ Aber jetzt haben 
wir es wie im bayerischen Gut-
achten zum zweiten Mal schwarz 
auf weiß, dass dieses Verspre-
chen mit dem derzeitigen Kon-
zept gebrochen wird. Im Praxis-
check versagt die Reform!“

Von den Bedürfnissen  
der Menschen her denken

Holetschek unterstrich: „Man 
muss die Krankenhaus-Reform 
von den tatsächlichen Bedürf-
nissen der Menschen her den-
ken – und nicht vom grünen 
Behörden-Tisch aus. In Bayern 
müsste nach der DKG-Analy-
se mehr als die Hälfte aller Ge-
burtshilfestationen schließen. 
Über 40 Prozent der schwange-
ren Frauen müssten daher zur 
Entbindung künftig andere Kli-
niken aufsuchen. Soweit darf es 
nicht kommen! Eine sichere und 
wohnortnahe Geburt muss im 
Freistaat möglich bleiben.“

Der Minister betonte: „Auch 

die Neurologie wäre von massi-
ven Einschnitten betroffen: Von 
41 Standorten verblieben laut 
der Expertenanalyse nur 30. Da-
mit müsste sich jeder vierte der 
neurologischen Patientinnen 
und Patienten in einer anderen 
Klinik behandeln lassen. Beson-
ders heftig träfe es die interven-
tionelle Kardiologie, also die Ver-
sorgung bei Herzerkrankungen: 
Nur 41 von 106 Standorten blie-
ben nach der Erhebung der DKG 
übrig. Niemand kann mir erzäh-
len, dass es eine Verbesserung 
ist, wenn nur noch etwas mehr 
als ein Drittel der Kliniken für die-
se Behandlungen übrigbleibt.“

Dramatische Ergebnisse

Holetschek fügte hinzu: „Die 
tiefgreifende Analyse der DKG 
kommt zu dramatischen Ergeb-
nissen! Schon das bayerische 
Gutachten hatte in der vergan-
genen Woche aufgezeigt, dass 
mit einer Eins-zu-Eins-Umset-
zung des Reformvorschlags der 
Regierungskommission drasti-
sche Einschnitte in der bayeri-
schen Krankenhauslandschaft 
drohen würden. Nun wird deut-
lich: Im Freistaat könnten nach 
den von der DKG heute vorge-
stellten Ergebnissen fast dop-
pelt so viele Krankenhäuser zu 
ambulant-stationären Grund-
versorgern (Level I i) herabge-
stuft werden als nach der von 

mir in Auftrag gegebenen Ana-
lyse. Gleichzeitig gehen die 
DKG-Gutachter von noch ein-
mal mehr sogenannten Level-
I-n-Häusern in Bayern aus, die
künftig nur noch eine akutsta-
tionäre Basisversorgung, aber
keine spezialisierteren Leistun-
gen wie Schlaganfallversorgung
oder Geburtshilfe mehr anbie-
ten dürften.“

Notfallversorgung und  
stationäre Versorgung 
nicht mehr gewährleistet

Der Minister ergänzte: „Das 
DKG-Gutachten kommt zu dem 
Schluss, dass bei unveränderter 
Umsetzung des Vorschlags der 
Regierungskommission über 90 
der rund 300 somatischen Kran-
kenhäuser in Bayern durch die 
Reformpläne auf das sogenann-
te Level I i herabgestuft würden. 
Das bedeutet, sie könnten künf-
tig nur noch eine ambulant-sta-
tionäre Basisversorgung an-
bieten, zum Beispiel bei Diabe-
tes- oder Kreislaufproblemen. 
An diesen Häusern könnten kei-
ne Notfallversorgung und keine 
reguläre stationäre Versorgung 
mehr stattfinden. Das DKG-Gut-
achten kommt damit zum Er-
gebnis, dass fast jedes dritte so-
matische Krankenhaus kein voll-
wertiges Krankenhaus mehr wä-
re  Das ist ein atemberaubend 
schlechtes Zeugnis für die Re-
formvorschläge und zeigt, wie 
dringend hier Überarbeitungen 
notwendig sind.“

Holetschek bekräftigte: „Es 
steht außer Frage, dass wir ei-
ne Krankenhaus-Reform brau-
chen – da sind wir uns alle ei-
nig. An den Vorschlägen der Re- 
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gen in den ländlichen Räumen 
sieht der Bayerische Gemeinde-
tag den Dreiklang aus Gerech-
tigkeit, Selbstbestimmung und 
Teilhabe, der sich nach Exper-
tenanhörungen in insgesamt 25 
beschlossenen Forderungen der 
gemeindlichen Vertreter aller 
bayerischen Bezirke widerspie-
gelt. Brandl und Graf griffen fol-
gende zentrale Forderungen an 
Land und Bund auf:
1. Der Freistaat muss auf Grund-
lage des zukünftigen Strombe-
darfs kurz-, mittel- und langfris-
tige bayernweite Ausbauziele 
für die erneuerbaren Energien, 
Speicher und Elektrolyseure be-
nennen und diese mit dem da-
für erforderlichen Netzausbau 
effizient verschränken. Der not-
wendige Netzausbau braucht 
schnelle Genehmigungsverfah-
ren wie etwa bereits bei den 
Flüssiggasterminals praktiziert 
(Legal Genehmigung). Den Ge-
meinden ist über landkreiswei-
te Energienutzungspläne nach 
einheitlicher Methodik zu er-
möglichen, eigenverantwortlich 
für ihr Gebiet diese Ziele zu re-
alisieren und insbesondere den 
PV-Freiflächenanlagen ange-
messen Raum zu geben.
2. In aller Regel besonders ge-
eigneten, wenig konfliktträch-
tigen Bereichen sollen die Ge-
meinden hinsichtlich PV-Frei- 
flächenanlagen von den bislang 
erforderlichen Bauleitplanver-
fahren entlastet und die Verfah-
ren durch eine Zustimmungs-
entscheidung mit planerischen 
Erwägungen ersetzt werden. Ei-
ne faktische Abgabe der kom-
munalen Steuerungshoheit wie 
zukünftig bei den Windenergie-

anlagen muss unbedingt verhin-
dert werden.
3. Für Photovoltaik- und Wind-
kraftanlagen muss aufgrund ih-
rer Bedeutung für den Klima-
schutz auf naturschutzrechtliche 
Ausgleichspflichten verzichtet 
werden. Nach dem Vorbild der 
Windenergieanlagen sollen zu-
künftig auch Photovoltaikanla-
gen in Landschaftsschutzgebie-
ten grundsätzlich möglich sein.
4. Um den Flächenbedarf so 
weit wie möglich zu begrenzen, 
muss der Anteil der PV-Anla-
gen auf Dächern und bebauten 
Flächen im Vergleich zu Freiflä-
chenanlagen so hoch wie mög-
lich gehalten werden. Hierzu 
sind geeignete Förderkulissen 
und neue regulatorische Anreize 
notwendig, um regenerativ er-
zeugten Strom günstig im Quar-
tier zu verbrauchen. Die Nut-
zung von Flächen durch Maisan-
bau für Biogasanlagen ist wegen 
der schlechten Flächeneffizienz 
zu reduzieren.
5. Die Gemeinden sind an den 
Erträgen von erneuerbaren 
Energien-Anlagen („Konzessi-
onsabgaben“) auf ihrem Gebiet 
zukünftig per Gesetz statt durch 
freiwilligen Vertrag und in at-
traktiver Höhe zu beteiligen.
6. Den Gemeinden muss das 
Engagement in der Energieer-
zeugung gemeinsam mit erfah-
renen Partnern deutlich erleich-
tert werden. Dafür sind zum ei-
nen gesetzliche Beteiligungs-
rechte ein Instrument. Zum 
anderem sollen Kooperatio-
nen mit Energieversorgungsun-
ternehmen einfacher realisiert 
werden können.
7. Die Gemeinden müssen be-
rechtigt sein, zur Unterstützung 
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gen im Asylverfahren und dann 
im Falle einer Ablehnung eine 
gezielte Rückführungsoffensive, 
wie sie auch im Koalitionsver-
trag angelegt ist, benötigt, be-
tont DStGB-Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Gerd Landsberg.

Schnelle Verfahren und Rück-
führungen wirkten auch der oft-
mals kritisierten Tatsache entge-
gen, dass gut integrierte Perso-
nen, die Arbeit gefunden haben, 
abgeschoben werden sollen. In 
diesem Zusammenhang sei das 
Chancen-Aufenthaltsrecht kri-
tisch zu betrachten. Bereits jetzt 
biete das Aufenthaltsgesetz viel-
fältige Möglichkeiten für den 
Wechsel aus einem erfolglo-
sen Asylverfahren in einen le-
galen Aufenthalt. Bei der Lang-
zeitduldung handle es sich häu-
fig um Personen, die kein star-
kes Interesse gezeigt haben, ihre 
gesetzlichen Mitwirkungspflich-
ten zu erfüllen oder kaum ernst-
gemeinte Bestrebungen un-
ternommen haben, sich in Ge-
sellschaft und Arbeitsmarkt zu 
integrieren. „Die Bleiberechtsre-
gelung darf nicht als Anreiz wir-
ken, einen Asylantrag zu stellen, 
der von vornherein keine Aus-
sicht auf Anerkennung hat. Ei-
ne Vermischung von Asylrecht 
und dem Recht der Fachkräfte-
einwanderung sollte vermieden 
werden“, fordert Landsberg.

Deutlich mehr Plätze in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen

Für eine Neuausrichtung in 
der Migrationspolitik hält es der 
DStGB überdies für erforder-
lich, deutlich mehr Plätze in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen der 
Länder zu schaffen. Auch müsse 
der Bund in seinen Liegenschaf-
ten für Unterbringungsmöglich-
keiten sorgen.

Mit Blick auf die in Deutsch-
land lebenden Kriegsvertriebe-
nen aus der Ukraine fordert der 
Kommunalverband mehr Un-
terstützung von Bund und Län-
dern bei der Integration. Die 
überwiegende Mehrheit der er-
wachsenen Geflüchteten sind 
Frauen (80 Prozent), 48 Prozent 
mit minderjährigen Kindern. 
Nach einer aktuellen Umfra-
ge wollen rund 40 Prozent län-
ger oder dauerhaft in Deutsch-
land bleiben. Umso wichtiger 
sei es, ihnen durch ausreichen-
de Deutschkurse und die Aner-
kennung der Berufsabschlüsse 
den Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt zu ermöglichen, zu-
mal viele von ihnen ein hohes 
Bildungsniveau aufwiesen. Im-
merhin verfügten 72 Prozent 
über einen Hochschulabschluss.

Über 200.000 ukrainische Schü- 
ler besuchen besuchen aktuell 
die allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen – Tendenz 
steigend. Zunehmend werden 
diese in Regelklassen unterrich-
tet, was besondere Anforderun-
gen an die Lehrkräfte stellt. Die 
zusätzlichen Schüler treffen auf 
einen Lehrermangel. „Von daher 
wäre es wichtig, die berufliche 
Anerkennung von Lehrkräften 
unter den Kriegsvertriebenen 
aus der Ukraine zu beschleuni-
gen“, lautet ein weiterer Appell.

Bessere Möglichkeiten  
der Arbeitsmarktintegration

„Es scheint wesentlich besse-
re Möglichkeiten der Arbeits-
marktintegration als bei den 
Flüchtlingen aus den Jahren 
2015/2016 zu geben“, heißt es 
im Positionspapier. Nur etwa 
ein Drittel der rund 800.000 Sy-
rer und Afghanen im erwerbsfä-
higen Alter gehe einer steuer-
pflichtigen Beschäftigung nach. 
Mit Blick auf die Ukrainer sei 
es wichtig, ausreichend Sprach-
kurse anzubieten und die An-
erkennung der Berufsabschlüs-
se zu beschleunigen. Der Bund 
sei aufgerufen, die Sprachkurse 

auszuweiten. Gleichzeitig müsse 
das BAMF den bürokratischen 
Aufwand für die Kursträger re-
duzieren und die Qualifikations-
anforderungen an die Dozen-
ten flexibler handhaben. Für die 
Kitabetreuung würden darüber 
hinaus weiter u.a. bundesfinan-
zierte Brückenangebote benö-
tigt. Vor diesem Hintergrund er-
achtet der DStGB die Einstellung 
des bundesfinanzierten Pro-
gramms der Sprachkita als „voll-
kommen inakzeptabel“.

Nach Landsbergs Auffassung 
werde der Masterplan nur er-
folgreich sein, wenn eine dau-
erhafte und nachhaltige Finan-
zierung gesichert wird. „Bisher 
gibt es Finanzzusagen des Bun-
des nur bis zum Jahr 2023, näm-
lich 1,5 Milliarden Euro für die 
Ukraine-Vertriebenen und 1,25 
Milliarden Euro für Asylbewer-
ber. Das ist zwar anzuerkennen, 
reicht aber nicht aus, um insbe-
sondere die großen Vorhalte-
kosten der Kommunen, zum Bei-
spiel im Bereich Kita und Schule, 
abzudecken. Gleichzeitig brau-
chen wir klare Finanzzusagen 
von Bund und Ländern, insbe-
sondere für das Jahr 2024, da 
die Planungen und deren Um-
setzung in den Städten und Ge-
meinden jetzt laufen.“

Gerechtere Verteilung

Ein wichtiger Baustein eines 
Masterplans müsse auch eine 
bessere und gerechtere Ver-
teilung von Flüchtlingen inner-
halb der EU sein, kommentiert 
Landsberg. „Das ist zwar immer 
wieder angekündigt worden, 
aber bislang nicht umgesetzt.“

Die Kommunen benötigten 
bei der Aufnahme von Flücht-
lingen eine „Atempause“. Eine 
ungesteuerte Sekundärmigra-
tion von Flüchtlingen aus der 
Ukraine, die bereits in anderen 
Ländern der EU Schutz erhal-
ten haben, gelte es zu unterbin-
den. Die Bundesregierung müs-
se sich hier für eine zielgenaue-
re Verteilung einsetzen. Zudem 
sei illegalen Grenzübertritten in 
die EU zu begegnen. Dort sollte 
dies „auf der Basis des unter der 
deutschen Ratspräsidentschaft 
vorangetriebenen EU-Asyl- und 
Migrationspakts der EU-Kom-
mission geschehen. Dies betrifft 
vor allem die erhoffte Grund-
satzeinigung der EU-Staaten 
auf ein neues Dublin-Verfahren 
mit individuellen Beiträgen für 
die Aufnahme und Verteilung 
von Geflüchteten in der EU.“ 
„Die Blockadehaltung, die mitt-
lerweile von einer Vielzahl von 
EU-Staaten ausgeht, muss zwin-
gend aufgegeben werden“, for-
dert der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund. Dabei müs-
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wohl auch diese unter die Ener-
giepreisbremse fallen.“ Glei-
ches müsse auch für kommuna-
le Einrichtungen wie Kindergär-
ten, Schulen, Jugendhäuser und 
städtische Hallenbäder gelten. 
Ein Schutzschirm für die kom-
munale Daseinsvorsorge sei un-
abdingbar notwendig.

Wie der Verbandschef beton-
te, müsse das Risiko kurzfristiger 
und existenzbedrohender Liqui-
ditätsengpässe zum Schutz der 
Kunden abgefedert werden. Die 
Stadtwerke stünden für eine zu-
verlässige und nachhaltige Ver-
sorgung von Privathaushalten, 
Handwerk, Gewerbe und Wirt-
schaft mit Strom, Wärme und 
Gas. „Dies gelingt mit Hilfe einer 
strukturierten und langfristig an-
gelegten Beschaffungsstrategie, 
die Versorgungssicherheit über 
Rendite stellt“, erklärte Panner-
mayr. Dies bedeute, dass auch in 
Zeiten höchster Preise beschafft 
werden muss, und fallende Ener-
giepreise nicht zwingend zu ei-
ner Entlastung, sondern zu sin-
kenden Einnahmen führen.

Die volatilen Energiepreise 
seien unverändert eine große 
Herausforderung für die Stadt-
werke. Für die Beschaffung von 
Energie müssten hohe Sicher-
heitsleistungen an der Börse 
hinterlegt werden. Hinzu kom-
me das Risiko verzögerter Vor- 
auszahlungen oder möglicher 
Rückforderungen. Aus Sicht des 
Präsidenten „sind die bayeri-
schen Stadtwerke aktuell stabil, 
aber es bleibt ein Risiko kurzfris-
tiger und existenzbedrohender 
Liquiditätsengpässe“.

Mit Blick auf den Nahverkehr 
forderte Pannermayr den Bund 
auf, zusätzliche Regionalisie-
rungsmittel zur Verfügung zu stel-
len. Vom Freistaat würden finan-
zielle Mittel zur Deckung der er-
höhten Energiekosten für den 
gesamten Schienenpersonennah-
verkehr und öffentlichen Nahver-
kehr, einschließlich der kommu-
nalen Unternehmen und deren 
Auftragsunternehmen, benötigt.

Nach Angaben des Bayerischen 
Städtetags verursachten die stark 
erhöhten Preise für Strom und  
Diesel erhebliche Mehrkosten im 
ÖPNV, die auch nach der Strom-
preisbremse des Bundes und nach 
dem teilweisen Rückgang der 
Marktpreise für Diesel hoch blei-
ben. Die Länder-Verkehrsminister 
hätten einen zusätzlichen Bedarf 
zur Sicherung des bestehenden 
Fahrplanangebots im ÖPNV ein-
schließlich des SPNV von jeweils 
1,75 Milliarden Euro festgestellt. 
Jedoch seien die Mittel lediglich 
für 2022 um eine Milliarde Euro 
erhöht und für die Folgejahre um 
drei Prozent dynamisiert worden.

Der Freistaat verwende die 
zusätzlichen Regionalisierungs-
mittel 2022 und 2023 vollstän-
dig zur Deckung des Bedarfs im 
SPNV. Zusätzlich seien hierfür  
Eigenmittel des Freistaats vor- 
gesehen. Für den allgemei-
nen ÖPNV habe Staatsminis-
ter Christian Bernreiter eine 
Härtefallhilfe von 20 Millionen  
Euro angekündigt. Diese Mittel 
seien für private Omnibusun-
ternehmen mit eigenen Linien-
genehmigungen bestimmt und 
stünden unter der Vorausset-
zung, dass sich die kommunalen 
ÖPNV-Aufgabenträger jeweils 
mit mindestens einem Drittel 
an den Mehrkosten beteiligen. 
Hingegen erhielten kommunale 
Verkehrsunternehmen keiner-
lei Kompensation für gestiegene 
Energiekosten.

Um Defizite der Verkehrsunter-
nehmen und der Kommunen nicht 
weiter zu erhöhen, müssten Kos-
tensteigerungen an ÖPNV-Fahr-
gäste weitergegeben oder An-
gebote reduziert werden, erläu-
terte Pannermayr: „Angesichts 
der wichtigen Rolle von Bus, Re-
gionalbahn, U-Bahn, S-Bahn und 
Trambahn für Verkehrswende 
und Klimaschutz müssen Qua-
litätseinbußen im Öffentlichen 
Personennahverkehr vermieden 
werden. Die angespannten Haus-
halte der Städte und Stadtwerke 
erlauben es nicht, dieses Defizit 
allein zu tragen.“  DK
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formkommission gibt es jedoch 
sehr großen Verbesserungsbe-
darf. Das haben beide Gutach-
ten eindrücklich gezeigt. Es ist 
grob fahrlässig, dass die Regie-
rungskommission selbst keine 
Einschätzung zu den konkreten 
praktischen Auswirkungen ih-
rer Vorschläge unterbreitet hat. 
Warum müssen andere die Ar-
beit des Bundes erledigen?“

Holetschek erläuterte: „Fakt 
ist: Deutschlandweit droht ein 
Klinik-Kahlschlag, der die medi-
zinische Versorgung der Men-
schen massiv gefährdet. Die 
Reformpläne dürfen auf kei-
nen Fall eins zu eins umgesetzt 
werden. Alles andere wäre eine 
mutwillige Zerstörung der deut-
schen Krankenhauslandschaft.“

Holetschek betonte: „Es wird 
Zeit, dass der Bundesgesund-
heitsminister mit allen Betrof-
fenen redet, anstatt über ihre 
Köpfe hinweg zu planen oder 
den Auswirkungen einer aktu-
ell schlecht gemachten Reform 

Ruf nach Masterplan ... Deutscher Landkreistag:

Steigender Belastung der  
Pflegebedürftigen entgegenwirken 
Der Reformdruck in der gesetzlichen Pflegeversicherung 
nimmt nach Einschätzung des Deutschen Landkreistages wei-
ter zu. Präsident Landrat Reinhard Sager sagte aus Anlass der 
Vorstellung einer DAK-Studie zum Thema: „Es ist höchste Zeit, 
die Pflegeversicherung leistungsfähiger zu machen. Das nicht 
nur im Interesse der Pflegebedürftigen, der Angehörigen und 
der Landkreise als Sozialhilfeträger, sondern im Interesse eines 
zukunftsfähigen Gesamtsystems, das in schon wenigen Jah-
ren eine noch größere Rolle spielen wird als heute. Wir hof-
fen, dass die im Auftrag der DAK erstellte pflegewissenschaft-
liche Untersuchung im Bundesgesundheitsministerium und im 
Deutschen Bundestag auf offene Ohren stößt. Wir brauchen 
dringend eine neue Pflegereform.“

„Die Pflegeversicherung ist heute schon stark gefordert, aber 
sie wird es künftig noch viel mehr sein“, sagte er. Durch die mas-
siv gestiegenen Kosten in der stationären Pflege würde die Be-
lastung der Pflegebedürftigen trotz der jüngsten Reformschrit-
te bereits in diesem Jahr ein neues Rekordniveau erreichen. 
Dies würden die neuen Berechnungen des Pflegewissenschaft-
lers Prof. Dr. Heinz Rothgang im Auftrag der DAK zeigen. Der An-
teil der Pflegeheimbewohner, die Sozialhilfe in Anspruch neh-
men müssten, werde bis 2026 voraussichtlich 36 Prozent betra-
gen. Ohne die bereits eingeleiteten Maßnahmen wären das so-
gar über 46 Prozent.

„Das zeigt, dass der nach der Dauer des Heimaufenthalts ge-
staffelte Leistungszuschlag der Pflegekassen in die richtige Rich-
tung geht. Er ist allerdings zu niedrig und kann höchstens als ein 
erster Schritt gesehen werden. Weitere Reformschritte müssen 
folgen.“ Generell müssten höhere Löhne und ein besserer Per-
sonalschlüssel in Pflegeheimen vollständig von der Pflegeversi-
cherung getragen werden, forderte Sager.

Trotz der bisherigen Reformen würden ab Mitte dieses Jahres 
historisch hohe Eigenanteilswerte erreicht. „Die Belastung der 
Pflegebedürftigen in Heimen lag 2022 bei bundesdurchschnitt-
lich mehr als 2.400 Euro – da sind die Leistungen der Pflegekas-
sen bereits in Abzug gebracht. Und die Dynamik nimmt weiter 
zu und zeigt nur im Ansatz, worauf wir uns gefasst machen müs-
sen, wenn die Politik nicht gegensteuert. Pflegekassen und So-
zialhilfeträger drängen gemeinsam darauf, dass die Eigenanteile 
der Pflegebedürftigen weiter begrenzt werden.“

Eine neue Pflegereform dürfe nicht nur die Pflegeheime mit 
ihren exorbitant hohen Kosten in den Blick nehmen, sondern 
müsse auch die Pflege zu Hause stärken. „Nach wie vor werden 
80 Prozent der Pflegebedürftigen zu Hause betreut – entweder 
mit ambulanten Diensten oder von ihren Angehörigen allein. 
Das muss stärker unterstützt werden, z. B. durch den Ausbau 
von Tagespflege, Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege sowie 
erleichterte Möglichkeiten der Inanspruchnahme.“

Daneben müssten weitere Stellschrauben verändert werden, 
die bereits im Koalitionsvertrag vereinbart worden seien: „Da-
bei geht es etwa um die Übernahme der medizinischen Behand-
lungspflege durch die Krankenversicherung oder die Steuerfi-
nanzierung der Ausbildungskostenumlage. Auch dies würde den 
Betroffenen sehr helfen“, so Sager abschließend.  r

se sichergestellt werden, dass 
nicht einige wenige Staaten die 
Hauptlast tragen.

„Der Bund muss das aktuel-
le und zu erwartende Ankunfts-
geschehen von Flüchtlingen mit 
den Kommunen teilen und al-
le föderalen Ebenen frühzeitig 
über Fluchtbewegungen infor-
mieren“, macht Landsberg ab-
schließend deutlich. „Wir brau-
chen ein Frühwarnsystem des 
Bundes zur Vorbereitung aus 
kommunaler Ebene. Bei der Zu-
weisung von Asylbewerbern 
muss auch die Zahl der aufge-
nommenen Ukraineflüchtlinge 
berücksichtigt werden.“  DK

freien Lauf zu lassen. An dem 
notwendigen Krankenhaus-Gip-
fel mit den Ländern und Klinik-
vertretern sollte auch Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner 
teilnehmen. Und Lauterbach 
sollte sich bei seinem Kolle-
gen endlich vehement für den 
Strukturfonds über 100 Milliar-
den Euro einsetzen, den sogar 
ein Kommissionsmitglied, Pro-
fessor Christian Karagiannidis, 
vorgeschlagen hat. Wo bleiben 
die Mittel für den Transformati-
onsprozess? Ohne Geld geht es 
nicht! Genauso wenig übrigens 
wie mit Zeit. Bei diesem viel zu 
überhasteten Zeitplan kann die 
Reform doch nur schiefgehen!“

Die Bedürfnisse des Kranken-
haus-Personals kommen Holet-
schek in den Reformbestrebun-
gen zu kurz. Die Arbeitsbedin-
gungen müssten massiv verbes-
sert werden. Der Pflege-Beruf 
müsse attraktiver werden. Die 
Reform nütze nichts, wenn nie-
mand mehr im Krankenhaus ar-
beiten möchte.  r

Holetschek fordert ...

eigener energiewirtschaftlicher 
Tätigkeiten Fördergelder vom 
Staat zu erhalten.
8. Auf Landkreisebene dürfen 
nicht unter dem Deckmantel 
der Energiewende umlagefinan-
ziert Konkurrenzunternehmen 
zu Stadt- und Kommunalwerken 
entstehen.
9. Der Bezug von Strom aus An-
lagen, bei denen Energieerzeu-
ger und Verbraucher nicht per-
sonenidentisch sind, muss wirt-
schaftlich rentabel ermöglicht 
werden. Dazu sind insbesonde-
re Änderungen im Energie- und 
im Steuerrecht vonnöten.
10. Die Rolle der Gemeinden 
bei der Gewährleistung der ört-
lichen E-Ladesäuleninfrastruk-
tur muss sich auf eine Koordi-
nationsfunktion beschränken. 
Insbesondere darf sie für die 
Gemeinden keine dauerhaften 
Personal- und Kostenbelastun-
gen mit sich bringen.

Was „Wertschöpfung vor Ort“ 
konkret bedeutet, wurde in 
Markt Schwaben bei einer Be-
sichtigung der kommunal und 
mit Bürgerbeteiligung errich-
teten größten Solaranlage des 
Landkreises Ebersberg deutlich. 
Geschäftsführer Markus Henle 
zufolge liefert die 1,5 Hektar gro-
ße und von den Eberwerken be-
triebene Freiflächenanlage 1,5 
Megawatt Strom pro Jahr, wo-
mit 500 der gut 6.500 Haushal-
te Markt Schwabens im Jahr mit 
Strom versorgt werden. Um dies 
für alle Haushalte zu gewährleis-
ten, würde laut Bürgermeister 
Michael Stolze ein Vielfaches der 
jetzt installierten Leistung benö-
tigt. Deshalb sein Wunsch: Pho-
tovoltaik auf Dächern, kommu-
nalen Liegenschaften und unbü-
rokratische Genehmigungsver-
fahren für Solarparks.  DK

Schutzschirm für ...

Stellschrauben der ...
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Bayernwerk Netz stärkt 
den Standort Bamberg

Die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) hat in Bamberg mit dem Bau  
eines modernen, energieeffizienten Gebäudes für rund 250 Mitarbeiter 
begonnen. Zum offiziellen Spatenstich trafen sich am Firmenstand-
ort in der Hallstadter Straße Bayernwerk-Vorstandsvorsitzender  
Dr. Egon Westphal, Staatsministerin Melanie Huml, Oberbürger-
meister Andreas Starke und stellvertretender Landrat Bruno Kellner. 
Das neue Kundencenter-Gebäude ergänzt das bestehende Büroge-
bäude und ersetzt die bisherigen Flächen in der Luitpoldstraße. Das 
Sonnenenergie-Haus besitzt mit einem durchschnittlichen Autar-
kiegrad von mehr als 62 Prozent eine besonders hohe Energieeffizi-
enz. Die Gesamtkosten liegen bei rund 22 Millionen Euro.

„Der Neubau ist ein Zeichen für 
die regionale Verbundenheit des 
Bayernwerks und eine Stärkung 
Bambergs als langjähriger Stand-
ort des Unternehmens. Von Bam-
berg aus planen und gestalten wir 
die Energiezukunft in der Region 
vom Nieder- bis zum Hochspan-
nungsbereich“, erklärte Dr. Egon 
Leo Westphal, Vorstandsvorsit-
zender der Bayernwerk AG. 

Der gemeinsame Spatenstich 
mit Vertretern der Politik, Mitar-

beitern und Gästen sei der Start 
eines Vorzeigeobjekts für moder-
nes Arbeiten und die Leistungs-
fähigkeit beim Thema Energie-
autarkie und Innovation. Das et-
wa 70 Meter lange Bürogebäude 
mit einer Grundfläche von 5.000 
Quadratmetern wird in Zukunft 
von rund 250 Mitarbeitern ge-
nutzt. Es ist als Sonnenhaus mit 
Solar-Kollektoren an der Fassade, 
Photovoltaik im Außenbereich, 
Wärmepumpen-Technik und ei-

nem 60.000-Liter-Langzeit-Wär-
me- und Kältespeicher geplant.

„Als Sonnenhaus zeichnet sich 
der Neubau durch einen außerge-
wöhnlich hohen Autarkiegrad aus. 
Als zukunftsorientierter Arbeitge-
ber leisten wir so einen wichtigen 
Beitrag für mehr Klimaneutralität 
und geben ein Beispiel für Nach-
haltigkeit und CO2-Reduzierung“, 
stellte Dr. Egon Westphal fest.

„Netze sind Lebensadern“

Melanie Huml, CSU-Landtags- 
abgeordnete aus Bamberg und 
Bayerische Staatsministerin für 
Europaangelegenheiten und In-
ternationales, freute sich an-
lässlich des Spatenstichs, dass 
die Bayernwerk Netz GmbH als 
größter Verteilernetzbetreiber in  
Bayern in die Zukunft investiert 
und den Standort Bamberg wei-
ter stärkt: „Leistungsfähige In-

frastrukturnetze sind die Le-
bensadern jeder modernen Ge-
sellschaft. Eine zuverlässige, be- 
zahlbare und nachhaltige Ener-
gieversorgung für die Menschen, 
Unternehmen und Handwerks-
betriebe sicherzustellen, gehört 
zu unseren wichtigsten Aufga-
ben. Als Freistaat haben wir eine 
Investitionsoffensive gestartet, 
brauchen dabei aber auch star-
ke Partner.“

OB Andreas Starke sprach zum 
Start des Baus von einem klaren 
Bekenntnis zur Wirtschaftsregion. 
„Wir sind froh, dass die Bayern-
werk Netz GmbH als erfolgreiches 
und leistungsfähiges Unternehmen 
nicht nur am Standort festhält, 
sondern diesen auch zukunfts-
fähig weiterentwickelt. Für den 
Neubau haben wir als Stadt gerne 
alle Voraussetzungen geschaffen 
und das Vorhaben unterstützt“, 
sagte Starke.

„Die zeitnahe Umsetzung der 
Energiewende ist das erklärte Ziel 
des Landkreises Bamberg. Bereits 
jetzt decken wir knapp 80 Pro-
zent unseres Energiebedarfs über 
erneuerbare Energien ab und re-
duzieren so unseren CO2-Aus-
stoß um mehr als 220.000 Ton-
nen. Der kontinuierliche Ausbau 
der erneuerbaren Energien ist ein 
Erfolgsfaktor für Wirtschaft und 
Klimaschutz. Daher sind wir dank-
bar, mit der Bayernwerk Netz 
GmbH einen verlässlichen Part-
ner an unserer Seite zu wissen, 
mit dem wir diesen Weg auch in 
Zukunft gemeinsam beschreiten 
können“, erklärte Bruno Kellner, 
stellv. Landrat des Landkreises 
Bamberg beim Spatenstich.

Straßenbeleuchtung erleben

Aus Sicht von Bayerns größtem 
Verteilnetzbetreiber ist Bam-
berg ein wichtiger und zentraler 
Standort für die nordbayerische 
Region. Mit dem Kundencen-
ter entsteht eine Anlaufstelle für 
Kunden und Gäste. Der Außenbe-
reich wird als parkähnliches Ge-
lände mit Aufenthaltsbereichen 
gestaltet sein. Auf den Parkplät-
zen finden sich e-Lademöglich-
keiten und für Zweiräder gibt es 
überdachte Stellplätze. Zudem 
wird ein Musterleuchten-Park 
auf den Freiflächen errichtet, der 
für Kunden und kommunale Part-
ner das Leistungsspektrum des 
Netzbetreibers bei der Straßen-
beleuchtung erlebbar macht.

Die Kosten für das Gesamt-Pro-
jekt mit Planung und Ausführung 
liegen bei rund 22 Millionen Eu-
ro. Die Fertigstellung ist Ende 
2024 geplant. r

Start für den Bamberger Neubau der Bayernwerk Netz: Oberbür-
germeister Andreas Starke, stv. Landrat Bruno Kellner, Bayern-
werk-Vorstandschef Egon Westphal, Staatsministerin Melanie 
Huml und Projektleiter Thomas Richter (v.l.), bei offiziellen Spaten-
stich. Bild: Christian Martens

Green Airport Memmingen:

Startschuss für Biogas- 
Blockheizkraftwerk

Am Allgäu-Airport in Memmingen wurde im Beisein von Wirt-
schafts- und Energieminister Hubert Aiwanger ein Biogas-Block-
heizkraftwerk (BHKW) in Betrieb genommen. Den Rohstoff für 
dieses Glanzstück des Konzepts „Green Airport Memmingen“ lie-
fert eine Biogasanlage aus der Region. Ziel des Flughafens ist es, 
bis 2020 klimaneutral zu werden.

Laut Andreas Müller, Ge-
schäftsführer Airport Energie-
management GmbH, wird in der 
Biogasanlage aus Gülle und Mist 
wertvolles Biogas erzeugt, das 
sowohl fossile Brennstoffe wie 
CO2 einspart. Die neue Anlage 
spare jährlich 650.000 Kubikme-
ter Erdgas oder Heizöl in gleicher 
Menge ein und reduziere zudem 
den CO2-Ausstoß des Flughafens 
um rund 1.600 Tonnen pro Jahr. 
Das Blockheizkraftwerk werde 
flexibel betrieben und erzeu-
ge nur dann Strom, wenn er be-
nötigt werde. Die entstehende 
Wärme gehe stets komplett ins 
Fernwärmenetz oder in die Puf-
ferspeicher mit einem Volumen 
von 300.000 Litern. Über das 
Fernwärmenetz werden neben 
den Flughafen-Gebäuden nahe-
zu alle angrenzenden Industrie- 
und Gewerbebetriebe mit re-
gionaler regenerativ erzeugter 
Wärme versorgt, darunter auch 
der südlich gelegene Zweckver-
band Interkommunaler Gewer-
bepark Flughafen Süd Bennin-
gen/Hawangen.

„Gemeinsam mit unserem 
Kraftstoffversorger AirBP wol-
len wir unseren Kunden klima-
neutrale Kraftstoffe, sogenann-
te Sustainable Aviation Fuel 
(SAF), anbieten, damit sie in 
der Lage sind, klimaneutral ab 

Memmingen zu fliegen“, erläu-
terte Flughafen-Geschäftsfüh-
rer Ralf Schmid. Perspektivisch 
solle mit Wasserstoff ein weite-
rer klimaneutraler Kraftstoff an-
geboten werden.

Auch Wirtschaftsminister Ai-
wanger betonte, Wasserstoff 
könne langfristig eine große Rol-
le spielen. Eine öffentliche Was-
serstofftankstelle für Nutzfahr-
zeuge und PKW sei bereits für 
2024 geplant. Nicht zuletzt des-
halb wurde die Airport Energie-
management GmbH im vergan-
genen Jahr in das Wasserstoff-
bündnis Bayern aufgenommen.

Win-Win-Situation

Das neue Rohbiogas-BHKW 
mit lokal produziertem Biogas 
bringt Aiwanger zufolge Ener-
gieerzeugung und -verbrauch 
auf dem heimischen Energie-
markt zusammen. Dies schaffe ei-
ne Win-Win-Situation für alle Be-
teiligten – einschließlich Umwelt 
und Klima. „Daher begrüße ich es 
ausdrücklich, dass der Allgäu Air-
port in Sachen Energieeffizienz 
und Nachhaltigkeit so vorbildlich 
plant und so couragiert umsetzt. 
Somit startet der Airport voll 
durch und hebt die großen Poten-
ziale, die Flughäfen und das Flie-
gen der Zukunft bereithalten.“ DK

Innovatives Energieprojekt
Kooperation der Stadtwerke Ingolstadt und der Gemeinde Karlshuld

Beim Thema Energiesicherheit wächst die Region zusammen: 
Vertreter der Ingolstädter Stadtwerke und der Gemeinde Karls-
huld haben hierzu einen Kooperationsvertrag unterzeichnet. Im 
Donaumoos entsteht auf Karlshulder Gemeindegebiet auf einer 
Fläche von 63 Hektar ein Photovoltaik-Park inklusive einer Anla-
ge zur Wasserstofferzeugung. Damit sollen künftig rund 20 Pro-
zent des Strombedarfs für Karlshuld und Ingolstadt gedeckt wer-
den können. Ende des Jahres soll der Baubeginn erfolgen.

Direkt vor Ort wird mit dem 
regenerativen Strom ein soge-
nannter Elektrolyseur zur Erzeu-
gung grünen Wasserstoffs betrie-
ben, der für den Einsatz in Verkehr 
und Industrie regional vermarktet 
wird. Ein weiterer positiver Aspekt 
ist der Schutz der Moorlandschaft 
im Donaumoos: Denn gezielte 
Maßnahmen beim PV-Ausbau auf 
bisher landwirtschaftlich genutz-
ten Niedermoorböden können mit 
dazu beitragen, die ursprüngliche 
Funktion dieser Böden wiederher-
zustellen, das Moor vor Austrock-
nung zu schützen und dauerhaft 
Treibhausgase zu speichern.

„Diese mutige und weitsichti-
ge Kooperation“ ist für Ingolstadts 
OB Christian Scharpf „eine erheb-
liche Investition in die Zukunft und 
in dreifacher Hinsicht ein Gewinn: 
Wir erzeugen damit regionale, 
umweltfreundliche Energie. Wir 
verbessern die Versorgungssicher-
heit vor Ort. Und wir stärken die 

Zusammenarbeit in der Region.“
Bereits im vergangenen Som-

mer habe die Stadt mit dem In-
tergierten Klimaschutzkonzept die 
Grundlagen geschaffen, die An-
strengungen beim Klimaschutz 
weiter zu intensivieren und das Po-
tenzial bei der Energieeinsparung 
umfassender zu nutzen. Der Aus-
bau der erneuerbaren Energien sei 
dabei ein zentraler Baustein: „Die 
Sonnenenergie bietet das größte 
Potenzial in Ingolstadt und der Re-
gion. Deshalb wollen wir sie in Zu-
kunft noch besser nutzen als bis-
her“, so Scharpf. Auf öffentlichen 
Gebäuden und Freiflächen wer-
den Photovoltaikanlagen nachge-
rüstet. Außerdem ist die Stadt ge-
rade dabei, eine Energieagentur zu 
gründen, um jene Bürger zu unter-
stützen, die eine Photovoltaikanla-
ge errichten möchten. Hierzu gibt 
es auch Förderprogramme.

„Die Energiewende schaffen, 
aber gleichzeitig ausreichend und 

bezahlbare Energie für die Men-
schen und Unternehmen in un-
serer Stadt und der Region zu lie-
fern: Das sind Herkulesaufgaben, 
die nur gelingen können, wenn 
viele Akteure zusammenwirken. 
Deshalb wird es in Zukunft ver-
stärkt auf Kooperationen und 
Partnerschaften ankommen“, so  
Erster Bürgermeister Michael Le-
derer. Aus seiner Sicht „haben 
die Energiewende und der Klima-
schutz einen immensen Stellen-
wert in unserer Gemeinde. Ge-
meinsam mit den Stadtwerken 
möchten wir eine durchdachte 
und zukunftsträchtige Energie-
lösung vor Ort umsetzen, um das 
Klima und unseren einzigartigen 
Lebensraum zu schützen. Mit der 
Energieerzeugung und Vermark-
tung in der Region bleibt die ge-
samte Wertschöpfung bei uns.“ 

„Unsere Motivation bei diesem 
Projekt ist der Nutzen für den Um-
welt- und Klimaschutz, dabei mit 
dem Thema Wasserstoff zugleich 
auf einem neuen und zukunfts- 
trächtigen Feld aktiv zu wer-
den und nicht zuletzt die regio- 
nale Erzeugung und Vermark-
tung von Strom, Wasserstoff und 
Wärme“, führte schließlich Stadt-
werke-Geschäftsführer Matthias  
Bolle aus. DK

https://www.renexpo-interhydro.eu/de/
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Neue Perspektiven 
für die Windenergie

Von Rechtsanwältin Katharina Bader und Rechtsanwalt Dr. Bernd Wust, 
Kapellmann und Partner Rechtsanwälte mbB, München

Am 1.2.2023 ist das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) in 
Kraft getreten. Flankiert wird das Gesetz durch Ergänzungen im Bau-
gesetzbuch (BauGB) und Anpassungen in der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO). Die gesetzlichen Neuerungen führen zu einer voll-
ständigen Neujustierung des Planungsrechts für die Windenergie.

Bisheriges Planungsregime

Windenergieanlagen sind im 
Außenbereich als privilegierte An-
lagen grundsätzlich zulässig. Der 
Planungsvorbehalt des § 35 Abs. 
3 S. 3 BauGB ermöglicht aber eine 
Steuerung der Windenergie. Da-
nach kann durch eine Ausweisung 
von Flächen für die Windener-
gie im Regionalplan oder entspre-
chende Darstellung im Flächen-
nutzungsplan ein Ausschluss der 
übrigen Flächen für Windenergie-
anlagen erreicht werden. Eine sol-
che „Konzentrationsflächenpla-
nung“ setzt ein schlüssiges Pla-
nungskonzept voraus, das sich auf 
den gesamten Planungsraum be-
zieht und der Windenergie „sub- 
stanziellen Raum“ einräumt.

In Bayern war dieses Konzept 
durch Art. 82 Abs. 1 BayBO (10 
H-Regelung) in seiner bisherigen 
Fassung faktisch außer Kraft ge-
setzt. Die 10 H-Regelung setz-
te an der Privilegierung selbst an 
und hob diese auf, wenn die An-
lagen keinen Abstand vom 10-fa-
chen ihrer Höhe zur Wohnbebau-
ung einhielten. Das betraf fast al-
le potenziellen Standorte. Die Fol-
ge war ein völliger Einbruch des 
bayerischen Windkraftausbaus.

Neues Planungsregime

Das WindBG verpflichtet die 
Länder, feste prozentuale Antei-
le ihrer Landesfläche als Wind- 

die Flächenziele erreicht sind, 
müssen Ausschlussgebiete nicht 
mehr durch Tabukriterien begrün-
det werden. Die Planung wird da-
mit voraussichtlich schneller und 
weniger fehleranfällig.

Gleichzeitig wurde in Bayern 
die 10 H-Regelung gelockert. U.a. 
im Wald, in einem 500 m Streifen 
entlang von Autobahnen, vier-
streifigen Bundesstraßen und 
Schienenwegen, im Umkreis von 
2.000 m um Gewerbe- und Indus-
triebetriebe, wenn der Strom zum 
Verbrauch durch die Betriebe in 
den Gebieten bestimmt ist und 
beim Repowering gilt künftig nur 
ein Mindestabstand von 1.000 zur 
geschützten Wohnbebauung. In 

energiegebiet auszuweisen  
(sog Flächenbeitragswert). Für 
Bayern gelten 1,1 Prozent bis 
zum 31.12.2027 und 1,8 Prozent 
bis 31.12.2032. Die derzeitigen 
Ausweisungen liegen deutlich 
darunter (ca. 0,6 Prozent).

Nach dem Entwurf des LEP 
müssen die Flächenziele durch 
die Ausweisung von Vorrangge-
bieten durch die regionalen Pla-
nungsverbände erreicht werden. 
Das 1,1 Prozent Ziel gilt zunächst 
für alle 18 Planungsregionen glei-
chermaßen, die Verteilung des 1,8 
Prozent Ziels auf die Regionen ist 
noch offen. Bestehende kommu-
nale Planungen bleiben bestehen 
und werden auf die Flächenziele 
angerechnet. Auch Bestandsanla-
gen außerhalb von Windenergie-
gebieten werden im Umfang ihres 
Rotorüberstrichs angerechnet.

Mit Erreichen der Flächenzie-
le entfällt die Privilegierung von 
Windkraftanlagen außerhalb der 
Windenergiegebiete. Weitrei-
chende Ausnahmen bestehen 
aber für Repowering-Vorhaben. 
Werden die Flächenziele hinge-
gen nicht fristgerecht erreicht, 
greift eine uneingeschränkte Pri-
vilegierung der Windenergie, die 
weder durch Planungen noch 
durch Abstandsregelungen ein-
geschränkt werden kann.

Das neue Bundesrecht leitet  
einen Wechsel von der Aus-
schlussplanung hin zu einer rei-
nen Positivplanung ein. Wenn 

ausgewiesenen Vorrang- und Vor-
behaltsgebieten oder Sonderge-
bieten in einem Flächennutzungs-
plan gilt ab dem 31.05.2023 kein 
Mindestabstand mehr. 

Durch die Lockerungen wer-
den zum einen die bestehen-
den Ausweisungen in Regional- 
und Flächennutzungsplänen wie-
der nutzbar. Dies gilt auch, wenn 
eine Gemeinde bei Inkrafttre-
ten der 10 H-Regelung durch ge-
meindlichen Beschluss (Wider-
spruch) festgelegt hat, dass die 
10 H-Regelung auf Ausweisungen 
in Flächennutzungsplänen ange-
wendet werden soll. Der Wider-
spruch wird wirkungslos. Die üb-
rigen Ausnahmen führen hinge-
gen nur in den Gebieten zu einem 
unmittelbaren Baurecht, in denen 
durch die Regionalplanung oder 
der Flächennutzungsplanung bis-
lang keine Steuerung der Wind- 
energie stattgefunden hat. In den 
übrigen Gebieten greift bis auf 
weiteres die Ausschlusswirkung 
der bestehenden Pläne. r

Quartier Obermühle in 
Eggenfelden wird CO2-neutral
In Folge der Entwicklungen an den Energiemärkten haben die 
Bayernwerk Natur GmbH (Bayernwerk) und der Grundeigentü-
mer KaPeLe GmbH & Co. KG das bisherige Energiekonzept im neu-
en Wohnquartier „Obermühle“ in Eggenfelden überarbeitet und 
CO2-neutral angepasst. Künftig soll die Wärme für das neue Areal 
an der Lauterbachstraße komplett ohne Erdgas erzeugt werden. 
Stattdessen wird eine umweltfreundliche Großwärmepumpe die 
benötigte Wärmeenergie erzeugen. Darauf einigten sich die Ver-
tragspartner nun in einem angepassten Rahmenvertrag.

Auf dem Areal einer ehemali-
gen Bäckerei im Herzen von Eg-
genfelden entstehen bis voraus-
sichtlich Ende 2024 vollständig 
barrierefreie Wohneinheiten, 
die vom Dach bis zum Keller auf 
energieeffizientes Wohnen ab-
gestimmt sind. Im ersten Bau-
abschnitt werden insgesamt 59 
Wohneinheiten mit 40-150 qm 
Wohnfläche errichtet, die mehr-

heitlich von Eigennutzern erwor-
ben werden, aber auch zur Ver-
mietung vorgesehen sind. Um 
diese Wohnungen mit Warmwas-
ser und Heizungswärme zu ver-
sorgen, sollte ursprünglich ein 
Blockheizkraftwerk (BHKW) in-
stalliert werden. BHKWs bilde-
ten bislang immer das Herzstück 
von Quartierslösungen, da sie ei-
ne dezentrale Alternative gegen-
über konventioneller Energie-
erzeugung gelten und mit dem 
Prinzip der Kraft-Wärme-Kopp-
lung sowohl Wärme als auch 
Strom erzeugen können.

Wärmeerzeugung 
durch Großwärmepumpe

Aufgrund der starken Preisan-
stiege bei Erdgas und weiteren 
Energieträgern haben sich die 
Projektentwickler nun zum Um-
steuern entschieden: Anstatt des 
erdgasbetriebenen Blockheiz-
kraftwerks soll die Wärme zu-
künftig durch eine Großwärme-
pumpe und damit nachhaltiger 
erzeugt werden. Diese soll in der 
untergeschossigen Energiezen-
trale der neuen Obermühle ins-
talliert werden. Die Energie hier-
für wird aus dem Rücklauf eines 
angrenzenden Fernwärmenetzes 
gewonnen und so schließlich in 
die Flächenheizungen der Woh-
nungen eingespeist werden. Je-
de Wohnung wird darüber hinaus 
über eine getrennte Trinkwasser-
station mit Wärmetauscher mit 
Warmwasser versorgt. Eine Ver-
keimung der Anlage gerade in Hin-
blick auf Legionellen kann so nut-
zerunabhängig wirkungsvoll ver-
hindert werden. Da das Quartier 
im Fernwärmenetz Eggenfelden II 
integriert ist, kann auch an beson-
ders harten Wintertagen die Wär-
meversorgung in den Wohnungen 
sichergestellt werden.

Quartierslösung

Dank des Quartierskonzepts 
kann der für die Wärmeerzeu-
gung benötigte Strom auch 
gleich vor Ort erzeugt werden: 
Auf den Dächern der Obermühle 
werden mehrere Photovoltaikan-
lagen mit einer Leistung von 100 
Kilowatt klimaneutralen Strom 
erzeugen, der bilanziell den ge-
samten Strombedarf der Groß-
wärmepumpe decken wird.

Zur Quartierslösung zählt wei-
terhin auch ein mit Bayernwerk 
E-mobil entwickeltes E-Lade-
konzept. Dieses bietet im Zu-

Agrarbildungszentrum Landshut-Schönbrunn:

Biogasanlage aus 
textilen Materialien

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich informierte sich über 
Verbundprojekt für landwirtschaftliche Betriebe

Vor kurzem fand an der Landmaschinenschule Landshut-Schön-
brunn ein Informationsaustausch zum Bau einer Biogasanlage aus 
textilen Materialien statt. Projektkoordinator Prof. Dr. Josef Hof-
mann von der Hochschule für angewandte Wissenschaften Lands-
hut gab Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich und den beteiligten 
Projektpartnern Einblick in das vom Bayerischen Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) geför-
derte Verbundprojekt. Der Beginn des Probebetriebs, der unter 
der Leitung von Prof. Hofmann entwickelten Demonstrationsbio-
gasanlage für kleinere und mittlere landwirtschaftliche Betriebe, 
ist für Juni geplant. Ab Juli könnte laut Hofmann dann der Regelbe-
trieb auf dem Gelände des Agrarbildungszentrums starten.

Die entwickelte Biogasanla-
ge wandelt vorhandene land-
wirtschaftliche Reststoffe, wie 
z.B. Rinderfestmist, Rinder- und 
Schweinegülle als Substrat zu 
Biogas und Dünger um. Vorhan-
dener Festmist sowie die Jauche 
aus dem Rinderstall (Biobetrieb 
mit ca. 60 Großvieheinheiten 
(GV) Mutterkuh und Mastbul-
lenhaltung) des landwirtschaftli-
chen Lehrgutes des Bezirks Nie-
derbayern werden dafür ver-
wendet. 

Aufgrund der biologischen 
Bewirtschaftung des Lehrguts  
dürfen in der Demonstrations-
anlage (geplantes Fermentervo-
lumen ca. 150 m³) keine Fremd-
substrate von außerhalb des 
Betriebs verwendet werden. 
Hauptziel ist es, die Herstel-
lungs- und Betriebskosten für 

sammenhang mit der Software 
zur Steuerung und Abrechnung 
die Möglichkeit zum Einsatz von 
Wallboxen und Ladesäulen. Kom-
plettiert wird die gesamte Wohn-
anlage durch das Gigabit-Glas-
fasernetz der Telekom, das be-
triebsbereit bis in jede Wohnung 
verlegt wird.

Mit dem Einzug, voraussichtlich 
zum Ende 2024, können die neu-
en Bewohner der Wohnanlage in 
der Obermühle dann vom neuen 
Energiekonzept profitieren. r

V.l.: Christian Beckmann (Leiter Landmaschinenschule), Michael Ze-
hentbauer (Leiter Staatl. Fachschule für Gartenbau), Dr. Olaf Hein-
rich (Bezirkstagspräsident von Niederbayern), Prof. Dr. Fritz Pörn-
bacher (Präsident Hochschule für angewandte Wissenschaften) und 
Prof. Dr. Josef Hofmann (Projektkoordinator Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften Landshut). Bild: Dörner, Bezirk Niederbayern

kleine Hofbiogasanlagen gegen-
über bestehenden Anlagen ver-
gleichbarer Größe (30 bis 75 kW 
elektrische Leistung) deutlich zu 
reduzieren.

Der Bezirk Niederbayern un-
terstützt das Forschungsvorha- 
ben und erhofft sich daraus auch 
Erkenntnisse für den Einsatz von 
Biogasanlagen in bezirklichen  
Einrichtungen. „Sollte die An-
lage sich bewähren, ist zu prü-
fen, ob sie nach Abschluss des 
Forschungsprojekts im Agrarbil-
dungszentrum verbleiben kann“, 
so Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich. Er schlug im Rahmen 
des Ortstermins vor, auch den 
Einsatz von Biogasanlagen im 
Gutshof des Bezirks in Mainko-
fen und im Fischereilichen Lehr- 
und Beispielsbetrieb in Lind-
bergmühle zu prüfen. r

Zentrum Wasserstoff.Bayern 
tritt Hydrogen Europe bei

Das Zentrum Wasserstoff.Bayern (H2.B) ist zum 1. Januar 2023 
der Vereinigung Hydrogen Europe beigetreten und vertritt dort 
als „EU Region“ bayerische Interessen. Mit aktuell über 400 Mit-
gliedern, darunter über 25 EU-Regionen und mehr als 30 nationa-
le Verbände, vertritt die europäische Vereinigung die Belange der 
Wasserstoffindustrie und ihrer Akteure sowie fördert Wasserstoff 
als Wegbereiter für eine emissionsfreie Gesellschaft. Die Mitglie-
der decken dabei die gesamte Wertschöpfungskette des europäi-
schen Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Ökosystems ab. Ziel von 
Hydrogen Europe ist es, die globale Kohlenstoffneutralität durch 
die Beschleunigung der europäischen Wasserstoffindustrie vor-
anzutreiben.

H2.B-Geschäftsführer Dr. Fa-
bian Pfaffenberger: „Wir erwar-
ten uns von der Zusammenar-
beit mit Hydrogen Europe nicht 
nur einen zusätzlichen Schub für 
bayerische Wasserstoff-Aktivi-
täten, sondern auch eine Erwei-
terung unseres Netzwerks und 
eine stärkere Berücksichtigung 
bayerischer Interessen.“

Die Aktivitäten und Zielset-
zungen von Hydrogen Europe 

decken sich mit denen des Zen-
trum Wasserstoff.Bayern (H2.B) 
und des Wasserstoffbündnis 
Bayern. 

Technologiekompetenz 
stärken und ausbauen

Ziel der aktuell über 315 
H2-Akteure im Wasserstoff-
bündnis Bayern ist es, gemein-
sam zur Stärkung und zum Aus-
bau der Technologiekompetenz 
Bayerns im Bereich innovativer 
Wasserstofftechnologien beizu- 
tragen, um den Aufbau einer 
bayerischen Wasserstoffwirt-
schaft zu beschleunigen. Das 
Wasserstoffbündnis Bayern ist 
das größte staatlich initiierte 
Wasserstoff-Cluster in Deutsch-
land. Zahlreiche Partner im 
Wasserstoffbündnis Bayern sind 
zudem selbst Mitglied bei Hy-
drogen Europe.
Weitere Informationen sind auf 
der Webseite https://hydro-
geneurope.eu/ zu finden. r

https://www.energie-schwaben.de/privat
https://hydrogeneurope.eu/
https://hydrogeneurope.eu/
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Für den Bürgerenergiepreis suchen wir:

Energie-Sparer, Klima-Schützer, Öko-Helden…
… die mit ihren Ideen und Projekten einen Impuls für  
die Energiezukunft in der Region setzen. Teilnehmen können  
Privat personen, Vereine, Schulen oder Kindergärten. 

Mehr unter bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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Audit und Bericht zeigen: 

Der SWM-Bereich Wasserkraft 
handelt gemeinwohlorientiert

Die SWM Wasserkraft produziert Ökostrom, schafft ökologische 
Ausgleichsräume und teils ganz neue Naturräume. Damit leistet 
sie einen wichtigen Beitrag für die Gesellschaft – was der erste 
Gemeinwohlbericht des Bereichs Wasserkraft bei den Stadtwer-
ken München bestätigt. 

Die SWM Wasserkraftwer-
ke erzeugen jährlich im Mittel 
357 Millionen Kilowattstunden 
Ökostrom. Neben großen und al-
ten, mehrfach modernisierten 
Kraftwerken wie den Isarwerken, 
Leitzach- und Uppenbornwer-
ken gehören auch kleinere Anla-
gen wie das Maxwerk im Stadt-
zentrum sowie die Floriansmühle 
in Freimann zum Kraftwerkspark. 
Teils sind die Anlagen auch jün-
ger wie etwa die Stadtbachstufe 
in Höhe des Isarwerks 3 oder das 
Praterkraftwerk. 

Der Gemeinwohlbericht für 
die Wasserkraft wurde von einer 
zehnköpfigen Projektgruppe bin-
nen sechs Monaten erarbeitet. Er 
beschreibt für fünf Berührungs-
gruppen – Lieferanten, Eigentü-
mer und Finanzpartner, die Mit-
arbeiter, die Kunden und das ge-
sellschaftliche Umfeld –, wie ge-
meinwohlorientiert die SWM 
Wasserkraft handelt. Hinter dem 
Gemeinwohlgedanken stecken 

Werte wie Menschenwürde, Soli-
darität und Gerechtigkeit, ökolo-
gische Nachhaltigkeit und Trans-
parenz sowie Mitentscheidung. 
Unternehmerischer Erfolg wird 
nicht nur am finanziellen Ergeb-
nis, sondern auch an seinem Bei-
trag zum Gemeinwohl gemessen. 

Wo hat die Wasserkraft  
gepunktet?

Die Wasserkraft leistet einen 
wichtigen Beitrag für die Ver-
sorgung der Stadtgesellschaft. 
Die Anlagen erzeugen nicht 
nur CO2-freien Strom, sondern 
tragen auch zur Stabilisierung 
des Stromnetzes bei. Darüber 
hinaus werden die Flächen der 
Wasserkraft ökologisch be-
wirtschaftet. Eine Vielzahl an 
Projekten zur Herstellung der 
ökologischen Durchgängigkeit 
an den Wehren unterstreicht 
das Engagement, notwendi-
ge Eingriffe ins Ökosystem so  

gering wie möglich zu halten.
Besonders positiv vermerk-

te der Auditor, dass sich in den 
vergangenen 100 Jahren der 
Wasserkraftnutzung entlang 
der künstlich angelegten Ka-
näle und Speicherbecken Fau-
na-Flora-Habitat-Gebiete, Land-
schaftsschutzgebiete oder so-
gar Natura-2000-Gebiete rund 
um die Kraftwerksanlagen ent-
wickelt haben. 

Sie bieten vielen streng ge-
schützten und vom Ausster-
ben bedrohten Tierarten einen 
wertvollen Lebensraum – gera-
de in den klimawandelbedingt 
häufiger vorkommenden Tro-
ckenperioden.

Hervorzuheben ist angesichts 
der langen Einsatzzeit auch der 
hohe „Erntefaktor“ der Wasser-
kraftwerke, also das Verhältnis 
von erzeugter zu eingesetzter 
Energie: Die SWM nutzen Anla-
gen, die meist 100 Jahre und äl-
ter sind, jedoch laufend moder-
nisiert und an die Erfordernis-
se des Energiemarkts angepasst 
wurden.

Ein Großteil der Investitionen 
bleibt dabei in der Region, weil 
sich insbesondere lokal tätige  

damit vermieden werden. Dies ist 
gerade bei historischen Bestands-
gebäuden von Vorteil. Der Umbau 
kann in der Regel im laufenden 
Betrieb erfolgen.

Durch die Gesamtplanung der 
GSWT®-Systeme incl. der angren-
zenden Schnittstellen übernimmt 
SEW die Systemverantwortung 
des kompletten GSWT®-Sys-
tems. Die Montage vor Ort er-
folgt durch firmeneigenes Perso-
nal. Darüber hinaus erbringen al-
le zusätzlichen Dienstleistungen 
wie Glykol Füllung und Inbetrieb-
nahme geschulte Servicetechni-
ker vor Ort. Die Koordination der 
angrenzenden Gewerke (Heizung, 
Kälte und MSR) wird seitens SEW 
maßgeblich unterstützt.
Info: www.sew-kempen.de r

SEW präsentiert zur ISH 
„Retrofit im Bestand“

Mit der Erfahrung aus 40 Jahren bietet die SEW® GmbH Lösun-
gen für die energetische Sanierung von Lüftungsanlagen an. In je-
der Größenordnung und auch bei schwierigen Platzverhältnissen. 
Vorreiter ist hierfür die GSWT®-Technologie. 

Durch die modulare Bauweise 
und die Zerlegbarkeit der einzel-
nen Wärmetauscher kann SEW 
auch in schwer zugänglichen Lüf-
tungszentralen die GSWT®-Tech-
nologie im Bestand installieren. 
Fast jede Luftleistung ist mit der 
GSWT®-Technologie möglich. Die 
Anpassung orientiert sich rein an 
den Gegebenheiten des Gebäu-
des und ist auch für eine freie 
Aufstellung (z. B. im Betonkanal 
oder Ansaugbauwerk) geeignet. 

Sanierung in schwer 
zugänglichen Bereichen

Zur Einbringung reichen die vor-
handenen Zentralen-Türen aus. 
Bauseitige Änderungen, wie z. B. 
das Öffnen der Fassaden, können 

Firmen bei der Vergabe der  
speziellen Aufgaben durchsetzen.

Dr. Christoph Rapp, Leiter 
des SWM Bereichs Wasserkraft: 
„Auch in unserem Fachbereich 
hat der Bilanzierungsprozess dazu 
geführt, dass die Kolleginnen und 
Kollegen, für die die wichtigsten 
Motivationsquellen der Dienst 
für die Gemeinschaft und die 
ökologisch verträgliche Strom- 
erzeugung sind, sich noch stärker 
mit unserem täglichen Handeln 
auseinandergesetzt haben. Die 
kommenden Jahre werden für 
die Wasserkraft herausfordernd, 
denn wir müssen viele angesto-
ßene Maßnahmen erfolgreich 
zum Abschluss bringen. Die sehr 
gute Bewertung des Auditors ist 
daher Ansporn und Herausforde-
rung zugleich.“

Dipl.-Ing. Helge-Uve Braun, 
Technischer SWM Geschäftsfüh-
rer: „Wir teilen die grundsätzli-
chen Ziele der Gemeinwohlöko-
nomie und sind sehr stolz auf die 
Zertifizierung. Sie bestätigt unse-
ren wichtigen Beitrag für Mün-
chen und die Region und passt 
zur zukunftsorientierten, nach-
haltigen Strategie der SWM.“

Die SWM Wasserkraft inves-
tiert in den kommenden Jahren 
mehr als 100 Millionen Euro in 
die Sanierung und Optimierung 
ihrer Infrastrukturanlagen. Mo-
dernisierungen dienen der Ener-
gieeinsparung, andere Maßnah-
men schaffen für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter bessere 
Arbeitsbedingungen oder verrin-
gern den ökologischen Fußab-
druck der SWM Wasserkraft.

Bei den SWM ist neben dem 
Bereich Wasserkraft auch der Be-
reich Bäder gemeinwohl-audi-
tiert. Dessen 2019 erzielter Wert 
wurde bei der Re-Bilanzierung 
2022 sogar weiter gesteigert.

Infos unter: www.swm.de/ 
gemeinwohl-wasserkraft r

Große Nachfrage nach geothermischer Fernwärme:

Projekte in Kirchweidach 
und Grünwald

Als Reaktion auf die große Nachfrage nach geothermischer Fern-
wärme wurde kürzlich das Projekt „Kirchweidach II“ im oberbay-
erischen Landkreis Altötting gestartet. Zudem soll eine Fernwär-
meleitung in Grünwald bei München ausgebaut werden, wie der 
Bundesverband Geothermie mitteilte.

Nach rund einem halben Jahr 
Vorbereitung begann im Januar 
die erste Bohrung in Kirchwei-
dach. In knapp drei Monaten soll 
das 3.200 Meter entfernte Tie-
fenwasser erreicht werden. Ziel 
ist es zunächst, mit dem ersten 
26 Zoll großen Bohrmeißel eine 
Tiefe von 850 Metern zu erzie-
len. Anschließend soll ein 17,5 
Zoll großer Meißel verwendet 
werden, um die Bohrung abzu-
schließen. Nachfolgend ist eine 
Reinjektionsbohrung geplant. 
Da noch zwei weitere Bohrkel-
ler vorhanden sind, könnte eine 
weitere Tiefbohrung mit erneu-
ter Reinjektionsbohrung durch-
geführt werden, so der Bundes-
verband Geothermie.

Neben der Gemeinde soll die 
aus dieser Anlage gewonnene 
Energie auch die Gewächshäu-
ser der Firma Steiner, deren In-
haber Josef Steiner der Mehr-
heitsgesellschafter des durch-
führenden Bauunternehmens 
„Naturwärme Kirchweidach- 
Halsbach“ ist, betreiben. Zudem 
ist geplant, die Gemeinden Hals-
bach, Tyrlaching und Feichten 
an die Anlage anzuschließen. 
Das Bundeswirtschaftsminis-
terium fördert das Projekt mit 
15 Millionen Euro.

Bevor die Bauphase be-
gann, wurde die Anlage im Rah-
men eines Festakts eingeweiht. 
Kirchweidachs Bürgermeister  
Robert Moser führte durch 
die Veranstaltung und berich-
tete den Gästen von den seit 
2018 andauernden Planungen. 
Er sei der Gemeinde und allen 
Projektbeteiligten für eine gu-
te und zielstrebige Zusammen-
arbeit dankbar, erklärte Moser 
und sprach von einer „sehr be-
achtlichen Zeitschiene. Da müs-
sen schon viele Räder zusam-
menpassen und sehr gut inein-
andergreifen, um das so hinzu-
bekommen.“

Grünwalder Spitzenjahr

Angesichts der aktuellen ener- 
giepolitischen Situation steigt 
auch die Nachfrage nach geo-
thermischer Fernwärme in der 
Gemeinde Grünwald an. Laut 
Andreas Lederle, Geschäfts-
führer der Erdwärme Grün-
wald, „hatten wir letztes Jahr 
unser Spitzenjahr mit knapp 
über 400 abgeschlossenen Ver-
trägen“. Bis Ende 2022 konn-
ten 172 neue Anschlüsse fer-
tiggestellt werden, dieses Jahr 
will die Erdwärme Grünwald et-

wa 150 Anschlüsse fertigstel-
len, ein Anschluss benötige et-
wa drei bis vier Wochen. Dafür 
seien rund 4,5 Kilometer an Lei-
tungen erforderlich. Von 3.000 
Haushalten der Gemeinde Grün-
wald sind zurzeit die Hälfte an 
geothermische Fernwärme an-
geschlossen.

Im Zuge des Netzausbaus 
plant die Erdwärme Grünwald 
zudem die Abteufung einer wei-
teren Bohrung auf ihrem Claim 
in Laufzorn. Die Bewilligung für 
den neuen Standort, Laufzorn 
II, wurde bereits im Dezember 
2022 erteilt. Die Kosten werden 
im Haushalt mit 75 Millionen 
Euro beziffert. Erste Genehmi-
gungsschritte in der Projektent-
wicklung sind bereits erfolgt.

Aktuelle Planung

Die aktuelle Planung umfasst 
neben zwei Dubletten ein reines 
Heizwerk. Im Anschluss an die 
Wärmeauskopplung könne die 
Wärme weiter nach Grünwald 
und Unterhaching transportiert 
werden, heißt es. Darüber hin- 
aus sei auch eine Kooperati-
on mit den Stadtwerken Mün-
chen möglich. Eine Machbar-
keitsstudie soll nun eine Verbin-
dung zwischen den Standorten 
in Laufzorn und Unterhaching in 
Richtung München aufsuchen.

Mithilfe einer weiteren Ver-
bundleitung durch den Forst 
von Laufzorn bis zum Bavaria-
filmgelände soll dort an das be-
stehende Fernwärmenetz ange-
knüpft werden. Dabei dient die-
se ebenfalls der weiteren Absi-
cherung des mittlerweile etwa 
100 Kilometer langen Fernwär-
menetzes. Die damit einherge-
hende Planung wurde bereits 
abgeschlossen und die erforder-
lichen Genehmigungen erteilt.

Startschuss für die Bauarbei-
ten ist voraussichtlich im März 
mit einer angesetzten Dauer 
von einem Jahr. Nach Angaben 
des Grünwalder Bürgermeis-
ters Jan Neusiedl belaufen sich 
die Kosten auf rund zehn Millio-
nen Euro. Ob auch hier ein guter 
Anknüpfungspunkt für die Lei-
tung nach München sein könn-
te, muss die Machbarkeitsstu-
die zeigen. DK

Die GSWT®-Technologie freistehend in großen Lüftungskanälen.
 Bild: SEW GmbH

CSU-Fraktion will  
Tiefengeothermie forcieren

Auf Initiative der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag hat 
dessen Wirtschaftsausschuss beschlossen, die Tiefengeo-
thermie in Bayern in Zukunft deutlich stärker nutzbar zu ma-
chen. Konkret wird jetzt im Landesentwicklungsprogramm 
klargestellt, dass die Tiefengeothermie mit dem Schutz des 
Tiefengrundwassers vereinbar ist.

Laut Kerstin Schreyer, energiepolitische Sprecherin der 
CSU-Fraktion, „ist das Potenzial für die Tiefengeothermie in 
Bayern riesig. Deswegen müssen wir jetzt Rahmenbedingun-
gen richtig setzen, um uns nicht den Weg zu einer so relevan-
ten Energiequelle zu verbauen. So sorgen wir dafür, dass die 
Energiewende gelingen kann. Das Wasserrecht spielt hierbei 
eine zentrale Rolle. Daher war es für uns so wichtig, im LEP 
den Schutz des Wassers mit der Nutzung der Tiefengeother-
mie in Einklang zu bringen.“ DK

https://www.bayernwerk.de/de/ueber-uns/engagement/oekologie-und-energiezukunft/buergerenergiepreis.html
http://www.sew-kempen.de
http://www.swm.de/gemeinwohl-wasserkraft
http://www.swm.de/gemeinwohl-wasserkraft
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Technik und Expertise clever vernetzt:

UVM begleitet Verkehrswende 
in Würzburg

Es ist eines der größeren Verkehrsprojekte der Stadt Würzburg, 
ohne dass dafür auch nur ein Meter Straße, Radweg oder Schie-
ne neu gebaut wurde. Das Umweltorientierte Verkehrs- und Mo-
bilitätsmanagement (UVM) hatte 2018 folgenden Ausgangs-
punkt: Die Stickstoffdioxid-Konzentration (NO2) ist in der Stadt 
keineswegs gleichverteilt. Es gibt Hotspots mit einer hohen Be-
lastung. Diese Punkte liegen stets an Straßen mit einer starken 
Verkehrsbelastung. Gerade wo Autos regelmäßig im Stau stehen 
oder sich viele Verbrennungsmotoren nur im langsamen Stopp 
& Go durch Straßenschluchten bewegen, schnellen die entspre-
chenden Messwerte nach oben – womöglich auch über die ge-
setzlichen Grenzwerte. 

Mehr Verkehrsfluss an den 
neuralgischen Punkten, weniger 
motorisierter Individualverkehr 
insgesamt – dies sind die Wege 
um die hohen Stickstoffkonzen-
trationen in den Griff zu bekom-
men. Was wiederum gesünder 
für alle Menschen in den betrof-
fenen Bereichen und entspan-
nender für alle Verkehrsteilneh-
mer sein dürfte.

Komplexes Projekt

Aus dieser Grundüberlegung 
heraus wurde vom Würzbur-
ger Stadtrat ein komplexes Pro-
jekt mit Gesamtkosten von ca. 
4.500.000 Euro auf den Weg ge-
bracht. Rund die Hälfte dieser in-
novativen Investition wurde vom 
Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr getragen. Als Auf-
tragnehmer erhielt Yunex Traffic 
(ehemals Siemens Mobility ITS) 
den Zuschlag zur Umsetzung ver-
schiedenster Maßnahmen, wel-
che in enger Zusammenarbeit 

mit den entsprechenden Dienst-
stellen der Stadt Würzburg und 
der WVV durchgeführt wurden.

Die Stadt investierte gezielt 
und massiv in ein umfassen- 
des Umweltmodell, Infrarot-Ver-
kehrszähler, neue Soft- und 
Hardware für Lichtsignalanlagen 
oder einen leistungsstarken Ver-
kehrsrechner. So entstand eine 
moderne und vernetzte Basisin-
frastruktur, die strategische Ein-
griffe in den fließenden Verkehr 
in dieser Form erst ermöglicht. 

Im Technischen Rathaus in der 
Veitshöchheimer Straße werden 
nun alle Daten in der Verkehrs-
redaktion verarbeitet. Die en-
ge Kooperation mit den Würz-
burger Stadtwerken, die viele 
der verschiedenen Komponen-
ten technisch betreuen, ist da-
bei obligatorisch. Aktuelle oder 
prognostizierte Verkehrsdaten, 
Schadstoffbelastungen, loka-
le Wetterinformationen, Ver-
kehrsaufkommen bieten ein de-
tailreiches Gesamtbild des Würz-

burger Verkehrs in Echtzeit. Von 
den über 180 Würzburger Am-
peln werden von der Zentra-
le aus 55 im Rahmen des UVM 
harmonisiert gesteuert, Tendenz 
steigend. 

Möglichkeiten gibt es unzäh-
lige: angepasste Grünzeiten für 
die Hauptpendlerströme auch 
bezogen auf sehr kurze Zeitfens-
ter, weitläufige Umfahrungen 
von Baustellen, schnelle Reak-
tionen auf Unfälle oder im Vor-
feld bekannte Großveranstal-
tungen wie beispielsweise den 
Würzburger Residenzlauf. Und 
es kommen immer neue Anwen-
dungen hinzu: „Aktuell arbeiten 
wir beispielsweise an einer Ver-
knüpfung mit unserem Parkleit-
system“, berichtet Verkehrsinge-
nieur Jörn Egbert. Lästiger Park-
suchverkehr könnte also bald 
weiter reduziert werden. Auch 
die Bevorrechtigung der Busse 
an Ampeln ist mit den nun ge-
schaffenen technischen Grund-
lagen leichter möglich. „Hier hof-
fen wir die Busbeschleunigung 
bald an ersten Anlagen umzuset-
zen“, führt Egbert weiter aus.

Kontrolle und Dokumentation

Seit April 2021 wurde das UVM 
nach und nach in Betrieb gesetzt, 
das Feinjustieren und Weiterent-
wickeln wird sicher als eine span-
nende Daueraufgabe bleiben. 
Denn im Verkehr tut sich immer 
etwas: Saubere Techniken wie 

E-Bikes und E- oder Hybridfahr-
zeuge sind auf dem Vormarsch, 
neue Park & Ride-Möglichkei-
ten sind erklärtes Ziel der Poli-
tik in Stadt und Landkreis, Ho-
me Office behält vielleicht auch 
nach Corona einen höheren Stel-
lenwert und schließlich könn-
te auch der aktuelle gesetzliche 
NO2-Grenzwert (40 µg/m³ im 
Jahresmittel) angepasst werden. 
Diese Trends und Vorgaben kann 
das UVM mit den passenden Pro-
grammen unterstützen. Unter-
schieden werden kann zwischen 
gezielten Eingriffen durch die 
Verkehrsredaktion und bewähr-
ten Automatismen, beispielswei-
se wenn das System selbst Am-
pelprogramme anpasst, um ei-
nen hohen NO2-Wert durch eine 
Verflüssigung an einem Hotspot 
wieder zu senken. Eine konti- 
nuierliche Kontrolle ist in beiden 
Fällen unerlässlich und durch die 
umfangreiche Dokumentation 
auch möglich. Mensch und Ma-
schine können so aus Herausfor-
derungen lernen.

Gesamtkonzept

„Die Möglichkeiten des UVM 
sind noch lange nicht ausge-
schöpft. Die Verkehrsteilnehmer 
sollen von den Rechnern und Lo-
garithmen aber keinesfalls nach 
und nach entmündigt werden. 
Zum Gesamtkonzept gehören 
informierende Displays an den 
Hauptverkehrsachsen oder auch 
an der Drehscheibe Hauptbahn-
hof, eine kostenlose Sauber-Mo-
bil-App mit Routenplaner, sinn-
volle Verknüpfungen mit dem 
ÖPNV oder auch Angeboten wie 
Carsharing. Das ganze System 
setzt auf Pendler, die permanent 
mit guten Informationen und Ar-
gumenten versorgt werden und 
sich so entscheiden können, auch 
einmal neue Wege zu gehen bzw. 
zu fahren. Kurze Fahrtzeiten und 
niedrigere Schadstoff-Emmissio- 
nen sind glücklicherweise kein 
Widerspruch, sondern sie bedin-
gen sich“, sieht Baureferent Ben-
jamin Schneider große Poten- 
ziale für das Herzstück der Würz-
burger Verkehrsplanung.

Täglich pendeln zehntausen-
de Menschen nach Würzburg. 
Dies sei gleichermaßen eine gro-
ße Masse an Verkehrsaufkom-
men, aber auch zehntausen-
de individuelle Fahrten, die sich 
in den genauen Zielorten, zeitli-
chen Vorgaben, Personenzahlen, 
Transportmitteln oder den finan-
ziellen Ressourcen der Verkehrs- 
teilnehmer doch wieder sehr un-
terscheiden. Hier liegt das Po-
tenzial, das wie erste Auswertun-
gen zeigen, schon jetzt vom UVM 
genutzt wird. 

Gesammelte Daten

Ein Vergleich von Daten aus 
den Jahren 2017 und 2021 zeig-
te an einigen Messstellen, wie 
beispielsweise im kritischen Be-
reich des Röntgenrings, eine 
deutliche Verbesserung der Ver-
kehrsqualität. Hier finden nun 
prozentual weniger der Fahr-
ten im Stau statt, sondern in ei-
nem zügigeren Tempo. Die ge-
sammelten Daten von 53 Infra-
rotdetektoren ergeben für ei-
nen Großteil des Straßennetzes 
ein vollständiges Lagebild. Die-
se Daten können künftig auch 
die Grundlage verkehrspoliti-
scher Entscheidungen sein. Ein-
ziger Wermutstropfen aktu-
ell: Durch die Corona-Pande-
mie, deren erste Wellen zeitlich 
mit der Einführung des UVM zu-
sammenfielen, kam es zu einer 
Reihe von Sondereffekten bei 
den Pendlern (beispielsweise 
durch neue Gleitzeit- oder Ho-
me-Office-Regelungen), die es 
nun bei der Interpretation der 
Vorher-Nachher-Daten zu be-
achten gilt. Hierzu holt sich die 
Stadt Würzburg aktuell noch ei-
ne genaue Expertise ein. Schon 
heute ist klar, der Verkehr hat in 
Würzburg zuletzt abgenommen 
und aktuell werden alle NO2- 
Grenzwerte eingehalten. r

Leitfaden flexible Bedienformen im ÖPNV:

Mobilitätsoffensive für das Land
Agora Verkehrswende, Deutscher Landkreistag, Deutscher Städ-
te- und Gemeindebund, Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men und PTV Group haben einen Leitfaden zu flexiblen Bedien-
formen im ÖPNV veröffentlicht. Darin wird umfangreich erläutert, 
unter welchen Bedingungen sog. Linienbedarfsverkehre das  
ÖPNV-Angebot vor Ort verbessern können. Der Leitfaden ver-
steht sich als Handreichung für Kommunen und Verkehrsunter-
nehmen, die jetzt in die Modernisierung ihres Nahverkehrs ein-
steigen wollen. Auch zeigt er auf, welche Unterstützung von der 
nationalen Ebene notwendig ist.

Simulationen veranschauli-
chen die räumlichen Einsatz-
möglichkeiten von Bedarfsver-
kehren und erlauben eine Ab-
schätzung des Ressourcenbe-
darfs und der Möglichkeiten 
einer Verknüpfung mit dem Li-
nienverkehr anhand dreier un-
terschiedlicher Beispielregio-
nen. Teil des Projektes ist auch 
ein Faktenblatt, das bereits vor-
handene Beispiele im ländli-
chen Raum in ganz Deutsch-
land aufzeigt: Von Bad Hinde-
lang im Allgäu über Süderbrarup 
in Schleswig-Holstein bis Stor-
kow in Brandenburg und Wiehl 
in Nordrhein-Westfalen.

Nach zahlreichen Modellpro-
jekten in den vergangenen Jah-
ren ist die regelhafte Einführung 
der Angebote in vielen Regio-
nen geplant, stößt jedoch auch 
an finanzielle Hürden. Letztlich 
muss jede Region individuell ein 
zweckmäßiges ÖPNV-Gesamt-
konzept entwickeln. Die aufge-
zeigten Beispiele versuchen, die 
Bandbreite und Einsatzmöglich-
keiten darzulegen und stets ei-
nen Gleichklang aus der Wirt-
schaftlichkeit der Verkehrsleis-
tung, der Angebotsqualität für 
die Fahrgäste und der Klimaver-
träglichkeit des Gesamtverkehrs 
zu erreichen.

Im Ergebnis können neue For-
men des Bedarfsverkehrs in 
ländlichen Räumen das Mobili-
tätsangebot verbessern. „ÖPNV- 
Aufgabenträger und Länder soll-
ten dieses Potenzial nutzen“, 
heißt es in der Handreichung. 
Die Novelle des Personenbeför-
derungsgesetzes (PBefG) von 
2021 habe den gesetzlichen 
Rahmen für mehrere flexible 

Bedienformen modernisiert. 
Um in ländlichen Regionen das 
öffentliche Verkehrsangebot zu 
verbessern, sei vierlerorts der 
neu geschaffene Linienbedarfs-
verkehr (§ 44 PBefG) geeignet. 
Als Ergänzung des konventionel-
len Linienverkehrs ermöglicht 
er kürzere Zugangs-, Warte- 
und Fahrtzeiten im öffentlichen 
Nahverkehr. Davon würden ins-
besondere die elf Prozent der 
Erwachsenen in ländlichen Räu-
men ohne Zugang zu einem Pkw 
im Haushalt profitieren. Auch 
diene es dem Ziel der Bundes-
regierung, Erreichbarkeitsstan-
dards in ländlichen Räumen zu 
etablieren.

Kompromiss  
zwischen Angebotsqualität 
und Wirtschaftlichkeit

Die Einführung von Linienbe-
darfsverkehr erfordere einen 
Kompromiss zwischen Ange-
botsqualität und Wirtschaftlich-
keit: Höhere Qualität verursa-
che steigende Kosten. Die Auf-
gabenträgen könnten dies bei 
der Vergabe der Verkehrsleis-
tung durch Vorgaben zum ange-
strebten Besetzungsgrad oder 
maximalen Umwegen beein-
flussen. 

Komfort und Reisezeiten soll-
ten gegenüber dem Privat-Pkw 
nicht deutlich im Nachteil sein. 
Das erfordere meist einen dau-
erhaften Zuschuss zum Betrieb 
durch den Aufgabenträger. Lo-
kale Gegebenheiten, wie regel-
mäßig angefahrene Regional-
bahnhöfe oder eine kompak-
te Siedlungsstruktur, seien in 
der Lage, die Wirtschaftlichkeit 

des Linienbedarfsverkehrs po- 
sitiv zu beeinflussen. Besonders 
in dünn besiedelten Regionen 
könne der Linienbedarfsverkehr 
die Qualität des ÖPNV erheb-
lich steigern. Auf Kernstrecken 
mit hohem Fahrgastaufkommen 
seien liniengebundene Verkeh-
re wie Regionalzüge oder Plus-
busse dagegen die effizientere 
Bedienform. „Welches Angebot 
sich besser eignet, hängt von 
Nachfrage und Bündelungspo-
tenzial ab. Auch bei Tarif, Mar-
keting und Fahrgastinformation 
sollten beide Bedienformen als 
gemeinsames System verstan-
den werden.“

Aufgabenträger 
finanziell unterstützen

„Bund und Länder sollten die 
Aufgabenträger beim Betrieb 
des Linienbedarfsverkehrs fi-
nanziell unterstützen – nur so 
lassen sich Verlagerungsziele 
hin zum ÖPNV erreichen“, lau-
tet eine weitere Empfehlung. 
„Linienbedarfsverkehre werden 
deutliche Mehrkosten verur-
sachen. Um sie über Pilotpro-
jekte hinaus dauerhaft in das  
ÖPNV-System zu integrieren, 
benötigen die kommunalen Auf-
gabenträger des ÖPNV zusätz-
liche Unterstützung, die etwa 
über höhere Regionalisierungs-
mittel erfolgen kann. Das erfor-
dert eine Erhöhung der bisher 
vereinbarten Bundesmittel.“

Um den Verkehr in ländlichen 
Räumen klimafreundlicher um-
zugestalten, brauche es koordi-
nierte Maßnahmenbündel sei-
tens der Bundesregierung. Ne-
ben der Förderung des ÖPNV 
seien Reformen nationaler Fis-
kalinstrumente notwendig, um 
klimaschädliche Privilegien und 
Subventionen schrittweise abzu-
bauen. „Nur so können sowohl 
die Elektrifizierung als auch die 
Verhaltensänderung im Verkehr 
unterstützt und ein wirkungsvol-
les Gesamtpaket für den Klima-
schutz geschnürt werden“, heißt 
es abschließend. DK

Barrierefreier Bahnhofsausbau:

Bilanz und Ausblick
Durch den Aus- und Neubau von Bahnstationen sind nach Mittei-
lung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und 
Verkehr im vergangenen Jahr insgesamt 14 weitere barrierefreie 
Ein- und Ausstiegsmöglichkeiten im bayerischen Bahnnetz ent-
standen. Der Freistaat habe den Ausbau freiwillig mit 16 Millio- 
nen Euro unterstützt. Damit seien bayernweit aktuell 506 von 
1.066 Bahnhöfen und Haltepunkten komplett barrierefrei ausge-
baut. Rund 80 Prozent der Ein- und Aussteiger profitierten davon.

Die 2022 in Betrieb genomme-
nen barrierefreien Stationen lie-
gen in Oberbayern mit Bischofs-
wiesen, Feldkirchen bei Mün-
chen, Poing, Garching an der Alz 
und Rott am Inn, in Mittelfranken 
mit Ansbach und Fürth-Klinikum, 
in Unterfranken mit Langenpro-
zelten und Miltenberg, in Schwa-
ben mit Harburg, Hoppingen und 
St. Mang sowie in der Oberpfalz 
mit Schwarzenfeld und in Nieder-
bayern mit Spiegelau. Fast alle 
diese Stationen werden von der 
DB Station & Service AG betrie-
ben, mit Ausnahme der Bahnhö-
fe in Garching und Rott, die sich 
im Netz der DB-Tochter Südost-
bayernbahn befinden, sowie des 
Bahnhofs Miltenberg, der von 
der DB-Tochter Westfranken-
bahn betrieben wird.

Nach Angaben der Bahnhofs-
betreiber können im Jahr 2023 
um die 30 weitere Stationen in 
Bayern barrierefrei fertiggestellt 
werden. Die wichtigste Stati-
on dabei wird der Augsburger 
Hauptbahnhof sein. Die Emp-
fangshalle im Bahnhofsgebäude 
und die Verteilerebene im ersten 
Untergeschoß mit den Zugängen 
zu den Bahnsteigen mit Rolltrep-
pen und Aufzügen werden dort 
uneingeschränkt nutzbar sein. 
Ebenfalls genutzt werden kann 
der neue Fußgängertunnel von 
Westen aus dem Thelottviertel 
in den Hauptbahnhof. Insgesamt 
wird sich die Barrierefreiheit so-
wohl in den Ballungsräumen ver-
bessern, wo beispielsweise der 
S-Bahnhof München Isartor hin-
zukommt, als auch im ländlichen 

Raum, wo unter anderem der 
modernisierte Bahnhof Tegern-
see fertiggestellt wird.

„Ich will für alle noch nicht bar-
rierefreien Bahnstationen in Bay-
ern eine Perspektive“, erklärte 
Verkehrsminister Christian Bern-
reiter. „Barrierefreiheit betrifft 
nicht nur Reisende mit Handicap. 
Sie bietet für alle mehr Reisekom-
fort, egal, ob man mit schwerem 
Gepäck, Kinderwagen oder Fahr-
rädern unterwegs ist. Und Barrie- 
refreiheit trägt zu einer moder-
nen und nachhaltigen Mobilität 
bei, indem sie zur Nutzung der kli-
mafreundlichen Schiene einlädt.“

Forderungen an  
die Bundesregierung

Bernreiter verlangt von der 
Bundesregierung, dass sie zusätz-
liche Investitionen in den barrie-
refreien Stationsausbau ermög-
licht. „Da ist angesichts der enor-
men Preissteigerungen und der 
zu erwartenden Fahrgastzuwäch-
se aufgrund des Deutschlandti-
ckets dringender Handlungsbe-
darf. Wenn die Länder verstärkt 
beim barrierefreien Ausbau mit-
finanzieren sollen, muss der 
Bund das bei der Höhe der Regio- 
nalisierungsmittel berücksichti- 
gen. Außerdem brauchen wir 
ein neues Sonderprogramm des 
Bundes für Stationen mit weniger 
als 1.000 Ein- und Aussteigern. 
Hier gibt es nach dem Auslaufen 
des Programms der Vorgängerre-
gierung ein Vakuum, das gerade 
dem Bahnverkehr im ländlichen 
Raum schadet.“ DK

Kreistag Bad Tölz-Wolfratshausen:

Einstimmiges Votum für 
MVV-Verbunderweiterung

Einstimmig hat sich der Kreistag des Landkreises Bad Tölz-Wolf- 
ratshausen für den Beitritt des Süd-Landkreises zum Münchner 
Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) ausgesprochen. Damit gehört 
ab dem Fahrplanwechsel am 10. Dezember 2023 der gesamte 
Landkreis von der Jachenau bis Icking dem MVV an. Landrat Josef 
Niedermaier nannte den Beitritt einmal mehr einen „Meilenstein 
auf dem Weg zur Mobilitätswende“.

Bislang reichte der MVV-Ver-
bund bis in die Mitte des Land-
kreises, die Stadt Bad Tölz und 
die Gemeinde Bad Heilbrunn ge-
hören bereits dem Verbund an. 
Die Ausweitung des MVV-Ver-
bundes auf den südlichen Land-
kreis war in den zuständigen 
Kreisgremien schon lange disku-
tiert und im vergangenen Jahr 
im neuen Nahverkehrsplan auf 
den Weg gebracht worden. 

Konstruktive Begleitung

„Die Verbunderweiterung war 
ein zentrales Thema im Nahver-
kehrsplan, nun haben wir Taten 
folgen lassen, von denen nicht 
nur die Bürgerinnen und Bür-
ger heute, sondern auch in Zu-
kunft profitieren werden. Die 
Zeit der verschiedenen Tickets 
ist nun vorbei, die Verbunder-
weiterung ist die Vorausset-
zung für die Mobilitätswende“, 
plädierte Landrat Josef Nieder-
maier einmal mehr für die Ver-
bunderweiterung und bedank-
te sich für das starke Votum des 
Kreistags sowie für die sehr kon-
struktive Begleitung und Zusam-
menarbeit mit dem Freistaat. 

Demnach übernimmt der 
Landkreis die Durchtarifierungs- 
und Harmonisierungsverluste im 
ÖPNV, die Regiekosten der MVV 
GmbH, zehn Prozent der Durchta-
rifierungs- und Harmonisierungs-
verluste im SPNV sowie zehn Pro-

zent der notwendigen Erstinves-
titionskosten. „Sowohl bei den 
Erstinvestitionen als auch bei den 
Durchtarifierungs- und Harmoni-
sierungsverlusten im SPNV über-
nimmt der Freistaat den Großteil 
der Kosten, diese Chance müssen 
wir nutzen“, so Landrat Josef Nie-
dermaier. 

Laut Verkehrsminister Chris- 
tian Bernreiter „sind das gute 
Nachrichten aus Bad Tölz. Vor al-
lem für die Fahrgäste ist es ei-
ne tolle Nachricht, dass auch der 
südliche Teil des Landkreises im 
Dezember dem MVV beitreten 
wird. In Zukunft können sie im 
gesamten Landkreis und darü-
ber hinaus von einheitlichen und 
meist auch günstigeren Ticket-
preisen, abgestimmten Fahrplä-
nen und einheitlichen Fahrgastin-
formationen profitieren. Das er-
leichtert den Zugang zum ÖPNV 
ungemein. Von Seiten des Frei-
staats unterstützen wir die Kom-
munen deshalb auf ihrem Weg in 
flächendeckende und leistungs- 
fähige Verkehrsverbünde und 
übernehmen den Großteil der an-
fallenden Kosten. Auch der Land-
kreis Bad Tölz-Wolfratshausen 
wird hiervon profitieren.“

Abgebildet wird der Beitritt 
u.a. im Tarifsystem. Die bislang 
sechs Zonen werden dann erwei-
tert, im Landkreis gibt es dann 
die Zone 2 bis 9. Eingeschlossen 
sind sowohl der Bus- als auch der 
Schienenverkehr. r
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Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Von Brandschützern und EMPL-Experten entwickelt:

Ein Econic für alle Fälle
Einzigartiges Löschfahrzeug für die Feuerwehr des Lkw-Montagewerks Wörth

Wörth/Kaltenbach – In Reih‘ und Glied sind die sechs Fahrzeuge 
vor den Toren der Feuerwache angetreten – jederzeit bereit, so-
fort auszurücken. Die Werkfeuerwehr des Mercedes-Benz Lkw-
Werks in Wörth am Rhein ist genauso professionell ausgerüstet 
wie jede andere Berufsfeuerwehr. Die 34 Brandschützer tragen 
schließlich die Verantwortung für die mehr als 10.000 Mitarbeiter 
des weltgrößten Lkw-Montagewerks von Mercedes-Benz Trucks 
und ein Gelände, so groß wie 400 Fußballfelder. Ihr Alltag besteht 
vor allem aus Routineaufgaben, doch sie müssen auch für die be-
sonderen Herausforderungen eines Fahrzeugwerks gerüstet sein. 
Diese können sich im Laufe der Zeit verändern. Deswegen benö-
tigt die Werkfeuerwehr eine anpassungsfähige Ausrüstung. Nun 
ergänzt ein ganz besonderes Einsatzfahrzeug die Flotte, das genau 
dieser Anforderung entspricht.

auch im Trägerfahrzeug: ein 
Mercedes-Benz Econic 2635. 
Die Baureihe ist als Spezialist 
für kommunale Aufgaben be-
kannt. Der Niederflur-Lkw eig-
net sich aber auch hervorra-
gend als Löschfahrzeug. 260 kW 
(354 PS) aus dem 7,7 Liter gro-
ßen Reihensechszylinder OM 
936 und 1.400 Newtonmeter 
maximales Drehmoment verlei-
hen dem Econic eine der Größe 
des Werksgeländes angemes-
sene Agilität. 

Hohe Wendigkeit bei 
Mercedes-Benz Econic

Für das Econic-Fahrgestell 
spricht zudem die von Haus aus 
hohe Wendigkeit. Eine gelenkte 
Nachlaufachse verringert den 
Wendekreis des Dreiachsers zu-
sätzlich, so dass er alle Bereiche 
des Werkgeländes auf dem kür-
zesten Wege erreichen und sich 
auch durch Engstellen und zwi-
schen Hindernissen hindurch-
manövrieren kann.

Beste Sicht und Hightech: 
Econic-Kabine bietet  
Brandschützern viele Vorteile

Eine weitere Besonderheit des 
Econic leistet zusätzlich wertvol-
le Dienste. Dank der großflächi-
gen Verglasung der Niederflur-
kabine behält der Fahrer selbst 
im Gewimmel eines Werksge-
ländes den Überblick und sitzt 
darüber hinaus auf Augenhö-
he mit Fußgängern und Radfah-
rern, so dass auch bei Blaulicht-
fahrten bestmögliche Sicher-
heit gewährleistet ist. 

Auch bei Löscharbeiten ist 
die direkte Rundumsicht ein 
Vorteil. Der Wörther Econic ist 
mit einem Wasserwerfer aus-
gerüstet, der an der Stoßstange 
montiert ist. Die Besatzung 
kann ihn von der Kabine aus 
mit einem Joystick bedienen. 
Eine 360°-Bird-View-Kamera 
unterstützt die Mannschaft im 
Einsatz zusätzlich. An der Fahr-
zeugfront ist auch eine Wärme-
bildkamera installiert. Diese er-
laubt es, Brandherde zu iden-
tifizieren und die Löschausrüs-
tung gezielt einzusetzen.

Flacher Einstieg  
ermöglicht schnelles  
und sicheres Einsteigen

Der niedrige Aufstieg ist ein 
weiterer Vorteil, den so nur die 
Niederflurkabine des Econic er-
möglicht. Selbst in voller Mon-
tur und mit Atemschutzgeräten 
gelangt die Einsatzgruppe über 
zwei flache Stufen in Windesei-
le in die Kabine. Der niedrige 
Einstieg trägt obendrein zur Ar-

Die Verantwortlichen bei 
der Werkfeuerwehr Wörth ha-
ben gemeinsam mit den Spezi-
alisten für Feuerwehrfahrzeu-
ge des Fahrzeugwerks EMPL ein 
einzigartig flexibles Löschfahr-
zeug auf die Achsen gestellt. 
Sebastian Schröder, stellvertre-
tender Wachabteilungsleiter, 
und Marc Knoll, stellvertreten-
der Leiter der Werkfeuerwehr, 
sind für die Fahrzeugbeschaf-
fung verantwortlich und ha-
ben ein Industrielöschfahrzeug 

geplant, das auf einem modu-
laren Konzept basiert und zu-
gleich Lösch- und Logistikaufga-
ben übernehmen kann. „So wie 
sich das Werk weiterentwickelt, 
so müssen wir auch den Gefah-
renabwehrplan anpassen“, er-
klärt Marc Knoll.

Ideal als Basis  
für Löschfahrzeuge

Das Know-how der Brand-
schützer steckt im Aufbau und 

beitssicherheit bei. Im Inneren 
bietet das Fahrerhaus mit drei 
zusätzlich zu Fahrer- und Bei-
fahrerplatz vorhandenen Sitz-
plätzen große Bewegungsfrei-
heit. „Es gibt nichts Vergleich-
bares zur Econic-Kabine“, lobt 
Thomas Moigg, Sales Manager 
Feuerwehrfahrzeuge bei EMPL. 
Dadurch erübrigt sich eine spe-
zielle Mannschaftskabine, die 
auf dem Fahrgestell wertvol-
len Platz beanspruchen würde, 
der dann für Geräte fehlt. Die 
effiziente Raumnutzung ermög-
licht es, für das Löschfahrzeug 
ein Fahrgestell mit kurzem Rad-
stand zu verwenden, das die 
gewünschte hohe Manövrierfä-
higkeit bietet.

Auch in Zukunft gut 
gerüstet: Aufbauelemente 
lassen sich tauschen

Einen Löschaufbau so zu ge-
stalten, dass im Ernstfall jedes 
Ausrüstungsteil sofort zur Hand 
ist und jede Funktion schnell 
aktiviert werden kann, erfor-
dert ebenfalls ein umfangrei-
ches Know-how. Das besitzen 
die Experten von EMPL. Ihre 
Kunst besteht darin, jeden Qua-
dratzentimeter der Ladeflä-
che und jeden Kubikzentime-
ter des Aufbaus auszunutzen. 
Nur so lässt sich das anspruchs-
volle Konzept des kombinierten 
Lösch- und Logistikfahrzeugs 
umsetzen. Der Clou ist dabei 
der mit Hilfe von Rollcontainern 
modular gestaltete Aufbau. Sie 
erlauben einerseits eine große 
Vielfalt an Beladungsmöglich-
keiten und lassen sich anderer-

seits durch den Tausch von Mo-
dulen an veränderte Einsatzbe-
dingungen anpassen. Mit Hil-
fe einer Hubladebühne lassen 
sich die Einsatzmittel schnell aus 
dem Fahrzeug entnehmen, um 
diese auch in die oberen Stock-
werke des Werkes bringen zu 
können. Das modulare Konzept 
eröffnet der Werkfeuerwehr ne-
ben funktionalen auch deutliche 
wirtschaftliche Vorteile. Selbst 
wenn sich die Einsatzbedingun-
gen in Zukunft ändern, muss sie 
nicht in ein zusätzliches oder 
neues Fahrzeug investieren.

Econic Industrielöschfahrzeug 
ist das Aushängeschild 
der Wörther Feuerwehr

Jedes Einsatzfahrzeug ist ein 
Unikat. Entsprechend wichtig 
ist die Ausbildung der Brand-
schützer, bis jeder Handgriff 
sitzt. Noch auf dem Übungsge-
lände von EMPL heißt es zum 
ersten Mal „Wasser marsch!“. 
Sobald das Nass wie gewünscht 
aus den Schläuchen schießt, 
kommt bei den Brandschützern 
Begeisterung auf. Das Feilen 
am einzigartigen Konzept hat 
sich gelohnt. „Der Econic der 
Werkfeuerwehr ist einzigartig 
und ein Aushängeschild für den 
Standort Wörth. Mit diesem 
Fahrzeug gehen wir einen wei-
teren Schritt auf dem Weg des 
modernen Brandschutzes und 
der Zukunftssicherheit“, resü-
miert Marc Knoll. Dann reiht 
sich das einzigartige Industrie-
löschfahrzeug in die Reihe der 
Fahrzeuge an der Wörther Feu-
erwache ein. r

Bayerischer Urban-Gardening-Kongress in Veitshöchheim: 

Stadt trifft Garten
Mit dem Urban Gardening ist das Grün wieder in den Städten 
angekommen. Neben der umweltschonenden Produktion und 
dem Erhalt der biologischen Vielfalt steht beim Stadtgärtnern 
auch der soziale Austausch in Gemeinschaftsgärten im Vorder-
grund: So wird gemeinsam gepflanzt, gepflegt und geerntet. 
Immer mehr Städte schaffen dafür gärtnerisch nutzbare Frei- 
flächen. Doch wie geht es beim Urban Gardening weiter? Wie 
schließt die Stadtplanung von morgen das Urban Gardening 
schon heute mit ein? Antworten darauf – auch zum Anfassen – 
lieferte der 3. Bayerische Urban-Gardening-Kongress in Veits-
höchheim, organisiert von der Bayerischen Landesanstalt für 
Weinbau und Gartenbau gemeinsam mit dem Verband Ehema-
liger Veitshöchheimer, dem Verband Garten-, Landschafts- und 
Sportplatzbau Bayern sowie dem Bayerischen Landesverband 
für Gartenbau und Landespflege.

Rund 120 Teilnehmer infor-
mierten sich über aktuelle The-
men des Urban Gardening. In-
formative Vorträge sowie die 
begleitende Fachausstellung, 
in der man neue Projekte und  
innovative Begrünungssysteme 
entdecken konnte, trugen zu  
einem regen Austausch bei.

Monika Egerer (TU München) 
präsentierte zunächst Erfah-
rungen und Forschungsergeb-
nisse aus Gemeinschaftsgärten. 
Hier wurde transdisziplinär un-
tersucht, inwiefern in solchen 
Gartenprojekten die biologi-
sche Vielfalt und Ökosystem-
leistungen verbessert werden 
können.

Wiener Erfahrungen

In Wien konnte die Höhere 
Bundeslehr- und Forschungs-
anstalt für Gartenbau Schön-
brunn Erfahrungen in verschie-
denen Urban-Gardening-Pro-
jekten sammeln. Vor allem 
öffentliche Grünanlagen und  
historische Parks werden zu-
nehmend für Gartenprojekte  
attraktiv. Neben der Gemein-
schaft steht hier auch die Pro-
duktion von eigenem Gemüse 
im Vordergrund, wie Wolfgang 
Palme betonte.

Die „Maker of sustainable 
spaces”, zu Deutsch „Gestalter 
nachhaltiger Räume“, beschäf-
tigen sich mit verschiedenen 
urbanen Gartenprojekten in 
den Niederlanden und darüber 
hinaus. Zahlreiche Möglichkei-
ten für eine nachhaltige Stadt- 
entwicklung und mehr Grün 
auf Gebäuden wurden bereits 
weltweit umgesetzt. Sowohl 
Krankenhäuser als auch Restau-
rants und Hotel-Dächer eignen 
sich für verschiedene Begrü-
nungsformen. Kelai Diebel prä-
sentierte interessante Beispiele 
aus der ganzen Welt – von Ber-
lin und Kopenhagen über Bos-
ton bis Singapur.

Die LWG Veitshöchheim be-
treute in den vergangenen 
Jahren Urban-Gardening-De-
monstrationsgärten in ganz 
Bayern. Laut Gundula Holm 
(AELF Fürth-Uffenheim) und 
Florian Demling (LWG) ent-
standen ab 2019 aus einem Pi-
lotprojekt in Fürth und Erlan-
gen sechs neue Schaugärten. 
Von der Flächenvorbereitung 
über Führungen bis zur Ernte 
waren zahlreiche Kooperati-
onspartner beteiligt.

Demonstrationsgärten

Unter dem Motto „Lust auf 
Gemüse in der Stadt“ wurden 
bis 2022 in den Demonstra- 
tionsgärten verschiedenste An-
baumethoden vom Hochbeet 
über den Kistengarten bis hin 
zum Anbau von Gemüse und 
Kräutern an der Wand gezeigt. 
Vor allem Familien und junge 
Erwachsene, die sich mit den 
Themen Saisonalität und Regi-
onalität beschäftigen, fanden 
Anregungen und Beispiele für 
den Anbau gesunder Lebens-
mittel, auch als Beitrag zur Wie-
derbelebung der Stadtnatur.

Neue Nutzer

Mit dem Projektende 2022 
wurden einige Demonstrations-
gärten an neue Nutzer überge-
ben. Diese übernehmen die Be-
treuung und Pflege der Beete 
und bewirtschaften diese in:
• Schweinfurt (Unterfranken): 
Betreuung als Schulgarten durch  
das Olympia-Morata-Gymnasium 
und die Stadt Schweinfurt
• Bamberg (Oberfranken): Nut-
zung von Beeten am Amt für Er-
nährung, Landwirtschaft und 
Forsten Bamberg und im Ge-
meinschaftsgarten Zapfendorf
• Augsburg (Schwaben): Nut-
zung der Beete für ein soziales 
Projekt der Hochschule Augs-
burg

• Passau (Niederbayern): Be-
treuung als Studierendengar-
ten der Universität Passau
• München (Oberbayern): Der 
Münchner Projektgarten er-
fährt Dank der großen Nach-
frage aus der Bevölkerung und 
dem aktuellen Thema Klima-
fürsorge eine Neuausrichtung 
als Klimawandel-Garten. Die 
Eröffnung ist für Mai 2023 ge-
plant.

In Kurzvorträgen stellten ver-
schiedene Initiativen ihre Er-
fahrungen beim Gärtnern im 
städtischen Raum vor. Die Stif-
tungsinitiative der „Urbanen 
Gärten München“ setzt sich für 
den Erhalt der bestehenden ur-
banen Gärten und das Schaffen 
von weiteren Gärten ein, damit 
künftig allen Münchnern in fuß-
läufiger Reichweite eine Mög-
lichkeit zum Gärtnern zur Ver-
fügung steht. Bildungsangebo-
te wie der „Bodenkoffer“ sollen 
die Gärten unterstützen, um 
das Thema erlebbarer zu ma-
chen. Die lockere Gruppe „Ess-
bare Stadt Bamberg“ von Tran-
sition Bamberg hat in den ver-
gangenen Jahren bereits rund 
70 Hochbeete in ganz Bamberg 
aufgestellt. Diese entstanden 
meist in Nachbarschaften und 
Anwohner können dann dort 
ihr eigenes Gemüse pflanzen 
und ernten.

Neumarkt und Nürnberg

Um einer Auflösung entge-
genzuwirken, hat der Verein für  
Gartenbau und Landespflege 
Stadt Neumarkt „Urban Gar-
dening“ für sich genutzt. Neue 
und jüngere Mitglieder konn-
ten durch Gartenprojekte in der 
Stadt für den Verein gewonnen 
werden und somit für eine sta-
bile Zusammensetzung sorgen. 
In Nürnberg entsteht aktuell 
ein weiteres Gartenprojekt in 
der Stadt: ein Weltacker. Nach 
dem Berliner Vorbild steht hier 
die Nachhaltigkeit der Nah-
rungsmittelproduktion im Vor-
dergrund. Eine verdichtete Flä-
che wurde dazu entsiegelt und 
ab diesem Jahr als Schaufläche 
genutzt.

Fazit: Der Bayerische Urban- 
Gardening-Kongress zeigte zahl- 
reiche neue Ansätze auf, wie 
Gärtnern in der Gemeinschaft 
und die Entwicklung von Städ-
ten in der Zukunft gestaltet 
werden kann. Deshalb ist Urban 
Gardening auch in Zukunft nicht 
nur ein Trend, sondern fester Be-
standteil der Gesellschaft. DK
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Gemeinde  
Hafenlohr mit rund 1.850 Ein-
wohnern. Gelegen am Main und 
direkt angrenzend an den Spes-
sart im gleichnamigen Land-
kreis Main-Spessart.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Erster Bürgermeister bin seit 
dem 01.05.2008, ich übe das 
Amt als ehrenamtlicher Bürger-
meister aus.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 

dass die Umgehung für unse-
re vielbefahrene Ortsstraße 
St2315 mit über 10.000 Fahr-
zeugen pro Tag seit diesem Jahr 
gebaut wird. Eine solche Groß-
baustelle mit einem Volumen 
von rund 30 Mio. Euro bringt 
natürlich auch so ihre Neben-
wirkungen mit sich. Aber ohne 
Baustelle keine Umgehung und 
keine Entlastung. Die drei Jahre 
Bauzeit werden wir überstehen.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Gerade in Unterfranken ist 
die Trockenheit der vergange- 
nen Jahre ein großes Prob-

Thorsten Schwab, MdL
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Hafenlohr 

vor aus?
Vor dem Amtsantritt und während meiner ers-

ten fünf Jahre als Bürgermeister, war ich Beam-

ter im Bayerischen Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz und dort in der On-
line-Kommunikation tätig. Seit September 2013 
bin ich Abgeordneter des Bayerischen Landtages; 
das Bürgermeisteramt führe ich seit nun schon 
fast zehn Jahren ehrenamtlich nebenher aus.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Die Kommunalpolitik fing früher als das Bür-
germeisteramt an. Hafenlohr ist mein Heimat-
ort und da war ich auch schon immer engagiert. 
Als Ministrant, Jugendgruppenleiter oder Pfarr-
gemeinderat. Es war mir schon immer wichtiger 
mitzugestalten, anstatt nur zu kritisieren. 1996 
wurde ich von meinem Bürgermeister-Amtsvor-
gänger gefragt, ob ich nicht auf der Gemeinde-
ratsliste mitmachen möchte. Das hat mich sehr 
gefreut, denn die Möglichkeit sich in der eigenen 
Kommune einbringen zu können, fand ich sehr 
reizvoll. Leider ist die Bereitschaft und der Einsatz 
sich kommunalpolitisch zu engagieren bei vielen 
heute nicht mehr so ausgeprägt, egal bei welcher 
Partei. Das finde ich sehr schade, denn es braucht 
Menschen, die ihre Ideen einbringen und unsere 
Kommunen weiterentwickeln wollen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Als 2008 mein Vorgänger nicht mehr als Bür-
germeister kandidierte war ich schon sechs Jah-
re Gemeinderat, CSU-Ortsvorsitzender und stv. 
CSU-Kreisvorsitzender. Die Kommunalpolitischen 
Themen waren mir sehr gut bekannt. Hilfreich 
waren Seminare der Hanns-Seidl-Stiftung oder 
des Gemeindetages, bei denen es um kommu-
nalrechtliche Fragen ging.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Von 2008 bis heute hat sich vor allem im Be-
reich der Kinderbetreuung in unseren Kitas und 
der Grundschule enorm viel getan. Damals gab 
es im Kindergarten zwei Gruppen mit sechs Mit-
arbeiterinnen. Im Laufe der Jahre haben wir das 
Betreuungsangebot enorm ausgebaut. Heute ha-
ben wir zusätzlich zwei Krippengruppen, 13 Mit-
arbeiterinnen und eine Hauswirtschaftsmeisterin 
in der Einrichtung. Ebenso ist es in der erweiter-
ten Nachmittagsbetreuung in der Grundschule.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wir hatten einige Jahre für den Bau einer Um-
gehungsstraße mit integriertem Hochwasser-
schutz gekämpft. Wir freuen uns sehr darüber, 

lem. Unser Wald leidet sehr unter der Hitze und 
bräuchte dringend mehr Niederschläge. Wir müs-
sen unseren Gemeindewald und den gesamten 
Spessart durch gezielten Waldumbau fit machen 
für die klimatischen Veränderungen. Mit einer 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung müssen wir 
neue Laubbaumsorten etablieren, die mit den Be-
dingungen besser zurecht kommen. Hier bieten 
sich Baumarten an, die derzeit in Südfrankreich 
in einem Klima wachsen, das wir nach Prognosen 
auch bei uns bekommen werden.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Immer positiv in die Zukunft blicken. Keine Pro-
bleme sehen, sondern Herausforderungen. Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister sollten ge-
stalten und motivieren und so ihre Gemeinde für 
Ideen begeistern. Was gibt es denn Schöneres als 
Bürgermeister zu sein!
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich führe Gespräche mit Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und informiere über Messenger- 
Nachrichten. In der Gemeinde gibt es selbstver-
ständlich Bürgerversammlungen, aber zusätz-
lich auch bei wichtigen Themen Bürger-Infover-
anstaltungen. Im Gemeinderat werden alle Rats-
mitglieder gleichermaßen informiert.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Selbstverständlich muss Kommunalpolitik und 
müssen Kommunen auch weiterhin analog funk-
tionieren, manche können nicht, manche wol-
len nicht. Aber der Einfluss der Digitalisierung 
wird steigen und das ist auch absolut notwen-
dig! Mit dem Handy steuern wir Waschmaschi-
nen, können uns auf unser Auto und Wohnhaus 
aufschalten und Einstellungen vornehmen. Da 
ist es selbstverständlich, dass wir auch Verwal-
tungsleistungen bequem von der Couch aus mit 
dem Tablett oder Handy erledigen können. Di-
gitale Medien sind auch für die Bürger-Informa- 
tion von großer Bedeutung. Unmittelbar nach 
wichtigen Gemeinderatsentscheidungen infor-
miere ich beispielsweise über eine kurze „Hafen-
lohr-Info“-Nachrichtensendung. Einzusehen un-
ter www.hafenlohr.de – das schauen jüngere, 
aber auch ein Großteil der älteren Bürgerinnen 
und Bürger meiner Gemeinde.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Ohne positive Einstellung gibt es keine positi-
ven Taten.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Es geht ja nicht darum sich Denkmäler zu set-
zen oder Ähnliches. Wenn ich zurückblicke möch-
te ich erstmal selbst zufrieden sein mit dem was 
umgesetzt werden konnte. Wenn die Menschen 
dann gerne an diese Zeit zurückdenken, dann 
würde mich das freuen. r

Stadt Wallenfels:

Projekte  
für ein lebendiges Miteinander

2022 war ein gutes Jahr für die oberfränkische Stadt Wallenfels im 
Landkreis Kronach. „Auf dem Weg zu unserem gemeinsamen Ziel, 
unsere Stadt attraktiver und lebendiger zu machen, sind wir ein gu-
tes Stück vorwärtsgekommen“, bilanziert Erster Bürgermeister Jens 
Korn. „Insgesamt haben wir Maßnahmen mit einem Volumen von 
9,2 Millionen Euro umgesetzt.“

Im Mittelpunkt standen im ver-
gangenen Jahr zahlreiche Bau-
projekte. Mit voraussichtlich drei  
Millionen Euro ist das neue Feu-
erwehrgerätehaus laut Korn ak-
tuell die größte Investition der 
Stadt Wallenfels und wohl auch 
die dringlichste: Das derzeitige 
Gebäude war bereits beim Be-
zug vor 40 Jahren nur ein Proviso-
rium und stößt mittlerweile end-
gültig an seine Grenzen. So wird 
das neue Fahrzeug definitiv nicht 
mehr in die Halle passen, da das 
Gebäude zu niedrig ist. Seit Jah-
ren mahnt die Kreisbrandinspek-
tion bei ihren Besichtigungen ei-
nen Neubau an. 2014 hat sich der 
Stadtrat auf den Weg gemacht 
und eine Arbeitsgruppe gegrün-
det. Die Suche nach einem geeig-
neten Ort gestaltete sich schwie-
rig. Schließlich konnte der Ankauf 
und der Abriss des Woller-Gelän-
des mit Mitteln der Förderoffen-
sive Nordostbayern geschultert 
werden.

Bauamt auf Zeit

Da die Investitionskosten in 
Höhe von 3 Millionen Euro bei 
einer Förderung von lediglich 10 

Prozent den städtischen Haushalt 
gesprengt und weitere Investitio-
nen blockiert hätten, entschied 
sich Wallenfels für eine Koope-
ration mit der Sparkassentoch-
ter BayernGrund. Im Rahmen des 
„Bauamtes auf Zeit“ übernimmt 
das Unternehmen die Funktion 
des Bauherrn und finanziert die 
Maßnahme.

Neben der Neugestaltung der 
Einfriedung des Friedhofs steht 
unter anderem die Dorferneu-
erung in Wolfersgrün auf der 

Agenda. Im Rahmen einer „Einfa-
chen Dorferneuerung“ wird das 
Alte Schulhaus aktuell saniert und 
ertüchtigt. Das Amt für Ländliche 
Entwicklung fördert die Maßnah-
me, die voraussichtlich 550.000 
Euro kosten wird, mit 90 Prozent. 
Ziel der Maßnahme ist, das Ge-
bäude als Treffpunkt für die Bür-
ger und ihre Vereine zukunftsge-
recht zu gestalten. Dabei kann 
Rathauschef Korn zufolge auf das 
beispielgebende Engagement der 
Bevölkerung bei der Sanierung 
des Gebäudes in den Jahren 2010 
bis 2013 aufgebaut werden, bei 
dem rund 4.200 ehrenamtliche 
Stunden investiert wurden. Mit 
einer Fertigstellung ist bis zum 
Frühjahr 2023 zu rechnen.

„Als sich die Stadt Wallenfels 
2013 auf den Weg zur Stadtsa-
nierung gemacht hat, war sehr 
schnell klar: Schwerpunkt muss 
die Wiederbelebung des Markt-
platzes sein“, betont Korn. Zu-
nächst sollten die Freiflächen 
neugestaltet werden, dann woll-
te man die Gebäude in Angriff 
nehmen. Die Förderoffensive 
Nordostbayern, ein Sonderpro-
gramm der Staatsregierung, stell-
te 2017 die Reihenfolge auf den 
Kopf. Der Freistaat finanziert da-
mit die Revitalisierung oder den 
Rückbau leerstehender Gebäu-
de mit 90 Prozent. Da das Förder-
programm zeitlich begrenzt war, 
mussten alle Anstrengungen auf 
die Häuser am Marktplatz kon-
zentriert werden. Zwar konnten 
nicht alle Gebäude erhalten wer-
den, jedoch machte die Sanie-
rung der früheren Drogerie und 
einer ehemaligen Regionalbank 
große Fortschritte. Sobald deren 
Neugestaltung abgeschlossen ist, 
folgt die Sanierung des Platzes.

Gute finanzielle Entwicklung

„Nicht nur Projekte haben sich 
sehr gut entwickelt, sondern 
auch unsere finanzielle Situati-
on“, berichtet der Bürgermeis-
ter. „Trotz der hohen Investitio-
nen konnten wir weiter Schulden 
abbauen und mit der Stabilisie-
rungshilfe in Höhe von 800.000 
Euro hat uns der Freistaat Bayern 
zum Jahresschluss noch einmal 
kräftig unter die Arme gegriffen.“ 
Angesichts laufender und anste-
hender Projekte sei die Hilfe drin-
gend notwendig, stellt Jens Korn 
fest.

Auch die kommenden Jahre 
werden nach seinen Worten ge-
prägt sein durch zahlreiche In-
vestitionen im Bereich der Infra-
struktur, aber auch bei den „wei-
chen“ Standortfaktoren. Die 
Turnhalle und das ehemalige 
Schulschwimmbad sind die einzi-
gen Bestandteile des Bildungszen-
trums, die noch nicht saniert sind. 
Bereits 2020 hat sich der Stadtrat 
daher für das Programm „Inves-
titionspakt Sportstätten“ bewor-
ben. Das Konzept für den Umbau 
des Schwimmbads in eine Mul-
tifunktionshalle kam zunächst 
nicht zum Zug. Allerdings teilte 
die Regierung der Stadt im Som-
mer mit, dass eine Förderung 
trotzdem möglich ist. Für die ge-
schätzten Kosten des Umbaus im 
Erdgeschoss von 1,7 Millionen 
Euro wurde ein Fördersatz von 
90 Prozent in Aussicht gestellt. 
Für die Sanierung der Turnhalle 
müssen 1,6 Millionen Euro ver-
anschlagt werden. Hier kann die 
Stadt mit einem Fördersatz von 
75 Prozent rechnen. Die Baumaß-
nahme muss bis Ende 2025 abge-
schlossen sein.

Höchste Priorität hat für den 
Stadtrat die Erhaltung des Frei-
bades. Aus diesem Grund hat 
sich Wallenfels für das Programm 
„Sanierung kommunaler Einrich-
tungen in den Bereichen Sport, 
Jugend und Kultur“ mit einem 
Konzept zur Erneuerung der An-
lage am Tanganger beworben. 

Daraufhin stellte der Haushalts-
ausschuss des Bundestags ei-
ne 90 Prozent-Förderung in Hö-
he von 1,5 Millionen Euro in Aus-
sicht. Mit diesen Mitteln soll im 
Wesentlichen die Technik des Ba-
des auf den neuesten Stand ge-
bracht werden. Ziel der Sanie-
rung ist es, den Charakter der An-
lage mit ihrem 50-Meter-Becken 
zu erhalten.

Als eine von sechs Modellkom-
munen im Landkreis Kronach 
beteiligt sich die Stadt Wallen-
fels seit 2019 an dem vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie geförderten Projekt 
„Kommunalentwicklung“. Dabei 
wird die Stadt bei ihren Entwick-
lungsbestrebungen von einem 
Team des Regionalmarketingver-
eins Kronach Creativ e.V. tatkräf-
tig unterstützt und fachlich be-
gleitet. Mit innovativen Ansätzen 
und konkreten Mitmach-Projek-
ten sollen die Bürger dazu moti-

viert werden, aktuelle und künf-
tige Herausforderungen gemein-
sam anzugehen und zu meistern. 
Mit dem Stadtrat wurde ein Ak-
tionsplan mit konkreten Zielen, 
Handlungsfeldern und Maßnah-
menvorschlägen erarbeitet. Er 
bildet eine wichtige Grundlage 
für die Weiterentwicklung der 
Stadt zu einer vitalen und lebens-
werten Kommune.

Wohnraum

Um dem Einwohnerverlust 
entgegenzuwirken, braucht Wal-
lenfels neben einer bedarfsge-
rechten Infrastrukturversorgung 
dringend ein angemessenes An-
gebot an attraktivem Wohn-
raum. Damit in den kommenden 
Jahren mehr Wohnraumangebo-
te geschaffen werden können, 
sollen vorrangig drohende und 
bereits bestehende Leerstän-
de einer neuen, sinnvollen Nut-
zung zugeführt werden. Durch 

eine Sonderförderung des Bay-
erischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie konnte nun im Rah-
men des Projekts „Kommunal-
entwicklung“ ein bedarfsorien-
tiertes Beratungsangebot für sa-
nierungswillige Immobilieneigen-
tümer sowie potenzielle Käufer 
auf den Weg gebracht werden, 
erklärt Bürgermeister Korn.

Positiv zu bewerten sei zudem, 
dass der Markt Steinwiesen und 
die Stadt Wallenfels sich dazu 
entschlossen haben, das bereits 
seit dem Jahr 2013 vorhandene 
Stadtumbaumanagement erneut 
zu verlängern. Damit steht den 
Einwohnern beider Kommunen 
weiterhin eine kostenlose Bera-
tung rund um das Thema Immo-
bilien zur Verfügung. Auch kann 
das interkommunale Förderpro-
gramm von Immobilienbesitzern, 
deren Häuser im Förderbereich 
liegen, nach wie vor in Anspruch 
genommen werden.  DK

Jens Korn.  Bild: Stadt Wallenfels

Hebammenvermittlung 
im Landkreis München

Kooperation mit HebaVaria gestartet
Viele Schwangere suchen verzweifelt nach einer Hebamme, die sie 
nach der Geburt ihres Kindes betreut und ihnen mit Rat und Tat in 
den ersten Wochen zur Seite steht. Um diesen Frauen zu helfen, ko-
operiert der Landkreis München ab sofort mit dem Verein für Heb-
ammenarbeit HebaVaria g.e.V.

Häufig erhalten Frauen bei der 
Suche nach einer wohnortnahen 
Hebamme erst einmal eine Absa-
ge, weil zu ihrem errechneten Ge-
burtstermin diese Hebamme be-
reits ausgebucht ist. Besonders in 
der Urlaubszeit ist es schwierig, 
eine Hebamme zu finden.

Die Fachstelle AndErl – Frühe 
Hilfen im Landratsamt München 
hat sich dem Problem angenom-
men und eine Kooperation zwi-
schen dem Landkreis München 
und dem Verein für Hebammen-
arbeit HebaVaria g.e.V. auf die 
Beine gestellt.

Seit Anfang 2023 beteiligt sich 
der Landkreis München finanzi-
ell und konzeptionell an der Aus-
weitung der Angebote des vor 
vier Jahren für die Landeshaupt-
stadt München ins Leben gerufe-
nen Vereines auf den Landkreis 
München. 

Vermittlungszentrale ab der 
34. Schwangerschaftswoche

Der Verein will die Suche nach 
einer Hebamme im Landkreis 
München erleichtern, indem 
Schwangere ab sofort auf die Ver-
mittlungszentrale des Vereins zu-

greifen können. Auch die Hebam-
menhotline ist nun für werdende 
Mütter aus dem Landkreis nutz-
bar. Wer bis zur 34. Schwanger-
schaftswoche noch keine Heb-
amme gefunden hat, kann sich 
bei HebaVaria registrieren lassen.

Bei allen mit HebaVaria koope-
rierenden Hebammen wird an-
schließend mehrfach angefragt, 
ob sie offene Kapazitäten für die 
Betreuung einer Familie haben. 
Bei einer positiven Rückmeldung 
werden die Schwangeren umge-
hend informiert und der Kontakt 
zur Hebamme hergestellt.

„Aufgrund der angespannten 
Versorgungssituation finden im-
mer mehr Frauen keine Hebam-
me. Dabei hilft kompetente Un-
terstützung durch eine erfahre-
ne Hebamme vor, während und 
ganz besonders nach der Geburt 
in der ersten Zeit mit dem Neu-
geborenen. Ich freue mich sehr, 
dass es gelungen ist, eine Koope-
ration mit HebaVaria einzugehen 
und bin zuversichtlich, dass wir 
dadurch werdenden Eltern aus 
dem Landkreis helfen können, 
die oft so dringend benötigte Un-
terstützung zu finden“, so Land-
rat Christoph Göbel.  r

V.l.: Yvonne Grießhammer, Sachgebietsleiterin AndErl – frühe Hilfen, 
Landrat Christoph Göbel, Melanie Marwitz (2. Vorständin HebaVaria), 
Elisabeth Bender (Finanzvorständin HebaVaria) und Leonie Ebeling  
(1. Vorständin HebaVaria).  Bild: LRA München

http://www.hafenlohr.de
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10,5, 15, 18. Was sagen Ih-
nen diese Zahlen? Richtig, das 
sind, in Prozent, die Tarifforde-
rungen der Gewerkschaften 
für den öffentlichen Dienst der 
Kommunen und des Bundes, 
der Post und der Eisenbahner. 

Einerseits ist es bei einer In-
flationsrate zwischen acht und 
neun Prozent und besonders 
hohen Preissteigerungen bei 
Nahrungsmitteln und Energie 
verständlich, dass die Arbeitnehmer in diesem 
Jahr einen tüchtigen Nachschlag fordern. Und 
so ein alter Kater wie ich weiß natürlich auch, 
dass man nie mit einer Zahl als Ergebnis aus 
Tarifverhandlungen rauskommt, mit der man 
hineingegangen ist. 

Klar ist auch, dass man es im Vorfeld, bei 
den Verhandlungen, so richtig rumpeln lassen 
muss. Da sind die Muskeln anzuspannen und 
zu zeigen, da ist zu jammern und zu klagen, da 
müssen die Trillerpfeifen glühen und die Tränen 
fließen bei den Geschichten der Mitarbeiter, 

die kaum über die Runden kommen mit dem 
bisschen Geld, was ihnen der Arbeitgeber gibt 
(mit Verlaub: und das nach Steuern und Sozial- 
abgaben noch im Geldbeutel bleibt). Auch 
Warnstreiks sind legitim, keine Frage, die sind 
ein integraler Bestandteil von Tarifverhandlun-
gen, gehören zum Ritual der Tarifautonomie 
und ein bisschen sicherlich auch zur Rechtferti-
gung der Daseinsberechtigung so manches Ge-
werkschaftssekretärs.

Aber seit dieser und letzter Woche frage ich 
mich ernsthaft, ob nicht langsam die Gren-
zen zwischen Warn- und Flächenstreiks ver-
wischen. Beispiel ÖPNV: Ein Warnstreik ist 
für mich, wenn die Busse zwischen Betriebs-
beginn und sagen wir mal 9:00 Uhr im Depot 
bleiben und der Berufsverkehr gestört wird. 
Ärgerlich, aber für Arbeitnehmer wie Schüler 
organisierbar. Letzte Woche wurde halb Bay-
ern einen ganzen Tag lang lahmgelegt, Mün-
chen sogar zwei Tage hintereinander. Da soll 
doch kein Arbeitgeber mehr gewarnt werden, 
da werden einfach die Bewohner der größ-
ten Städte schikaniert. Und an wem wird die-
ser Streik besonders ausgelassen? An den klei-
nen Leuten und denjenigen, die stationär ar-

beiten müssen. Schüler und 
Studenten können in den Dis-
tanzunterricht wechseln, also 
von zuhause aus vor der Com-
puterkiste lernen. White-col-
lar-Arbeitnehmer wechseln ein- 
fach ins Homeoffice und las-
sen die Streikenden am Wege 
stehen. Betroffen sind die, die 
zwingend persönlich am Ar-
beitsplatz sein müssen, in der 
Produktion, der Pflege, in Be-

treuungseinrichtungen, in Servicebereichen.
Diese Leute wurden am Freitag auch noch 

verhöhnt, weil der ÖPNV-Streik verbunden 
wurde mit den Klimaaktionen von Fridays for 
Future und anderen obskuren antikapitalisti-
schen Initiativen. Was könnte es für das Klima 
Besseres geben, als die Stadtbusse im Depot zu 
lassen und den Leuten klar zu verstehen zu ge-
ben, dass es wichtig ist, auch in der Stadt ein 
Auto zur Verfügung zu haben, wenn man mo-
bil bleiben will?

Ein weiterer Gipfel des Zynismus war die An-
kündigung, ausgerechnet am 8. März die Kin-
dertagesstätten und Horte zu bestreiken. Die-
ser Tag war in kommunistischen Ländern als 
internationaler Frauentag bekannt und wird 
in bisher streng sozialistisch regierten Ländern 
wie Berlin immer noch als Feiertag geführt. Da 
ist es doch eine besonders schöne Geste, aus-
gerechnet zu diesem Datum den Frauen das 
Leben noch etwas schwerer zu machen, die oh-
nehin schon die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu managen haben. 

Ich bitte, mich jetzt nicht falsch zu verste-
hen – die Tarifautonomie und das Streikrecht 
sind ein hohes Gut. Aber ernsthaft wird es doch 
auch im öffentlichen Dienst auf ein Ergebnis 
um die 5,2 bis 6,5 Prozent hinauslaufen, wie 
bei Metall und Chemie. Da mag es ganz an-
gebracht sein, zu poltern und zu drohen, um 
den Mitgliedern zu zeigen, wie sehr man sich 
einsetzt. Aber die Bürger als Geisel nehmen? 
Schließlich schaden Streiks im öffentlichen Sek-
tor nicht den Arbeitgebern, sondern nur den 
Bürgerinnen und Bürgern. 

Obwohl ich mich auch an Streiktagen nicht 
aus meiner Komfortzone bewegen muss, fielen 
mir doch die Worte Hans Magnus Enzensber-
gers ein: „Mürrische Leute, die andere mit ih-
rem Problem behelligen, die halte ich für rück-
sichtslos.“

            Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Streikrecht oder  
Gipfel des Zynismus?

Gemeinde Landensberg:

Jüngster Bürgermeister im 
Landkreis Günzburg verstorben
Der Bürgermeister der Gemeinde Landensberg Johannes 
Böse ist aus dem Leben geschieden. 2020 wurde Böse mit 
gerade 23 Jahre zum jüngsten Bürgermeister im Landkreis 
Günzburg gewählt. Sein so unerwarteter Tod brachte in die 
700-Seelen-Gemeinde große Trauer und Betroffenheit. 

„Johannes Böse bereicherte mit seiner stets fröhlichen und 
humorvollen Art das Gemeindeleben“, schreibt sein Stellver-
treter Friedrich Grasberger in einem Nachruf. Als ehrenamt-
lich tätiger Bürgermeister fand er trotz seiner jungen Jahre 
stets die richtigen Worte zu freudigen ebenso wie zu trauri-
gen Anlässen. Böse traf die richtigen Entscheidungen, forcier-
te mit vorausschauendem Blick weichenstellende Entwicklun-
gen und hatte eine standhafte Meinung. In der Orts- und Ver-
einsgemeinschaft der am westlichen Rand der auch „Holzwin-
kel“ genannten Landschaft im nördlichen Teil des Naturparks 
Augsburg-Westliche Wälder war Johannes Böse tief verwur-
zelt und packte überall schwungvoll an. Böse war auch Mit-
glied des Schulverbandes Mittelschule Burgau. Landrat Hans 
Reichhart erinnert in seinem Nachruf, wie der junge Bürger-
meister zu Beginn seiner Amtszeit die große Herausforderung 
der Corona-Pandemie meisterte.  hajo

V.l.: Thomas Eckert (Vorstandsvorsitzender der DÖMGES Architekten AG), Norbert Sterl (Leiter des Staatli-
chen Bauamts Passau), Staatsministerin Michaela Kaniber, Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Staatsmi-
nister Hubert Aiwanger, Dr. Bernhard Widmann (Leiter des TFZ), Dr. Vanessa Roden (Direktorin des NAWA-
REUMs) und Oberbürgermeister der Stadt Straubing Markus Pannermayr.  Bild: NAWAREUM

Stadt Straubing:

Feierliche Eröffnung des neuen 
Mitmach-Museums NAWAREUM

„Energiewende, Klimaschutz, Ernährung und die Nutzung nachwach-
sender Rohstoffe sind Themen, die uns alle angehen. Im NAWAREUM 
erhalten Groß und Klein Impulse, wie man selbst im Alltag aktiv wer-
den kann. Es ist ein Ort, an dem man Nachhaltigkeit mit allen Sinnen 
erleben und verstehen kann. Das NAWAREUM ist ein absolutes Glanz-
stück geworden und wir wünschen ihm alles Gute“, so die Staatsmi-
nisterin für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Michaela Kaniber.

„Zusammen mit den Bürgern 
und Unternehmen forcieren wir 
in Bayern einen Wandel zu er-

neuerbaren Energien und nach-
wachsenden Rohstoffen. Dabei 
brauchen wir die Unterstützung 
und den Tatendrang jedes Einzel-
nen. Für jedermann zugänglich 
zeigt das NAWAREUM die Chan-
cen dieses Wandels auf, macht 
Natur und Technik erlebbar und 
verdeutlicht die Zusammenhän-
ge. Die Eröffnung des NAWA-
REUMs ist daher ein Meilenstein 
für Energiewende und Bioökono-
mie in Bayern. Ich bin mir sicher, 
dass hier in Straubing einmal 
mehr viele gute Ideen und wich-
tige Schritte für ein zukunftsfähi-
ges Bayern ihren Anfang nehmen 
werden – bei einem Besuch im 
NAWAREUM“, betont Hubert Ai-
wanger, Staatsminister für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und 
Energie.

Nachhaltigkeit  
und Klimaschutz erleben

Das NAWAREUM ist ein Muse-
um für alle Altersklassen, das sei-
ne Gäste dazu einlädt, mit Spaß 
und Experimentierfreude in das 
Thema Nachhaltigkeit einzutau-
chen. Auf das Publikum wartet 
eine bunte Mischung aus Natur 
und Technik, Kunstwerken und 
Spielen, Wissen und Inspiration. 
Neben der Ausstellung gehören 
auch das Gebäude selbst, das In-
spiration für nachhaltiges Bauen 
liefert und der umliegende Gar-
ten, in dem man nachwachsen-
de Rohstoffe mit allen Sinnen er-
leben kann, zum Erlebnis NAWA-
REUM.

Auf drei Etagen und 1.250 m2 
ist Anfassen, Ausprobieren und 
Austauschen ausdrücklich er-
wünscht. Es gibt Mitmach-Stati-
onen, eine begehbare Pflanzen- 
zelle, interaktive Spieltische und 
als besonderes Highlight lädt eine 
hölzerne Rutsche mitten im Ge-
bäude zu einer rasanten Rutsch-
partie ein. Die Ausstellung ist für 
Kinder ab 12 Jahre konzipiert.  
Eine Reihe eigener Stationen, die 
mit einem kleinen Diamanten ge- 
kennzeichnet sind, geht speziell  
auf das Interesse von Kindern 
zwischen 6 und 12 Jahren ein. 

Museumspädagogisches  
Angebot

Das Museum kann auf eigene 
Faust erkundet werden oder im 
Zuge einer Führung. Für Schul-
klassen gibt es neben den Füh-
rungen derzeit drei verschiede-
ne Angebote: Kinder im Vorschul-
alter und bis zur vierten Klasse 
können einen Geheimnisbaum 

entdecken und dabei spannende 
Rätsel rund um den Wald lösen. 
Von der 1. bis zur 13. Klasse kön-
nen Schülerinnen und Schüler 
mit einer Reihe von Experimen-
ten in die Welt der erneuerbaren 
Energien eintauchen. Ein weite-
res Angebot, das vom Vorschulal-
ter bis zur 13. Klasse möglich ist, 
beschäftigt sich mit dem Wert 
von Lebensmitteln und nachhal-
tiger Ernährung. 

Museumsgarten  
und Architektur

Rund um das Haus lädt der 
Museumsgarten zum Erforschen 
und Verweilen ein. Hier wird der 
Begriff „nachwachsende Roh-
stoffe“ lebendig, denn hier gibt 
es eine Vielfalt unterschiedlicher 
Pflanzen zu bestaunen, die auch 
Teil der Ausstellung sind: Ver-
schiedene Getreidesorten, unter-
schiedliche Ölpflanzen und aro-
matische Heil- und Gewürzpflan-
zen. Dazu insektenfreundliche 
Blühpflanzen, die zur Energiege-
winnung genutzt werden, Pflan-
zen, deren Fasern zur Herstel-
lung von Stoffen verwendet wer-
den und Sträucher, in denen Vö-
gel und andere Tiere Futter und 
Schutz zugleich finden. Eine na-
türliche Oase, die frei zugänglich 
ist und somit dazu einlädt, dass 
die Bevölkerung sie auch unab-
hängig von einem Besuch in der 
Ausstellung zum Erkunden oder 
Entspannen nutzt. Dank barriere-
freier Wege ist das auch mit Kin-
derwagen und Rollstuhl möglich.

Das moderne Gebäude des NA-
WAREUMs – entworfen vom Ar-
chitekturbüro DÖMGES aus Re-
gensburg – ist selbst ein Ausstel-
lungsstück. Die 79 freistehenden 
Lärchenstämme der Südfassa-
de aus den Bayerischen Staats-
forsten werden dem Thema der 
nachwachsenden Rohstoffe ge-
recht. Sie symbolisieren eine 
Baumallee entlang der Glasele-
mente der Fassade. Im Eingangs-
bereich weitet sich die Allee zu 
einem kleinen Vorplatz mit in 
der Tiefe gestaffelten Holzstäm-
men. Eine verglaste Öffnung im 
Vordach setzt hier einen Licht-
punkt, der an eine Waldlichtung 
erinnern soll. Die 11,50 m ho-
hen Baumstämme aus dem na-
hen Bayerischen Wald sind in ih-
rer Oberfläche naturbelassen. Sie 
tragen zum Teil die auskragende 
Dachkonstruktion.  

Passivhaus-Standard

Das Staatliche Bauamt Passau 
fungierte als Bauträger des Pro-
jekts. Ziel war es, die hohen Stan-
dards eines Museumsbaus mit 
dem energetischen Standard ei-
nes Passivhauses zu vereinba-
ren. Die Bauteile sind, wo immer 
möglich, aus nachwachsenden 
Rohstoffen konstruiert – so zum 

Beispiel die tragenden Außen-
wände und Dachtragwerk aus 
Holzrippenplatten, Stützen aus 
Leimholz oder die Dämmung von 
Fassade und Dach aus Holzfaser-
platten und -matten.

Innovative  
Energieversorgung

Die zur Versorgung des Ge-
bäudes mit 2.450 m2  Nutzflä-
che notwendige Heizenergie 
und Prozesskälte wird über Geo-
thermie aus rund 40 Erdwärme-
sonden in Verbindung mit einer 
Wärmepumpenanlage gewon-
nen. Ergänzt durch den Einsatz 
von Solar- und Photovoltaikan-
lagen, kann die Energieversor-
gung des Gebäudes weitgehend 
über regenerative Energieträ-
ger gedeckt werden. Zum Passiv- 
haus-Standard gehört zudem ei-
ne besonders wirksame Däm-
mung von Außenwänden, Bo-
den und Dach, die Dreifach-Ver-
glasung der Fensterflächen sowie 
die moderne Lüftungstechnik mit 
Wärmerückgewinnung. Auf dem 
begrünten Dach befinden sich 
neben verschiedenen Pflanzen 
270 Quadratmeter Photovoltaik- 
und 130 Quadratmeter Solar- 
thermie-Kollektoren.

Barrierefreiheit

Das NAWAREUM ist ein Ort 
für alle. Es wurden verschiedene 
Maßnahmen ergriffen, um den 
Besuch möglichst barrierearm zu 
gestalten. In Zukunft sollen Füh-
rungen für blinde und sehbehin-
derte Menschen angeboten wer-
den. Im Außenbereich des Muse-
ums gibt es ein taktiles Bodenleit-
system. Es führt vom Parkplatz 
zum Haupteingang und von dort 
zur Kasse, zum Aufzug und zu den 

Treppen. Der Rundgang durch die 
Dauerausstellung ist rollstuhlge-
recht. Bis auf das Dachgeschoss, 
das einen Ausblick auf die Solar- 
thermie- und Photovoltaik-Anla-
gen bietet, sind alle Stockwerke 
mit dem Aufzug erreichbar. Die 
Videos in der Ausstellung enthal-
ten optionale englische Unterti-
tel. Für gehörlose oder hörbehin-
derte Menschen weisen alle Vi-
deos darüber hinaus entweder 
eine Übersetzung in Deutscher 
Gebärdensprache (DGS) oder 
deutsche Untertitel auf. 

Zukunft nachhaltig gestalten

Das NAWAREUM möchte Lö-
sungen für die Zukunft aufzei-
gen und ein offener Ort sein, 

der zu Inspiration und Aus-
tausch einlädt. Zu diesem Zweck 
sind laufend weitere Veranstal-
tungen geplant, die sich jeden 
Monat an einem Thema orien-
tieren. 

„Viele Menschen fühlen sich 
im Angesicht der Umweltzer-
störung hilflos – die Klimakrise, 
die Zerstörung von Habitaten, 
und die Flut an Müll auf dem 
Land und im Wasser machen 
vielen von uns große Sorgen. Im 
NAWAREUM möchten wir nicht 
nur über diese Herausforderun-
gen informieren, wir möchten 
auch Lösungsansätze aufzeigen 
und wieder gemeinsam etwas 
hoffnungsvoller in die Zukunft 
blicken“, so Dr. Vanessa Roden, 
Direktorin des NAWAREUMs.  r

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
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Vorschau auf GZ 6/2023
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 23. März 2023 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser l Abwasser
• Kommunaler Bau: Krankenhäuser l Pflegeheime l 

Gerontotechnik l Rehabilitation l Schulen l Kindergärten, 
Horte l Spielplätze

• Kommunal-Marketing l Stadtmarketing
• Sicherheit und Arbeitsschutz
• Brand- und Katastrophenschutz l Extremwetterereignisse

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt die GZ-Eigenbeilage „Aktuelle Heraus-
forderungen im kommunalen Straßenbau“ bei. Wir bitten 
um freundliche Beachtung.  r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale  
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling

Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Altersversorgung

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2023 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Softwarelösungen

Kommunalfahrzeuge

„Netzwerkerinnen bei der Gründung“: v. l.: Doris Linke (Zentrum für Umwelt und Kultur Benediktbeuern), 
Elisabeth Freundl (Bürgerstiftung Energiewende Oberland), Ann-Kathrin Speidel (Jugendsiedlung Hoch-
land e.V.), Elisabeth Necker (Revierförsterin AELF Holzkirchen), Veronika Böhm (Klimaschutzmanagerin, 
LRA), Angelika Sanow (Ökologische Akademie e.V.), Johanna Bartsch (CreNatur), Beate Hafner (KBW Bad 
Tölz-Wolfratshausen), Margret Hütt (Gebietsbetreuerin LRA), Elke Keil (Fachberaterin Umwelterziehung 
und Lehrerin der Jahn-Grundschule Bad Tölz). Foto: Dorothea Bigos, Kreisbildungswerk.
 Bild: Dorothea Bigos, Kreisbildungswerk

Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen: 

Bildungsnetzwerk  
für nachhaltige Entwicklung

Bildungsakteure aus dem Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen haben 
sich in einem der frisch renovierten Räume des Kreisbildungswerks 
im Kloster Beuerberg zum zweiten Treffen des neu gegründeten Netz-
werks „Bildung für nachhaltige Entwicklung im Oberland“ getroffen. 
Ziel des Netzwerkes ist es, die Bildung für nachhaltige Entwicklung im 
Landkreis zu stärken. Erste Umsetzungsschritte sind die Einrichtung 
einer Online-Plattform und regelmäßige Netzwerktreffen.

Das Konzept Bildung für nach-
haltige Entwicklung (BNE) ent-
stand bereits vor einiger Zeit aus 
den wachsenden Herausforde-
rungen unserer Zeit, wie dem Kli-
mawandel, dem Verlust der Ar-
tenvielfalt und dem notwendigen 
Umstieg auf regenerative Ener-
gien. Diese machen nicht nur so-
fortiges Handeln notwendig, son-
dern verpflichten uns auch dazu, 
uns selbst und kommende Ge-
nerationen auf den Umgang mit 
diesen Herausforderungen vor-
zubereiten. 

Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung setzt dabei auf hand-
lungsorientierte, innovative Päda- 

gogik, um Lernende in die Lage 
zu versetzen, sowohl Verständnis 
als auch Kompetenzen zu entwi-
ckeln, um im Sinne einer nachhal-
tigen Transformation der Gesell-
schaft zu handeln.

Überblick  
über bestehende Angebote

Um BNE im Landkreis Bad 
Tölz-Wolfratshausen zu stär-
ken und damit wichtige Impulse 
zum konkreten Handeln für Kin-
der, Jugendliche und Erwachse-
ne zu geben, wurde auf Initiative 
der Umweltstation Ökologische 
Akademie e.V. und unterstützt 

vom Klimaschutzmanagement 
des Landkreises im Herbst letz-
ten Jahres ein Bildungsnetzwerk 
für nachhaltige Entwicklung im 
Oberland ins Leben gerufen. Ein 
Ziel des Netzwerks ist es, beste-
hende Angebote im Landkreis 
sichtbarer zu machen sowie neue 
Lernorte und Bildungsangebote 
zu schaffen. „Zahlreiche qualifi-
zierte Bildungsakteure bieten be-
reits eine Vielfalt an interaktiven 
Angeboten für Schüler jedes Al-
ters an und decken dabei bereits 
ein breites Themenspektrum ab. 
Auch an motivierten Lehrerinnen 
und Lehrern, die ihren Schüle-
rinnen und Schülern den Erwerb 
entsprechender Kompetenzen 
ermöglichen wollen, mangelt es 
nicht“, wie Elke Keil, Fachbera-

terin für Umwelterziehung und 
Lehrerin in der Jahn-Grundschu-
le in Bad Tölz, bekräftigt. Einzig 
die engere Kooperation zwischen 
diesen beiden Parteien (Schulen 
und externen Kooperationspart-
nern) fehlt und genau an dieser 
Stelle kommt das neu gegründe-
te BNE-Netzwerk zum Einsatz. Als 
ersten Schritt will das Netzwerk 
eine Online-Informationsplatt-
form als zentrale Anlaufstelle für 
BNE-Interessierte einrichten, die 
einen Überblick über die Fülle 
und Bandbreite bestehender An-
gebote verschafft und darüber hi-
naus auch außerschulische Lern-
orte sichtbar macht.

Langfristige Perspektive

Auch die Vernetzung und  
Kooperation der Bildungsakteu-
re untereinander ist ein weiteres 
Ziel und Voraussetzung für die Er-
weiterung der Bildungslandschaft 
im Landkreis. Regelmäßige Netz-
werktreffen sollen darüber hin-

aus die Zusammenarbeit und den 
Austausch der Akteure unterei-
nander anregen und ein vonein-
ander lernen ermöglichen. Das 
Netzwerk versteht sich als frei-
williger Zusammenschluss und ist 
stets offen für neue Mitglieder.

Langfristig besteht die Mög-
lichkeit, das Netzwerk auf das 
gesamte Oberland auszuweiten. 
„Beim Thema Bildung für nach-
haltige Entwicklung macht es kei-
nen Sinn, in Landkreis-Grenzen 
zu denken“, sagt Veronika Böhm, 
die Klimaschutzmanagerin des 
Landkreises Bad Tölz-Wolfrats-
hausen. Doch bis es soweit ist, 
muss erst einmal hier im Land-
kreis eine Struktur etabliert wer-
den.  r

Bezirk Mittelfranken:
Neue Broschüre der 
Limesfachberatung

Was Mittelfrankens ein-
ziges UNESCO-Weltkul-
turerbe, der Obergerma-
nisch-Rätische Limes, zu 
bieten hat, darüber gibt ei-
ne kostenlose Publikati-
on der Limesfachberatung  
des Bezirks Mittelfranken 
Auskunft. Auf 50 Seiten fin-
den Interessierte Führun-
gen über das Leben am Li-
mes, Aktionen wie den 
Auftritt der Bataver-Kohor-
te mit römischen Lagerle-
ben oder interessante Vor-
träge und Ausstellungen 
rund um die 69,3 Kilometer 
lange Strecke des einstigen 
römischen Grenzwalls zwi-
schen Mönchsroth und Rai-
tenbuch. 

Angefordert werden kann 
die Broschure per eMail an 
limesfachberatung@be-
zirk-mittelfranken.de. Au-
ßerdem steht sie auf der 
Homepage des Bezirks un-
ter www.bezirk-mittelfran-
ken.de im Bereich Kultur & 
Heimat/Heimatpflege/Li-
mesfachberatung zum kos-
tenfreien Herunterladen 
bereit.  r

mailto:limesfachberatung%40bezirk-mittelfranken.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:limesfachberatung%40bezirk-mittelfranken.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.bezirk-mittelfranken.de
http://www.bezirk-mittelfranken.de


Rund 860.000 km Straßen sind die sichtbaren Lebensadern 
unseres Zusammenlebens in Deutschland. Die Gemeindestra-
ßen, deren Bau und Unterhalt den Gemeinden innerhalb 
ihres Gemeindegebietes obliegt, bilden weit über die Hälfte 
des Straßennetzes ab. Für den kommunalen Straßenbau und 
-unterhalt erhalten die bayerischen Gemeinden pauschale 
Fördermittel des Freistaats. Darüber hinaus können Neu- und 
Ausbauprojekte von verkehrswichtiger Bedeutung gefördert 
werden. „Aufgrund hoher Energiepreise, massiv steigender 
Erzeugerpreise, steigender Umweltauflagen, stetig steigender 
Kosten für Transport und Entsorgung von Bauabfällen und des 
Fachkräftemangels stehen die Ausbau- und Erhaltungsplanun-
gen der Kommunen im Straßenbau zunehmend unter Druck“, 
erläuterte eingangs GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel. 

Wie in Stoffkreisläufen gedacht, geplant und gebaut werden 
sollte, führte Baudirektor Dr.-Ing. Johann Eicher, Bayerisches 
Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, aus. In der 
Bauwirtschaft sei eine steigende Akzeptanz zu verzeichnen 
und eine boomende Nachfrage nach Sekundärbaustoffen zu 
erwarten. Mit deren verstärktem Einsatz könne jeder Bauherr 
nicht nur seine Entsorgungs- und Baustoffkosten senken. Die 
Vermeidung langer Transportwege für Materialanlieferung 

und Entsorgung helfe aber vor allem dabei, CO2-Ausstoß und 
Verkehrsbelastung zu verringern und somit aktiv einen Beitrag 
für mehr Klima- und Umweltschutz zu leisten. 

Die Ersatzbaustoffverordnung wird Eicher zufolge ab August 
2023 rechtsverbindlich anzuwenden sein. Die Vorbereitungen 
zur Umsetzung in Bayern seien in vollem Gange. Dabei müsse 
die Qualität der Baustoffe in Hinblick auf die technischen und 
umweltfachlichen Anforderungen gleichermaßen gesichert 
sein. Gerade dies sei jedoch mit den neuen und noch zu er-
wartenden Regelwerken relativ logisch und einfach möglich. 

Im Rahmen des Bayerischen InfrastrukturForums 2022 griff eine virtuelle GZ-Expertenrunde „Aktuelle Herausforderungen im 
kommunalen Straßenbau“ auf und stellte diese gemeinsam mit den Partnern Landesverband Bayerischer Bauinnungen, Bayeri-
scher Bauindustrieverband, Baustoff Recycling Bayern, Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden, Landeshaupt-
stadt München und Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr lösungsorientiert zur Diskussion.

Sonderdruck                                                       9. März 2023        74. Jahrgang Nr. 5|2023

VIRTUELLE GZ-EXPERTENRUNDE: 

Aktuelle Herausforderungen im kommunalen Straßenbau 

Playmobil Herrieden
Bild: Ernst Hähnlein Bau-GmbH, Feuchtwangen, www.ehf-bau.de
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Baudirektor 
Dr.-Ing. Johann Eicher 

Bild: StMB

GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel 

Bild: Jessica Maiwald-Kassner
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Bodenaushub als Ressource behandeln
HOLGER SEIT  |  LANDESVERBAND BAYERISCHER BAUINNUNGEN

Jährlich fallen bei Baumaßnahmen in Bayern rund 33 Millio-
nen  Tonnen Bodenaushub an. Dieser riesige Stoffstrom wird 
derzeit noch weit überwiegend als Abfall behandelt. Zwar 
werden etwa 89 Prozent der Bau- und Abbruchabfälle, zu 
denen auch die Abfallart „Boden und Steine“ gehört, ver-
wertet, aber dies geschieht meist noch durch die Verfüllung 
von Gruben und Brüchen mit Bodenaushub1. Viel zu wenig 
Bodenaushub wird als Baumaterial auf anderen Baustellen 
wiederverwendet. Dies muss sich schnell und radikal än-
dern. Denn zum einen führen konkurrierende Nutzungen, 
immer weniger Abbauflächen und eine vielerorts mangeln-
de Akzeptanz in der Bevölkerung zum Rückgang der Abbau- 
flächen und damit auch der künftigen Verfüllgruben für Bo-
denmaterial und Bauschutt, zum anderen zwingt die kli-
magerechte und dem Stoffkreislauf verpflichtete Transfor-
mation der Bauwirtschaft zur Wiederverwendung von Boden- 
aushub als wertvolle Ressource für Bauvorhaben. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) am 17.11.2022 
mit seinem richtungsweisenden „Porr-Urteil“2 bestätigt. In 
der Folge dieses Urteils ergeben sich neue Möglichkeiten, 
Bodenmaterial, auch wenn es nicht wieder auf der Baustelle 
verwendet werden soll, direkt als Ressource wieder zu ver-
wenden. So kann etwa der Bauherr schon vor dem Aushub 
die Qualität des Bodenmaterials bestimmen und eine pas-
sende umweltgerechte Verwendung festlegen. Dann ist das 
ausgehobene Bodenmaterial kein Abfall, weil es an einer 
Entledigung fehlt.

Aber auch immer dann, wenn das Bodenmaterial zunächst 
als Abfall behandelt werden muss, sollten sich kommunale 
Bauherren darum bemühen, dieses als wertvolle Ressource 
wieder im Baustoffkreislauf zu verwerten. Ein Bodenma-
nagement ist dabei die zentrale Lösung für den Umgang mit 
Bodenaushub. Dies hat ab dem 1. August 2023 nach den 
Anforderungen der neuen Ersatzbaustoffverordnung und der 
novellierten Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
zu geschehen, sofern das Material als Abfall behandelt wer-
den muss. Es empfiehlt sich, sich mit den neuen Anforderun-
gen intensiv auseinander zu setzen. Denn vieles ändert sich 
gegenüber der bisherigen Praxis:

•  Alle mineralischen Bauabfälle müssen nun vom 
Erzeuger / Besitzer oder dem Betreiber der Aufbe-
reitungsanlage vor jeder Verwertung im Tief- und 
Straßenbau auf Schadstoffe beprobt, chemisch 
analysiert, bewertet, klassifiziert, dokumentiert 
und nach Einbautabellen verwertet werden. 

• Betreiber von Zwischenlagern müssen Annahmekont-
rollen durchführen und Bodenmaterial und Baggergut 
vor ihrer Verwertung von einer Untersuchungsstelle 
untersuchen, bewerten und klassifizieren zu lassen.

•  Für die Analytik der Proben gibt es neue  
Anforderungen.

• Es gibt eine komplett neue Klassifikation und 
Einbautabellen in der Ersatzbaustoffverordnung 
(EBV). Die sog. „Z-Werte“ nach der LAGA M 20 
als Voraussetzung für die Beurteilung des Ver-
wertungsweges wird es nicht mehr geben. 

•  Für höher belastete mineralische Ersatzbaustoffe 
wird ein Ersatzbaustoffkataster eingeführt. 

•  Und für Aufbereitungs-/ Recyclinganlagen 
wird die bisher freiwillige Güteüberwachung 
verpflichtend eingeführt.  

Bis zum Inkrafttreten der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) 
geben der  neue Leitfaden des Bayerischen Landesamts für 
Umwelt „Umgang mit Bodenaushub“ und die dort gezeigten 
Best-Practice-Beispiele zum Bodenmanagement beim inner-
städtischen  Leitungsbau, der Umlagerung von Bodenmaterial 
in einem neuen Baugebiet oder etwa der Wiederverwendung 
im Straßenbau wertvolle Hinweise. 

LBB-BAYERN.DE

Bodenaushub, 
ein Abfallstoff ?

Bild: Built Robotics auf unsplash

Holger Seit
Bild: Landesverband Bayerischer Bauinnungen

Quellenangaben:
1   Antwort der Bayerischen Staatsregierung auf eine Anfrage Bündnis 90/Die Grünen, 
   Bayerischer Landtag, DS18/10891 vom 14.01.2021
2 Europäischer Gerichtshof (EuGH) , Urteil vom 17.11.2022, Aktenzeichen C-238/21

https://www.lbb-bayern.de/
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Als Folge der Corona-Krise 
und anderer globaler Markt- 
ereignisse kam es bereits ab 
2021 zu teilweise drastischen 
Preiserhöhungen und Liefer-
engpässen bei verschiedenen 
Rohstoffen. Mit Beginn des 
Kriegs in der Ukraine im Feb-
ruar 2022 hat sich die Situati-
on bei Baumaterialien und 
Rohstoffen schlagartig und 
deutlich verschärft. Die Folge: 

Durch die aktuellen Materialpreissteigerungen verteuern sich 
auch Projekte im kommunalen Straßenbau teilweise erheb-
lich, was unter anderem zur Überschreitung der kommunalen 
Budgets führt. 

Aufgrund der kommunalen Autonomie sind die Gemeinden an 
die Materialpreiserlasse von Bund und Freistaat nicht gebun-
den. Mit Schreiben des BayStMl vom 6. April 2022 wird den 
Kommunen die entsprechende Anwendung der Erlasse bei 
Ihren Baumaßnahmen lediglich empfohlen, verbindlich ist dies 
für die Gemeinden jedoch nicht. „Dies hat zur Folge, dass sie 
sich in einer Reihe von Fällen sowohl bei Bestandsverträgen 
weigern, bei Materialpreissteigerungen Preisanpassungen vor-

zunehmen als auch bei Neuausschreibungen Stoffpreisgleitun-
gen aufzunehmen“, betonte Robert Huber.

Für den Bauunternehmer bestehe keine Möglichkeit, bei seinem 
kommunalen Auftraggeber den Einsatz von Stoffpreisgleitklau-
seln oder anderen vertraglichen Anpassungsmechanismen zu 
erzwingen. Obwohl unabhängig von den Materialpreiserlassen 
dem Bauunternehmer bei erheblichen Materialpreissteigerun-
gen unter bestimmten Umständen (Preis-)Anpassungsansprü-
che nach § 313 BGB zustünden, müsse dieser bei Weigerung 
des kommunalen Auftraggebers diese Ansprüche im Zweifel 
gerichtlich durchsetzen, wobei die Risiken beträchtlich und der 
Zeitaufwand erheblich seien.

In dieser schwierigen Lage, so Huber, sollten Auftraggeberge-
ber und Auftragnehmernehmer versuchen, „einvernehmliche 
Preisanpassungsregelungen mit dem Komm-AG zu erstreben“. 
Sinnvoll sei es, das Gespräch zu suchen, um auf die Kosten- und 
Risikosituation aufmerksam zu machen. Ziel sollte sein, das sich 
realisierte Risiko fair zu teilen. Der Komm-AG sei nicht verpflich-
tet, aber ausdrücklich berechtigt, die Mehrkostenerlasse für ei-
gene Straßenbauvorhaben anzuwenden. Eine einvernehmliche 
Lösung sei hier in aller Regel einer gerichtlichen Auseinander-
setzung vorzuziehen, auch wenn die eigenen Wunschvorstel-
lungen nicht vollumfänglich realisiert werden könnten. 

ROBERT HUBER |  BAYERISCHER BAUINDUSTRIEVERBAND E.V.  (BBIV)

Materialpreissteigerungen im kommunalen 
Straßenbau in Bayern – Herausforderungen in der Praxis  

Robert Huber

Die hochwertige Verwertung von mineralischem Bauschutt und 
Straßenaufbruch sowie deren Wiedereinsatz in der Bauindust-
rie als Sekundärrohstoffe („Recycling-Baustoffe“) trägt in er-
heblichem Umfang zur Einsparung von Primärressourcen und 
schließlich auch zum Klimaschutz bei. Das Thema Gütesiche-
rung spielt für das Vertrauen der Auftraggeber in Sekundärbau-
stoffe, aber auch in der Kommunikation mit den Bundes- und 
Landesumweltministerien, Behörden und Kommunen zur Um-
setzung eines ordnungsgemäßen Vollzugs der Ersatzbaustoff-
verordnung eine bedeutende Rolle.

Im Umgang mit Recycling-Baustoffen im Straßenbau ist laut 
Stefan Schmidmeyer und Dr. Bernhard Kling das Augenmerk 
auf die Sicherung des langfristigen Bedarfs an Gesteinsroh-
stoffen zu legen. Allein in Bayern summiert sich der Bedarf an 
mineralischen Rohstoffen auf rund 150 Mio. Tonnen, davon 
allein rund 120 Mio. Tonnen Sand, Kies und Schotter für die 
Bauwirtschaft. Für jeden Einwohner bedeutet dies, dass er 
pro Tag über 30 Kilogramm benötigt – also mehr als ein Kilo-
gramm Steine pro Stunde.

Bau- und Abbruchabfälle sind sowohl in Deutschland als auch 
in Bayern der mengenmäßig bedeutendste Abfallstrom. Im 
Freistaat fallen insgesamt rund 50 Mio. Tonnen zu entsorgende 
Abfälle aus Bau- und Abbruchmaßnahmen an – mit den drei 
größten Fraktionen Bodenaushub und Steine mit über 33 Mio. 

Tonnen, Bauschutt mit mehr als 10 Mio. Tonnen sowie Stra-
ßenaufbruch mit knapp 4 Mio. Tonnen. Davon wurden 12 % 
beseitigt, 54 % in Gruben, Brüchen und Tagebauen verfüllt und 
lediglich 20 % recycelt bzw. in Asphaltmischanlagen aufberei-
tet. 10 % wurden direkt bei Baumaßnahmen wieder eingesetzt.

Um die Ressourcen zu schonen, müssen Schmidmeyer und 
Kling zufolge die Potenziale von Recycling-Baustoffen genutzt 
werden. Technische Regelwerke mit den Vorgaben „Zusam-
mensetzung nach Bestandteilen“, „Umweltrelevante Merk-
male“ und „Bautechnische Anforderungen“ ließen hier eine 
Vielzahl an Einsatzmöglichkeiten zu.  

STEFAN SCHMIDMEYER |  BAUSTOFF RECYCLING BAYERN E.V.  UND 
DR.  BERNHARD KLING |  BAYERISCHER INDUSTRIEVERBAND BAUSTOFFE,  STEINE UND ERDEN E.  V.  (BIV)

Umgang mit Recycling-Baustoffen im Straßenbau  

Dr. Bernhard Kling 
Bild: Bayerischer Industrieverband 

Baustoffe, Steine und Erden e.V. (BIV)
Stefan Schmidmeyer

Bild: Baustoff Recycling Bayern e.V. 

BAUINDUSTRIE-BAYERN.DE

https://www.bauindustrie-bayern.de/
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DANIEL RANK |  LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

EU-Projekt „URGE: Circular Building Cities“
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München war Partner im europaweiten 
Projekt „URGE: Circular Building Cities“. 
Im intensiven Austausch wurden lokale 
Maßnahmen entwickelt, um die Kreis-
laufwirtschaft im Bausektor in europäi-
schen Städten langfristig zu etablieren. 
Gefördert wird das EU-Projekt durch 
URBACT, das europäische Programm für 
nachhaltige Stadtentwicklung.

Unter der Leitung der niederländischen 
Stadt Utrecht bildete München für URGE 
von 2019 bis 2022 ein sogenanntes Ak-
tionsplanungsnetzwerk mit den Städten 
Riga, Prato, Kopenhagen, Granada, Ka-
vala, Maribor und der Region Portugal 
Oeste. Das Kommunalreferat betreute 
federführend für die Landeshauptstadt 
München das Projekt URGE - unterstützt 
durch den Fachbereich Europa und In-
ternationales im Referat für Arbeit und 
Wirtschaft. 

Eine lokale Expertengruppe, die URBACT 
Local Group (ULG), arbeitete während 
des Projekts und darüber hinaus an der 
Entwicklung geeigneter Maßnahmen 
mit. Im Mai 2022 verabschiedete der 
Münchner Stadtrat den „Maßnahmen-
plan zur Förderung und Etablierung 
einer Kreislaufwirtschaft im Bausektor“. 

Das URGE-Projekt endete europaweit im 
August 2022.

Als Münchner Modellareal diente das 
ca. 50 Hektar große Gelände der ehe-
maligen Bayernkaserne in Freimann. Bis 
ungefähr 2030 sollen dort 5.500 neue 
Wohnungen für circa 15.000 Menschen 
entstehen, außerdem Schulen, Sport-
anlagen, ein Stadtpark und alles, was 
ein dicht bebautes modernes Stadtvier-
tel lebenswert macht. 2019 beschloss 
der Münchner Stadtrat dafür ein inno-
vatives Recyclingkonzept mit dem Fokus 
auf Grauer Energie.

Im Pilotprojekt lässt das Kommunalrefe-
rat beim Abriss der alten Militärgebäude 
Bauschutt direkt vor Ort sortieren und 
wiederaufbereiten, so dass große Teile 
davon als Recycling-Beton in den Neu-

bauten Verwendung finden. Anfallendes 
Erdreich wird zudem getestet und für 
den Gartenbau oder die Landwirtschaft 
verwendet. Das Baustoff-Recycling er-
möglicht es  zudem, hohe Entsorgungs- 
kosten zu vermeiden. So kann die Stadt-
verwaltung zeigen, dass die Kreislauf-
wirtschaft sowohl ökologischen als auch 
wirtschaftlichen Nutzen schafft. 

STADT.MUENCHEN.DE/INFOS/URGE.HTML

Recycling-Baustoffe dürfen in der Regel nur als geprüfte, güte 
überwachte und zertifizierte Recycling-Baustoffe in Verkehr  
gebracht und in technischen Bauwerken eingesetzt werden. 
Sekundärbaustoffe, die die Anforderungen der einschlägigen 
Regelwerke (z.B. DIN-Normen,  TL Gestein-StB,  TL SoB-StB, TL Bub 
E-StB, Länderspezifische Regelungen usw.) erfüllen, sind  für den 
jeweiligen Verwendungszweck geeignet und gelten im Sinne 
des Vergaberechts als ungebrauchte Baustoffe. Recycling bzw. 
Sekundärbaustoffe sind somit den Primärbaustoffen gleich- 
wertig. Nur durch die Zertifizierung kann sichergestellt werden, 

dass alle bautechnischen und umweltrelevanten Eigenschaften, 
abgestimmt auf den jeweils geplanten Einsatzbereich, regelmäßig 
geprüft und die Anforderungen umfänglich eingehalten werden.

Ein Beitrag zur Nachhaltigkeit ist die Berücksichtigung von 
Transportentfernungen. Bei der Primärrohstoffgewinnung ent- 
lasten RC-Baustoffe den Flächendruck. Wichtig ist es, die Akzep-
tanz durch den Einsatz von güteüberwachten und zertifizierten 
RC-Baustoffen zu erhöhen. Hier kommt der Öffentlichen Hand 
eine Vorbildfunktion zu. 

Daniel Rank

INNOVATIVES RECYCLINGKONZEPT AUF DEM 

50 H AREAL DER EHEMALIGEN BAYERNKASERNE 

Baufeldfreimachung

Selektiver Rückbau

Aufbereitung

Einbau / Verarbeitung

Mobile Betonherstellung

BIV.BAYERN 
BAUSTOFFRECYCLING-BAYERN.DE

https://stadt.muenchen.de/infos/urge.html
https://www.biv.bayern/
https://www.baustoffrecycling-bayern.de/

